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Tarifrunde beim Bau 

Bei Redaktionsschluss dieser UZ fand die Ver¬ 
handlungsrunde über die Tarife im Baugewerbe 
statt. Hintergründe dazu auf. 

Seite 3 



„Panama Papers“ 

Enthüllung von Bauernopfern und Intimfeinden. 
Wieder im Fadenkreuz: Russlands Präsident 
Wladimir Putin. 
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Neue Scharmützel im Klassenkampf 

Renten, Leiharbeit und Werkverträge im Fadenkreuz von Kapital und Politik. 



„Generalstreik gegen das Kapital“. In Frankreich gingen über eine Million Menschen auf die Straße 


D ie Junge Union (JU) zündelt 
bei den Renten. Sie hat erst 
vor wenigen Tagen erneut ei¬ 
nen alten Hut aus der Mottenkiste 
geholt: Statt die Mindestlöhne und 
damit die Beiträge zu den Renten 
zu erhöhen, sollten die Menschen, 
wenn sie denn Arbeit haben, au¬ 
tomatisch und kontinuierlich län¬ 
ger arbeiten. Unterstützung bekam 
Paul Ziemiak, der Chef der JU, von 
Hubertus Porschen, dem Vorsitzen¬ 
den des Bundesverbandes Junger 
Unternehmer, und von Alexander 
Erdland, Präsident des Gesamtver¬ 
bandes der Deutschen Versiche¬ 
rungswirtschaft. 

Philipp Mißfelder, einer der Vor¬ 
gänger von Ziemiak, hatte schon vor 
zwei Jahren eine weitere Anhebung 
in das Renteneintrittsalter gefordert. 
Selbst die Senioren-Union mochte 
nicht Beifall klatschen. Mißfelders 
damalige Forderung, Älteren kei¬ 
ne neuen Hüftgelenke einzusetzen, 
wurde von den Jungunionisten jetzt 
allerdings nicht erneut erhoben. 

Ähnlich wie im Zusammenhang 
mit den Forderungen zur Zerschla¬ 
gung der Generationensolidarität 
hatte es kürzlich Angriffe auf den 
Mindestlohn gegeben. Den sollten 
Asylbewerber und Flüchtlinge nach 
Auffassung der CDU nicht bekom¬ 
men - wenigstens für die ersten 
sechs Monate nicht. Dagegen wurde 
aber die Minderbezahlung für Prak¬ 
tikanten aus der Gruppe der Asylbe¬ 
rechtigten auf mindestens sechs Mo¬ 
nate verlängert. Die FAZ schrieb - 
ausgerechnet am 1. April - über eine 
Forderung der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbän¬ 
de (BDA), dass „alle bestehenden 
rechtlichen Hürden rasch abgebaut 
werden.“ Gleichzeitig prognostizier¬ 
te die BDA: „Eine reibungslose und 
schnelle Eingliederung in Arbeit ist 
nur bei wenigen Flüchtlingen zu er¬ 
warten.“ Ein Beschäftigungsverbot 
in der Zeitarbeit müsse vollständig 
abgeschafft werden. 


Die CSU hebelt ihrerseits selbst 
den Koalitionsvertrag aus, nach dem 
Leiharbeit zwar nicht verboten, aber 
graduell besser bezahlen werden soll. 
Lohngleichheit ist nun gestrichen. 
Statt dessen ist Lohndumping ange¬ 
sagt. Streikbrecher werden gesucht. 
Der DGB erinnert an die Verspre¬ 
chungen von CDU/CSU und SPD im 
Koalitionsvertrag: „Den Missbrauch 
von Werkverträgen und Leiharbeit 
werden wir verhindern.“ Und er ver¬ 
weist auf das, was nun zu erwarten ist: 
„NICHTS“. 

★ 

Diese Angriffe verlangen Gegen¬ 
wehr. Wie das geht, zeigen erneut 
die machtvollen Demonstrationen in 
Frankreich. Hunderttausend gingen 
in Paris gegen Staatspräsident Fran¬ 
cois Hollande von der Parti Socialis- 
te (PS) auf die Straßen, um das neue 


Arbeitsgesetz der Regierung zu stop¬ 
pen. Im ganzen Land waren es eine 
halbe Million. Weitere Proteste sol¬ 
len folgen. Für das neue Gesetz gibt 
es bei den Franzosen keine Mehr¬ 
heit. Keine Mehrheit für unterneh¬ 
merorientierte Erleichterungen von 
Kündigungen. Hollande wird auf der 
Beliebtheitsskala nach unten durch¬ 
gereicht. Er befindet sich auf einer 
ähnlichen Rutschbahn wie sein so¬ 
zialdemokratischer Bruder Sigmar 
Gabriel. 

Diese Angriffe verlangen Ge¬ 
genwehr. Und die Kolleginnen und 
Kollegen im Öffentlichen Dienst be¬ 
gannen deshalb in dieser Woche mit 
Warnstreiks in mehreren Bundeslän¬ 
dern um ihre tariflichen Forderungen 
durchzusetzen. 

„Wir lassen uns nicht spalten!“ 
lautet auch die Forderung des DGB 


bei der Kundgebung gegen den 
Missbrauch von Leiharbeit und 
Werkverträgen am Samstag, 9. Ap¬ 
ril, 11.00 Uhr, auf dem Odeonsplatz 
in München. In dem Aufruf heißt es: 
„Der Missbrauch von Leiharbeit und 
Werkverträgen nimmt immer mehr 
zu, in allen Branchen, ob Automo¬ 
bilhersteller, Schlachthöfe, am Bau, 
im Einzelhandel und in Kranken¬ 
häusern, in Schulen und Verkehrs¬ 
betrieben.“ 

Auch die DKP fordert, dass kein 
Beschäftigter schlechter als die 
Kolleginnen und Kollegen aus der 
Stammbelegschaft bezahlt werden 
dürfen und vor allem ist Solidarität 
und Gegenwehr gegen alle Versuche 
nötig, Kolleginnen und Kollegen, hier 
Geborene wie hierher Geflüchtete 
gegeneinander auszuspielen. 

Uwe Koopmann 


Rechtsbruch und staatlicher Menschenhandel 

Abschiebungen am Dienstag vorübergehend gestoppt 


Auch nach Inkrafttreten des schändli¬ 
chen Abkommens zwischen der EU und 
der Türkei am 20. März kommen jeden 
Tag mehrere hundert Menschen auf den 
griechischen Inseln an. Nach Angaben 
des UN-Flüchtlingshilfs werks UNHCR 
befinden sich derzeit rund 6 100 Flücht¬ 
linge auf Lesbos, Chios und den übrigen 
Inseln. Rund 850 000 Menschen kamen 
im vergangenen Jahr, in diesem Jahr 
sind es bislang rund 150 000. 

Am Montag trafen die ersten sy¬ 
rischen Flüchtlinge aus der Türkei 
per Flugzeug in Hannover ein. Ge¬ 
gen neun Uhr vormittags legte eine 
erste Fähre von der griechischen In¬ 
sel Lesbos im Hafen des türkischen 
Küstenortes Dikili an. An Bord waren 
nach Angaben der EU-Grenzschutz- 
Behörde Frontex 68 Menschen, vor¬ 
nehmlich aus Pakistan und Bangla¬ 
desch. Später trafen eine zweite Fäh¬ 
re mit 61 Personen und ein Boot mit 
136 Flüchtlingen von der Insel Chios 


ein. Unter denen, die aus Griechen¬ 
land abgeschoben werden, sind der¬ 
zeit nur wenige syrische Flüchtlinge. 
Es sind hauptsächlich Menschen aus 
Pakistan und Afghanistan, die inter¬ 
niert werden und dann in ihre Heimat¬ 
länder ausreisen müssen. Beide Län¬ 
der gelten als sicher - trotz Terror und 
Krieg, die viele zu Hause erwarten. 

Aber ist für die Syrer, die bleiben 
können oder später im Rahmen des 
Paktes der EU mit der Türkei in EU- 
Länder ausreisen dürfen, die Türkei 
ein sicheres Land? Erdogan gehört zu 
den Fluchtverursacher in der Region 
und das „NATO-Mitglied ist weder 
sicherer Drittstaat noch ein sicheres 
Herkunftsland, in dem Flüchtlinge ge¬ 
schützt werden. Im Gegenteil: Merkels 
Partner bei der Flüchtlingsabwehr am 
Bosporus, Staatspräsident Erdogan, 
schiebt fleißig weiter ab, auch in die 
Kriegsgebiete Irak und Syrien. Selbst 
unbegleitete Minderjährige sind nicht 


sicher“, so Sevim Dagdelen, Spreche¬ 
rin für Internationale Beziehungen 
der Fraktion der Partei „Die Linke“ 
im Bundestag. „Die Aufnahme einzel¬ 
ner Syrien-Flüchtlinge direkt aus der 
Türkei in ausgewählte Länder der EU 
im Tausch gegen die Abschiebung von 
Flüchtlingen aus der EU in die Türkei 
ist staatlich organisierter Menschen¬ 
handel und hat nichts mehr mit Flücht¬ 
lingsschutz und Asylrecht zu tun.“ 

Amnesty-Recherchen beweisen, 
dass die Türkei seit Januar fast täglich 
syrische Männer, Frauen und Kinder 
in Gruppen von bis zu 100 Menschen 
nach Syrien abgeschoben hat - ein 
Verstoß gegen internationales Recht. 

Am Dienstag musste die Abschie¬ 
bung unterbrochen werden: Viele der 
Neuangekommenen wehren sich ge¬ 
gen ihre Auslieferung in die Türkei und 
stellen Asylanträge in Griechenland, 
obgleich sie eigentlich Weiterreisen 
wollten. Und zunächst hatten sie Er¬ 


folg. Eine Sprecherin des UN-Flücht- 
lingshilfswerks UNHCR erinnerte am 
Montag daran, dass nach griechischem, 
europäischem und internationalem 
Recht jeder Antragsteller das Recht 
auf eine Einzelfallprüfung habe. Jetzt 
wird es Tage dauern, bis ihre Anträge 
geprüft sind, denn es fehlt an Personal. 

Zudem dauern die Proteste an der 
griechisch-mazedonischen Grenze an. 
Seit mehr als zwei Wochen wird die Ei¬ 
senbahnverbindung nach Mazedonien 
versperrt, eine wichtige Verbindungs¬ 
straße wird immer wieder besetzt. Bis 
zum Wochenende will die griechische 
Regierung die beiden großen proviso¬ 
rischen Flüchtlingslager im Hafen Pi¬ 
räus sowie bei Idomeni räumen, aber 
die 12 000 in Idomeni Verbliebenen 
und die 5 000 Flüchtlinge im Hafen 
von Piräus wehren sich nach Medien¬ 
berichten gegen eine Umsiedlung in 
andere Teile Griechenlands. 

Nina Hager 


Thema der Woche 


Zerstörung in Palmyra 

Krieg bedeutet - seit der Antike, über die 
Kreuzzüge, die Raubzüge der deutschen Fa¬ 
schisten bis heute - nicht nur Tod, sondern 
auch immer die Zerstörung von Kultur sowie 
die Plünderung und den Raub von Kultur¬ 
schätzen. Die Zerstörung und der Raub von 
Kulturgütern hat dabei immer auch das Ziel, 
Menschen ihrer Geschichte zu berauben, ih¬ 
nen ihre Identität zu nehmen. 

Das geschah und geschieht auch in Afghani- 
satn, im Irak und in Syrien. 
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Demonstration 
gegen TTIP 

23. April, Hannover 

Ein breites Bündnis ruft zum 
23. April, vor der Eröffnung der 
Hannover-Messe, zu einer De¬ 
monstration auf. Das Motto: 
Obama und Merkel kommen: 
TTIP & CETA stoppen! - Für ei¬ 
nen gerechten Welthandel! 



Siehe auch www.ttip-demo.de 


Nur noch 
12 Wochen 
bis zum 
UZ-Pressefest 
2016! 

... und daher trafen sich aus 
dem gesamten Bundesgebiet 
die Verantwortlichen für das 
Pressefest am 2. April im Re¬ 
vierpark Wischlingen in Dort¬ 
mund, um den Stand der Vor¬ 
bereitung zu beratschlagen 
und offene Fragen zu diskutie¬ 
ren. Das Programm wurde vor¬ 
gestellt, nach wie vor gibt es 
aber auch noch offene Fragen 
auch hinsichtlich der Standorte 
einiger Beiträge. 

Eindrücke von dieser Beratung 
finden Sie auf Seite 13. 

Weitere Infos findet ihr auf der 
neuen und fortlaufend aktua¬ 
lisierten Pressefest-Seite unter 


uz-pressefest.de 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Kolumne von Lucas Zeise 

Stahlstandort Deutschland 



Angebot der Telekom ist eine Provokation 

Beschäftigte vor massiven Angriffen auf Arbeitsplätze und -bedingungen 


Am kommenden Montag beginnt die 
Aktionswoche „Stahl ist Zukunft“. Die 
IG Metall hat diese Initiative begon¬ 
nen. Sie soll darauf hinweisen, dass 
die Stahlproduktion in Deutschland 
an einigen Standorten gefährdet ist. 
Der Grund ist derselbe wie bei allen 
Stahlkrisen zuvor. Die Preise gehen 
bei sinkender Nachfrage in den Kel¬ 
ler. Selbst wenn man die Klagen der 
Stahlunternehmen nicht zum Nenn¬ 



wert nimmt, so ist doch sicher, dass aus 
ehedem sprudelnden Gewinnen aus 
der Produktion und Erstverarbeitung 
von Stahl nun Verluste geworden sind. 

Die Kampagne der IG Metall 
bleibt nicht im Ungefähren son¬ 
dern nennt zwei konkrete Ziele: 1. 
die Stahlhersteller sollen von einer 
geplanten EU-weiten Verschärfung 
des Umweltschutzes befreit werden. 
2. Die EU-Kommission wird aufge¬ 
fordert, gegen die Einfuhr von Stahl 
aus China Anti-Dumping-Zölle oder 
ähnliche protektionistische Maßnah¬ 
men zu ergreifen. Politiker legen sich 
bekanntlich ungern fest. Die Tatsache 
aber, dass NRW-Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft und Bundeswirt¬ 
schaftsminister (und SPD-Vorsitzen- 
der) Sigmar Gabriel ihre Mitwirkung 
an der Aktionswoche zugesagt haben, 
deutet darauf hin, dass sie mit dem 
Ansinnen der IG Metall sympathisie- 


Wolfgang Porsche und Ferdinand 
Piech heißen die Zuchtmeister der 
beiden Familienstämme von Ferdinand 
Porsches 36 Urenkeln. Der Clan kont¬ 
rolliert die Volkswagen AG, das größ¬ 
te deutsche Unternehmen mit 600 000 
Beschäftigten und einem Umsatz von 
rund 200 Milliarden Euro; der Profit 
lag zuletzt bei 11 Milliarden Euro. Er 
hält über die Porsche Automobil Hol¬ 
ding über 73 Prozent der Stimmrechte 
am zweitgrößten Autobauer der Welt 
und stellt mit Wolfgang Porsche den 
Auf sichtsrats Vorsitzenden. 

„Ihr“ Werk wurde im Auftrag der 
Nazis nach der Zerschlagung des 
ADGB mit der enteigneten Gewerk¬ 
schaftskasse gebaut. Dazu durften 
die Arbeiter, nun Zwangsmitglieder 
der Naziorganisation „Kraft durch 
Freude“, Spargelder liefern für den 
KdF-Wagen, den Ferdinand Porsche 
entworfen hatte. Gebaut wurden im 
Werk aber Kübelwagen und anderes 
Kriegsgerät. Anton Piech, Nazi der ers¬ 
ten Stunde, hatte 1928 Porsches Toch¬ 
ter geheiratet und leitete von 1941-45 
das Stammwerk mit angegliedertem 
KZ. Am 10. April 1945 flieht der Be¬ 
triebsführer und Volkssturmkomman¬ 
deur mit der Kasse nach Zell am See 
aufs „Schüttgut“ der Porsches, wo sich 
auch heute noch die Erben treffen, 
um die Marschroute abzusprechen. 
Mitbekommen hatten sie von Anton 
und Ferdinand, die kurz als Kriegsver¬ 
brecher einsaßen, auch deren asoziale 
Skrupellosigkeit. Im „Kalten Krieg“ 
waren Rüstungsbetriebe gefragt und 
die Nazibande, die sie betrieb, war den 
Briten willkommen: Die Erben schöpf¬ 
ten bald wieder aus den Profitquellen 
des VW-Werks. 

1950 wurde VW an den Adenau¬ 
er-Staat und nicht etwa an den DGB 


ren. Einig weiß sich die IG Metall oh¬ 
nehin mit den Unternehmenslenkern 
in der Stahlindustrie. Auch die Wissen¬ 
schaft in Gestalt des Rheinisch-West¬ 
fälischen Instituts für Wirtschaftsfor¬ 
schung und Rudolf Hickel, promi¬ 
nentes Mitglied der Arbeitsgruppe 
Alternative Wirtschaftspolitik, treten 
mit Gutachten vehement für die An¬ 
liegen der deutschen Stahlindustrie 
ein. Die Wissenschaftler geben sich 
große Mühe nachzuweisen, dass die 
deutschen Stahlwerke die saubersten 
der Welt seien, weshalb auch den chi¬ 
nesischen Stahlbilligimporten Einhalt 
geboten werden müsse. Hickel fordert: 
„Deshalb muss Deutschland auch die 
Führungsrolle bei der Durchsetzung 
fairen Handels übernehmen.“ 

Dazu sind dieses Land, das nach 
China mit Abstand den größten Han¬ 
delsbilanzüberschuss aufweist, und 
sein Wirtschaftsminister, der gegen 
allen Widerstand mittels TTIP den 
stärksten internationalen Konzernen 
den Weg frei kämpft, wahrlich be¬ 
rufen. Mit solchen Bundesgenossen 
werden die Kollegen der IG Metall 
die Stahlstandorte in Deutschland 
nicht retten. Richtig ist vielmehr, 
dass, wie Fred Herger aus dem Saar¬ 
land feststellt (UZ, 4.3.16), die „ge¬ 
werkschaftliche Begleitmusik“ für die 
Stahlbosse wichtig ist, „um glaubwür¬ 
dig zu wirken.“ Thyssen-Krupp, Ar- 
celor-Mittal undTata planen mit- und 
gegeneinander die nächste Umgrup¬ 
pierungsrunde in der europäischen 
Stahlbranche. 

An zwei Grundsätze sollte man 
sich dabei erinnern. Der Freihandel 
ist kein Gut an sich sondern begüns¬ 
tigt im Regelfall die ohnehin Starken 
auf Kosten der Schwächeren. Wenn, 
zweitens, die Stahlunternehmer mal 
wieder die Hilfe des Staates suchen, 
sollten wir versuchen sicherzustellen, 
dass Eigentum und Kontrolle an den 
Betrieben öffentlich werden. Ganz 
falsch war es nicht, was vor fast zwan¬ 
zig Jahren zur Salzgitter AG führte. 


„rück“übereignet. 1961 dachte sich Er¬ 
hard die „Volksaktie“ aus: 60 Prozent 
der VW-Anteile wurden an „kleine 
Leute“ verkauft; Niedersachsen über¬ 
nahm 20 Prozent, die das Land heute 
noch hat. Die Proletarier verkauften 
die Aktien meistens, weil sie inzwi¬ 
schen z.B. einen VW brauchten. Un¬ 
ter den Käufern waren auch die Por¬ 
sche- und Piech-Erben. Die hatten ge¬ 
waltig profitiert von Lizenzgebühren, 
lukrativen Entwicklungsaufträgen und 
günstigen Zulieferungen und über die 
Porsche Automobil AG in Salzburg, 
das heute größte europäische Auto¬ 
handelsunternehmen mit Vertriebs¬ 
monopol für VW in Österreich und 
Osteuropa. 

Diese für den Clan so lukrative Zu¬ 
sammenarbeit managte Ferdinand, der 
Sohn des KdF-KZ-Managers Anton 
Piech, von 1993 bis 2015 erst als Vor¬ 
stands-, dann als Aufsichtsratsvorsit¬ 
zender. Er tat sich insbesondere mit der 
Einbindung von SPD, IG Metall und 
Betriebsrat hervor: Stichworte Schrö¬ 
der, Hartz und Brasilien-Volkert. Bert- 
hold Huber wurde sogar sein Nach¬ 
folger als Aufsichtsratschef nach dem 
plötzlichen Rücktritt im April 2015. 

Da war VW schon fest in Oligar¬ 
chenhand: Bis 2009 hatte sich der Clan 
mit gerichtsnotorischer Skrupellosig¬ 
keit in den Besitz der Mehrheit der 
Stimmrechte gebracht. Einen Gegner 
haben sie vielleicht unterschätzt: Mit 
der überfallartigen Abwerbung eines 
Opel-Teams wurde General Motors in 
Deutschland geschwächt. Der Angriff 
auf GM in den USA mit „Clean Die¬ 
sel“ hat nun unerwartet harte Gegen¬ 
wehr erzeugt. Die IG Metall ist dies¬ 
mal nicht bereit, den Preis für den Clan 
zu bezahlen. 

Richard Corell / Stephan Müller 


UZ: Ihr geht mit einer Forderung von 
fünf Prozent und einer sozialen Kom¬ 
ponente in die Tarifrunde hei der Deut¬ 
schen Telekom AG und den Telekom 
Servicegesellschaften. Wie ist der Stand 
der Verhandlungen? Es gab ja schon ei¬ 
nige Aktionen und Unmutsbekundun¬ 
gen seitens der Beschäftigten, was den 
Stand der Verhandlungen betrifft. 

Bernd Blümmel: Die Gegenseite hatte 
anfangs überhaupt kein Angebot vor¬ 
gelegt. Bei der Bilanzpressekonferenz 
hatte sie noch zweistellige Wachstums¬ 
zahlen in allen relevanten Bereichen 
präsentiert. Aber nun jammerten die 
Konzernvertreter in der zweiten Ver¬ 
handlungsrunde, es würde für Tarifer¬ 
höhungen nur einen begrenzten Spiel¬ 
raum geben. Ein Angebot legten sie 
erst mal nicht vor. 

Nachdem vor der dritten Verhand¬ 
lungsrunde mehr als 12000 Kollegin¬ 
nen und Kollegen bei Warnstreiks ihren 
Ärger über die Haltung des Manage¬ 
ments deutlich gemacht hatten, gab es 
dann tatsächlich ein Angebot: 1,5 Pro¬ 
zent für 2016 und 1,3 Prozent für 2017 
bei einer Laufzeit von 24 Monaten. Für 
Februar 2016 sollte es nach den Vor¬ 
stellungen der Kapital-Vertreter keine 
Erhöhung geben. 

Das „Angebot“ muss angesichts 
von Forderung und Konzernergebnis 
ganz klar als Provokation gewertet 
werden. Vor allem auch, weil es kein ge¬ 
sondertes Angebot für die unteren Ent¬ 
geltgruppen und für Azubis und Duale 
Studierende gibt. Diese Beschäftigten 
haben aber inzwischen große Proble¬ 
me, die Mieten vor allem in den Bal¬ 
lungsräumen zu zahlen. Und genau 
dort konzentriert die Telekom schon 
seit Jahren ihre Niederlassungen. 

UZ: Ihr fordert außerdem eine „ Ver¬ 
längerung des Ausschlusses betriebs¬ 
bedingter Beendigungskündigungen “. 
Worum geht es dabei? Die Beschäftig¬ 
ten haben ja bereits einiges an Umstruk¬ 
turierungen, Auslagerungen und auch 
Personalabbau mitmachen müssen. 
Welche Pläne gibt es, für die ihr euch 
wappnen müsst? 

Bernd Blümmel: Diese Forderung ent¬ 
springt der Angst vor dem Verlust des 
Arbeitsplatzes, die seit den Hartz-Ge¬ 
setzen die Belegschaften und ihre Ge¬ 
werkschaften erpressbar macht. Und 
sie entspringt der Illusion, ein Vertrag 
würde die Arbeitsplätze sicher machen. 
Tatsächlich baut die Telekom schon seit 
der Privatisierung in den 90er Jahren 
des letzten Jahrhunderts massiv Ar¬ 
beitsplätze ab. Eine besonders perfi¬ 
de Variante ist die Zerschlagung von 
Standorten und die Verlagerung der 
Tätigkeiten in Ballungszentren oder 
gleich ins Ausland. 


Bei der inländischen Verlagerung 
bekommen die Beschäftigten dann ei¬ 
nen „gleichwertigen“ Arbeitsplatz an- 
geboten - der kann sich allerdings am 
anderen Ende der Republik befinden. 
Viele können sich die zusätzlichen 
Fahrtzeiten und -kosten nicht leisten 
und geben auf. Das betrifft vor allem 
Teilzeitbeschäftigte - also in der Mehr¬ 
heit Frauen. 

Der vertragliche Ausschluss von 
Kündigungen löst das Problem nicht, 



Bernd Blümmel spricht auf einer 
Betriebsversammlung. 


kostet aber in den Verhandlungen im¬ 
mer Prozente. Im Management kur¬ 
sieren Zahlen, dass nach dem Ausbau 
des Glasfaser-Netzes 18000 bis 30 000 
Arbeitsplätze überflüssig seien. Diese 
Größenordnung lässt sich nicht mehr 
durch Altersteilzeit oder Zerschlagung 
von Standorten „managen“. Wir müs¬ 
sen in den nächsten Jahren von einem 
massiven Angriff auf unsere Arbeits¬ 
plätze und -bedingungen ausgehen. 
Um dafür gerüstet zu sein, müssen wir 
schon jetzt die Arbeitskampffähigkeit 
deutlich weiter entwickeln. Tarifver¬ 
tragslaufzeiten von mehr als 12 Mo¬ 
naten sind da kontraproduktiv. Diese 
schwächen unsere Kampfkraft. Sich 
zu wehren lernt man nicht aus klugen 
Flugblättern und Broschüren, sondern 
nur in der Praxis. 

Um die Angriffe abzuwehren ist es 
aber auch nötig, dass wir uns mit dem 
Thema beschäftigen, um das es in den 
anstehenden Auseinandersetzungen 
gehen muss: die Verkürzung der Wo¬ 
chenarbeitszeit bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich. Das muss zum stän¬ 
digen Thema bei Betriebsversammlun¬ 
gen, Vertrauensleutetreffen und in den 
Betrieben werden. 

UZ: Der IT-Bereich (T Systems) ist von 
den laufenden Tarifverhandlungen zeit¬ 
lich ab gekoppelt. Warum ist das so? 

Bernd Blümmel: Schon in der letzten 
Tarifrunde 2014 wurden unterschied¬ 


lich lange Laufzeiten für die T Systems 
und den Rest der Telekom vereinbart. 
Es war also abzusehen, dass eine ge¬ 
meinsame Auseinandersetzung nur 
schwer zu organisieren sein würde. 
Meines Erachtens hat diese Entwick¬ 
lung zwei Ursachen. 

Zum einen hat natürlich die Kapi¬ 
talseite ein Interesse daran, die Beleg¬ 
schaften zu spalten und so zu schwä¬ 
chen. Zum anderen ist der IT Bereich 
alles andere als gut organisiert, und die 
Kolleginnen und Kollegen in den gut 
organisierten Bereichen ärgern sich, 
wenn sie streiken und die Streikbrecher 
in der IT von den Entgelterhöhungen 
profitieren und dann wegen des hö¬ 
heren Lohnniveaus am Ende mehr in 
der Tasche haben, als diejenigen, die 
gestreikt haben. Es gibt also die Ten¬ 
denz, die schlecht organisierten Berei¬ 
che vom Rest abzukoppeln, damit diese 
endlich mal für ihre Interessen selber 
aktiv werden. 

Ich halte das für unklug. Die Aus¬ 
einandersetzungen, auf die wir in den 
nächsten Jahren zusteuern, lassen sich 
nur dann erfolgreich angehen, wenn 
wir in allen Bereichen arbeitskampf¬ 
fähig sind. Und Arbeitskampffähigkeit 
lässt sich am besten am praktischen 
Beispiel entwickeln, nicht über Appel¬ 
le. Dass das funktioniert, zeigt die Ent¬ 
wicklung in Darmstadt, wo es einen der 
größten Telekom-Standorte gibt, der 
außerdem noch sehr IT lästig ist. Dort 
ist es in den beiden letzten Tarifrunden 
gelungen, die Zahl der Streikenden im 
IT Bereich zu vervierfachen. 

Ich denke, wir müssen jeder Form 
der Spaltung entgegen wirken. Dazu ist 
es notwendig, gemeinsame Forderun¬ 
gen aufzustellen und diese im gemein¬ 
samen Streik durchzusetzen. 

UZ: Ihr habt dieses Mal neben der For¬ 
derung, die Ausbildungsvergütungen zu 
erhöhen, auch Duale Studierende mit 
berücksichtigt. Welche Rolle spielen Du¬ 
ale Studierende bei euch und unter wel¬ 
chen Bedingungen sind sie beschäftigt? 

Bernd Blümmel: Das duale Studium 
gewinnt gegenüber der klassischen 
Ausbildung zunehmend an Gewicht. 
Allerdings bleibt der gewerkschaftli¬ 
che Organisationsgrad bei den Studie¬ 
renden deutlich hinter dem der Auszu¬ 
bildenden zurück. Das zeigt sich dann 
auch deutlich an den tarifvertraglichen 
Regelungen. In vielen Bereichen, wie 
dem Bildungsurlaub, bei Familienheim¬ 
fahrten oder der Unterhaltsbeihilfe 
gibt es keine Regelungen, die über den 
gesetzlichen Mindestanspruch hinaus 
gehen. Die Dualen Studierenden sind 
also eine Beschäftigtengruppe, um die 
wir uns als Gewerkschaft dringend 
stärker kümmern müssen. 

Das Gespräch führte Lars Mörking. 


Porsche und Piech 

Die Spitzen des deutschen Finanzkapitals 































m unsere zeit 


Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 8. April 2016 


Tarifrunde im Baugewerbe 

Die Erwartungen für die Bauwirtschaft sollen sich beim Lohn widerspiegeln 



D ie erste Verhandlungsrunde in 
den Tarifverhandlungen für die 
rund 785 000 Beschäftigten im 
Baugewerbe blieb am 15. März 2016 
ohne Ergebnis. Nach intensiver Dis¬ 
kussion vertagten die Industriege¬ 
werkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG 
BAU) und die Arbeitgeberverbände, 
Zentralverband des Deutschen Bau¬ 
gewerbes (ZDB) sowie Hauptverband 
der Deutschen Bauindustrie (HDB), 
die weitere Verhandlung auf den 5. Ap¬ 
ril 2016 in Berlin. 

„Statt uns ein verhandlungsfähiges 
Angebot vorzulegen, haben die Ar¬ 
beitgeber uns lang und breit zu erklä¬ 
ren versucht, warum unsere Forderung 
zu hoch sein soll“, sagte der Stellver¬ 
tretende IG BAU-Bundesvorsitzen- 
de und Verhandlungsführer Dietmar 
Schäfers. „Es ist ihnen aber nicht ge¬ 
lungen, den Widerspruch zwischen ih¬ 
ren eigenen sehr guten Erwartungen 
für die Bauwirtschaft und ihrer Wei¬ 
gerung einer kräftigen Lohnerhöhung 
aufzulösen. Die Beschäftigten haben 
eine faire Beteiligung an der sehr gu¬ 
ten Entwicklung verdient und erwar¬ 
ten diese auch.“ 

Die IG BAU fordert für die Be¬ 
schäftigten am Bau ein Plus von 5,9 
Prozent für einen Zeitraum von zwölf 
Monaten. Zudem müssen die Rahmen¬ 
bedingungen der Branche verbessert 
werden. Dazu zählt, dass künftig der 
Arbeitgeber Unterkünfte für weit ent¬ 
fernte, auswärtige Baustellen stellt und 
bezahlt sowie, dass der 24. und 31. De¬ 
zember bei vollen Bezügen arbeitsfrei 
werden. 

Für Auszubildende fordert die IG 
BAU monatlich hundert Euro mehr in 
jedem Ausbildungsjahr und die Über¬ 
nahme der Fahrt- und Übernachtungs¬ 
kosten im Rahmen des Berufsschul¬ 
unterrichts. Ein akutes Thema ist für 
die IG BAU,seit über 20 Jahren, der 
Lohnunterschied Ost - West. Diesen 
will die IG BAU mit konkreten An¬ 
gleichungsschritten in den nächsten 


Jahren verringern. Der Forderungska¬ 
talog der IG BAU zur aktuellen Ta¬ 
rifrunde 2016 ist für die Beschäftigten 
in der Bau Wirtschaft attraktiv, er zeigt 
tarifpolitische Perspektiven auf, gera¬ 
de in einer Branche die durch Werk¬ 
verträge, Dumpinglöhne und wirt¬ 
schaftliche Turbulenzen in den letz¬ 
ten Jahren arg gebeutelt wurde. Die 
Auftragsbücher der Arbeitergeber 
sind zum wiederholten Mal gut gefüllt. 
Die Baubranche boomt. Ein Boom der 
an der IG BAU vorbei gegangen ist, 
im Baugewerbe hat die IG BAU den 


schlechtesten Organisationsgrad in 
der Geschichte der Baugewerkschaft. 
Bei den wenigen „Baugiganten“ wie 
Strabag, Hochtief, Max Bögl, Züblin 
konnte der Organisationsgrad der Be¬ 
schäftigten nicht gehalten werden. Da 
stellt sich schnell die Frage: Wer soll 
mit der IG BAU eine Tarifauseinan¬ 
dersetzung führen? 

Dem Vorstoß der Bauindustrie, 
Geflüchtete als Dauerpraktikanten 
ohne Anspruch auf den tariflichen 
oder auch nur den gesetzlichen Min¬ 
destlohn zu beschäftigen, lehnt die IG 


BAU kategorisch ab. „Der Ansatz, Ge¬ 
flüchtete möglichst schnell in Deutsch¬ 
land zu integrieren, ist richtig. Aber die 
Idee der Bauindustrie liegt völlig ne¬ 
ben der Spur. Sie läuft darauf hinaus, 
Menschen in Not gegen hiesige Be¬ 
schäftigte auszuspielen. Damit gelingt 
keine Eingliederung in unsere Gesell¬ 
schaft“, sagte Schäfers. „Jeder Beschäf¬ 
tigte hat Anspruch auf faire Arbeit. 
Dazu gehört am Bau selbstverständ¬ 
lich der tarifliche Mindestlohn als Un¬ 
tergrenze. Dieser Grundsatz ist nicht 
verhandelbar.“ Siggi Baukmeister 


Massentierhaltung gefährdet unsere Gesundheit 

Agrarindustrie verwendet hohe Dosen von Antibiotika in industriellen Mastanlagen 


Das Europäische Parlament verhan¬ 
delt eine Verordnung über die Ver¬ 
wendung von Antibiotika in der Tier¬ 
haltung, was deutschen Mastbetrie¬ 
ben sicherlich nicht gefallen dürfte. 
Dabei schlägt es vor, grundsätzlich die 
von der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) als „höchst prioritär“ klassifi¬ 
zierten Antibiotika in der Viehzucht zu 
verbieten. Nun machte auch der Wis¬ 
senschaftliche Dienst des Bundestags 
auf die Problemlage aufmerksam. 

In einer Stellungnahme, die am 
30. März erschien, wies der Wissen¬ 
schaftliche Dienst des Bundestags da¬ 
rauf hin, dass weltweit die Anzahl der 
Bakterien, die Resistenzen gegen üb¬ 
liche Antibiotika entwickelt haben, 
steigt. Als Grund dafür wird der über¬ 
mäßige und unsachgemäße Gebrauch 
von Antibiotika „in der Human- und 
Tiermedizin“ angegeben. Dass Bak¬ 
terien Resistenzen entwickeln, gehö¬ 
re dabei zu ihrer Überlebensstrategie, 
und dies passiert vor allem dort, wo 
große Mengen der Medikamente an¬ 
gewendet werden - beispielsweise in 
der Massentierhaltung. 

Für Aufsehen habe vor einigen Mo¬ 
naten eine Meldung aus China gesorgt: 
Dort hatte man ein zwischen unter¬ 
schiedlichen Bakterienarten übertrag¬ 
bares Resistenzgen gegen das Reserve¬ 
antibiotikum Colistin gefunden. Die¬ 
ses Medikament wurde bereits 1959 
entwickelt und wird beim Menschen 
nur als „eine letzte verbliebene The¬ 
rapieoption“ angewandt, „wenn üb¬ 
liche Standardantibiotika nicht mehr 
wirken“. Nach Angaben des Bundesge¬ 
sundheitsministeriums werden die so¬ 
genannten Reserveantibiotika „nur bei 
schwerwiegenden Infektionen ange¬ 
wendet, wenn der Erreger unbekannt 
ist oder ein normalerweise für die 


Therapie empfohlenes Antibiotikum 
aufgrund von Resistenzen nicht mehr 
wirkt“. Nun wurde das Resistenzgen 
gegen Colistin aber nicht nur in Chi¬ 
na entdeckt: Nach Angaben des Bun¬ 
desinstituts für Risikobewertung vom 
7. Januar 2016, sei es auch in Darmbak¬ 
terien von Nutztieren in Deutschland 
gefunden worden. 

Im Sinne des Verbraucherschutzes 
ist der Vorstoß des Europaparlamentes 
sicherlich zu begrüßen, doch der deut¬ 
schen Industrie dürfte dies sicherlich 
nicht genehm sein. In Deutschland ge¬ 
hört die Verwendung von Antibiotika 
in industriellen Mastanlagen zur Nor¬ 
malität. Im Jahr 2012 wurden dort 1619 
Tonnen dieser Stoffe eingesetzt, gibt 
der Bund Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) in seinem Be¬ 
richt „Die Lügen der Agrarindustrie 
und die Fakten“ bekannt. Die dort 
eingesetzte Menge war mehr als dop¬ 
pelt so groß wie die beim Menschen. 
In 82 Prozent der Masthuhnbetriebe, 
77 Prozent der Mastschweinbetriebe 
und 100 Prozent der Mastkalbbetrie¬ 
be würden Antibiotika eingesetzt, was 
unter anderem dazu geführt habe, dass 
bei mehr als der Hälfte der Geflügel¬ 
fleischproben multiresistente Keime 
gefunden wurden. Für den Menschen 
sind sie alles andere als ungefährlich: 
Ärzteorganisationen haben demnach 
geschätzt, dass in der Bundesrepublik 
jedes Jahr rund 30 000 Menschen ster¬ 
ben, weil bei ihnen Antibiotika nicht 
mehr wirken. 

Erst im Januar dieses Jahres hatte 
der BUND eine neue Studie vorge¬ 
legt: Die Umweltorganisation hatte in 
verschiedenen Städten bei Aldi, Lidl, 
Netto, Penny und Real Putenfleisch 
eingekauft und untersuchen lassen. 
Das Ergebnis ist erschreckend: „Rund 


neun von zehn Putenfleisch-Proben 
aus deutschen Discountern sind unse¬ 
ren Tests zufolge mit antibiotikaresis¬ 
tenten Keimen belastet“, sagte damals 
der BUND-Vorsitzende Hubert Wei- 
ger. Das ist ein Problem, das untrenn¬ 
bar mit der industriellen Tierhaltung 
verbunden ist. Denn die Produktion 
von Billigfleisch bedeute immer, dass 
eine zu hohe Zahl von Nutztieren auf 
zu wenig Raum gehalten werde, und 
das sei nur unter Einsatz großer Men¬ 
gen von Antibiotika möglich, so der 
BUND-Vorsitzende. 

Die BUND-Agrarexpertin Rein¬ 
hild Benning wies damals darauf hin, 
dass kein einziger der Putenfleischlie¬ 
feranten in der Lage gewesen sei, un¬ 
belastetes Fleisch zu liefern. Sämtliche 
Schlachthofkonzerne und Zerlegebe¬ 
triebe, die das getestete Putenfleisch 
an die Discounter geliefert hatten, ge¬ 
hören Benning zufolge, dem von der 
Agrar- und Lebensmittelwirtschaft 
eingerichteten Qualitätssicherungssys¬ 
tem QS an. Trotzdem sei das Fleisch 
massiv mit resistenten Keimen belas¬ 
tet. „Das zeigt, dass Änderungen im 
Tierschutz- und im Arzneimittelrecht 
notwendig sind, um die Schwächen die¬ 
ses sogenannten Qualitätssicherungs¬ 
systems abzustellen“, sagte Benning. 

So waren 20 von 21 untersuchten 
Proben, die vom größten deutschen 
Geflügelfleischkonzern - der PHW- 
Gruppe - stammten, belastet. Von 21 
Fleischproben der Firma Heidemark 
waren es 19, ebenso fünf von sechs Pro¬ 
ben der Firma Sprehe. 

Deshalb müsse der Einsatz von 
Reserveantibiotika in der Tierzucht 
verboten werden, fordert Benning. 
„In den Niederlanden, Dänemark 
und Frankreich sind diese Wirkstoffe 
in der industriellen Tierhaltung be¬ 


reits weitgehend verschwunden, in 
Deutschland scheinen jedoch die In¬ 
teressen der Fleischbranche über dem 
Gesundheitsschutz der Bevölkerung 
zu stehen.“ Darüber hinaus müsse es 
auch Rechtsänderungen für Tierärzte 
geben: „Rund 80 Prozent der in der 
Tierhaltung eingesetzten Antibiotika 
werden von nur fünf Prozent der Tier¬ 
arztpraxen verkauft, die bei Großein¬ 
käufen für Riesenställe lukrative Ra¬ 
batte erhalten“. 

Die Umwelt- und Entwicklungs¬ 
organisation Germanwatch setzt im 
Gegensatz zum BUND auf die Macht 
der Konsumenten. Diese könnten Ber¬ 
ge für den Tierschutz versetzen, wenn 
es eine Kennzeichnungspflicht für 
Fleisch gäbe, hieß es in einer im März 
abgegebenen Erklärung. Bei den Ei¬ 
ern hätte dies schließlich auch ge¬ 
klappt, denn in „Deutschland wählen 
Verbraucherinnen und Verbraucher zu 
über 98 Prozent Eier aus tierfreundli¬ 
cheren Haltungen, wenn sie diese er¬ 
kennen können“. Der Marktanteil der 
gekennzeichneten Käfigeier sei auf 
gerade einmal 1,7 Prozent zusammen¬ 
geschrumpft. Beim Fleisch sei es da¬ 
gegen genau andersherum: Weil eine 
Kennzeichnungspflicht fehle, läge der 
„Marktanteil bei tiergerecht erzeugten 
Fleischprodukten bisher bei rund ei¬ 
nem Prozent“. 

Mehr Transparenz im Sinne von 
Germanwatch könnte zwar das Ein¬ 
kaufsverhalten der Menschen etwas 
beeinflussen, aber an der Massentier¬ 
haltung und dem mit ihr verbundenen 
Einsatz von Antibiotika wird es wahr¬ 
scheinlich nicht viel ändern. Denn die 
Kennzeichnungspflicht von Eiern hat 
auch nichts an der industriellen Hal¬ 
tung von Hühnern geändert. 

Bernd Müller 


„Wir lassen uns nicht spalten!“ 

Der DGB ruft für den 9. April 2016 
zu einer Kundgebung in München auf. 
Der Aufruf richtet sich an alle, die ge¬ 
gen eine Zwei-Klassen-Gesellschaft in 
den Betrieben kämpfen. Die Gewerk¬ 
schaften machen mit der Protestaktion 
Druck für ein Gesetz gegen den Miss¬ 
brauch von Leiharbeit und Werkver¬ 
trägen. 

Prämie für Kernbelegschaft 

Volkswagen hat seinen 120 000 Hausta¬ 
rif-Beschäftigten trotz des Abgasskan¬ 
dals eine Sonderzahlung für das ver¬ 
gangene Jahr in Aussicht gestellt. Der 
Konzernvorstand Matthias Müller und 
Betriebsratschef Bernd Osterloh ha¬ 
ben sich laut einer Betriebsinforma¬ 
tion auf eine „Anerkennungsprämie“ 
geeinigt. Allerdings stünde die genaue 
Höhe der Prämie noch nicht fest. 

Erste Warnstreiks 

Im Vorfeld der zweiten Tarifverhand¬ 
lungsrunde am 11. und 12. April für die 
Beschäftigten des öffentlichen Diens¬ 
tes des Bundes und der Kommunen 
wurden bei Redaktionsschluss dieser 
Ausgabe der UZ bundesweit erste 
Warnstreiks in Betrieben und Dienst¬ 
stellen durchgeführt. Auch Kinderta¬ 
gesstätten sind betroffen. Geplant sind 
„Nadelstiche“, Aktionen von maximal 
vier Stunden Dauer. In einigen Kom¬ 
munen soll es lediglich zu kürzeren 
Protestaktionen kommen, beispiels¬ 
weise vor Beginn des Dienstes oder in 
der Mittagspause. 

Die Gewerkschaften ver.di, GEW 
und der Beamtenbund dbb haben zu 
den Warnstreiks auf gerufen. Sie fordern 
für die Beschäftigten von Bund und 
Kommunen sechs Prozent mehr Lohn. 

JU für spätere Rente 

Die „ständige Erhöhung der Lebensar¬ 
beitszeit“ brachte in der vergangenen 
Woche der Nachwuchs der CDU, die 
„Junge Union“ in die Debatte ein. Das 
soll nach ihrer Vorstellung ein Mittel der 
Verhinderung von Altersarmut sein. Das 
Renteneintrittsalter soll nach ihren Vor¬ 
stellungen an die statistische Lebenser¬ 
wartung gekoppelt werden. Einen Zu¬ 
sammenhang zwischen Niedriglöhnen 
und Altersarmut sieht der CDU-Nach- 
wuchs jedoch nicht. 

Arbeit braucht Grenzen 

Laut einer Studie zum DGB-Index Gute 
Arbeit arbeitet jeder dritte Vollzeitbe¬ 
schäftigte 45 Stunden pro Woche und 
mehr. Viele Beschäftigte sind müde und 
ausgelaugt und gefährden mit überlan¬ 
gen Arbeitszeiten auf Dauer ihre Ge¬ 
sundheit. 

„Die Ergebnisse des DGB-Indexes 
sind alarmierend“, sagt Hans-Jürgen 
Urban, geschäftsführendes Vorstands¬ 
mitglied der IG Metall. „Die Arbeits¬ 
zeit muss wieder auf ein gesundheits¬ 
verträgliches Maß reduziert werden.“ 
Deshalb gehöre sie ganz oben auf die 
Agenda des Arbeitsschutzes. Da seien 
Betriebe, Fachkräfte und Betriebsräte 
gleichermaßen gefordert. „Es gibt viel 
zu wenig Gefährdungsbeurteilungen 
und noch weniger, die Arbeitszeiten be¬ 
werten und Maßnahmen festlegen.“ Der 
Schutz der Gesundheit brauche Regeln: 
„Zeiten müssen erfasst, Höchstgrenzen 
beachtet, Pausen eingehalten werden“, 
sagt Urban. 

Aber auch die Beschäftigten seien 
gefordert, selbstständig der Kultur des 
uferlosen Arbeitens und der ständigen 
Erreichbarkeit Grenzen zu setzen. Kla¬ 
re Regeln bei der Arbeitszeitgestaltung 
und garantierte Ruhephasen - das gibt 
es mittlerweile auch für Thomas Urban- 
ek. „Wir haben besseres Arbeitsmaterial 
und mehr Kollegen bekommen“, sagt er. 
„Heute mache ich kaum noch Überstun¬ 
den. Gesundheitlich geht es mir seither 
viel besser.“ 

Nestle schließt Standort Mainz 

Die Nestle AG will ihr Werk in Mainz 
trotz grundsätzlich positiver Geschäfts¬ 
ergebnisse zum Jahresende 2017 schlie¬ 
ßen. Der zuständige Geschäftsführer der 
NGG, Guido Noll fordert Nestle auf, 
in das Gebäude zu investieren, um die 
Schließung des Werkes abzuwenden. Die 
Gewerkschaft NGG, so Guido Noll, will 
zusammen mit den Betriebsräten und 
der Belegschaft um den Erhalt der Ar¬ 
beitsplätze kämpfen. 
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Forderung nach 

Aufklärung 

erneuert 

Gedenkdemonstration in 
Berlin-Neukölln 

Anlässlich des vierten Todestags von 
Burak Bektas ruft die Initiative für 
die Aufklärung des Mordes an ihm 
gemeinsam mit Angehörigen für 
kommenden Samstag zu einer Ge¬ 
denkdemonstration in Berlin-Neu¬ 
kölln auf. 

Bektas, der zum Tatzeitpunkt erst 22 
Jahre alt war, war in der Nacht vom 
4. auf den 5. April 2012, in der Nähe 
des Krankenhauses Neukölln auf of¬ 
fener Straße und ohne Anlass von ei¬ 
nem Unbekannten erschossen wor¬ 
den. Zwei seiner Freunde, mit denen 
er damals unterwegs war, wurden bei 
dem Mordanschlag vom gleichen Tä¬ 
ter niedergeschossen, überlebten den 
Angriff jedoch. 

Im September 2015 wurde der 
31-jährige Brite Luke Holland in der 
Neuköllner Ringbahnstraße erschos¬ 
sen. Zu dem Tatverdächtigen Rolf Z. 
gab es bereits in den Akten zu Burak 
Bektas einen Hinweis, dem jedoch 
nicht weiter nachgegangen wurde. In 
seiner Wohnung wurden Nazi-Devo- 
tionalien, mehrere Waffen und Mu¬ 
nition entdeckt. Seit dem 14. März 
dieses Jahres wird vor dem Landge¬ 
richt Berlin der Prozess gegen den 
63-jährigen Rolf Z. geführt. Dieser 
verweigert bisher jede Aussage. Bis¬ 
her wurde auch die Tatmotivation des 
Angeklagten nicht näher beleuchtet 
und die Beweisführung auf Indizi¬ 
en begrenzt. Fragen, die in Richtung 
möglicher rechter oder rassistischer 
Einstellungen als Tatmotivation des 
Angeklagten zielten, wurden bislang 
ausgeblendet. Ein Zeuge erzählte in 
einem Radiointerview bereits vor 
Monaten, dass Rolf Z. sich missbil¬ 
ligend darüber äußerte, dass in der 
Kneipe „Del Rex“ in Neukölln, vor 
der sich der Mord ereignete, „kein 
Deutsch“ gesprochen wurde. 

„Vor diesem Hintergrund ist es für 
uns unverständlich, warum Gericht 
und Staatsanwaltschaft nicht gezielt 
eine mögliche rechte oder rassisti¬ 
sche Tatmotivation überprüfen. Wie 
will das Gericht einen Mord umfas¬ 
send aufklären, wenn nicht nach dem 
Motiv gefragt wird? Der NSU-Kom- 
plex hat auf schlimmste Art und Wei¬ 
se die fatalen Folgen einer Ausblen¬ 
dung rassistischer Tatmotive seitens 
der Ermittlungsbehörden offenbart, 
weshalb wir eine konsequente Auf¬ 
klärung der Umstände und Hinter¬ 
gründe des Mordes an Luke Holland 
fordern,“ so Mustafa Günes von der 
„Initiative zur Aufklärung des Mor¬ 
des an Burak Bektas“. 

Bereits 2006 fand bei dem Ange¬ 
klagten Rolf Z. eine Hausdurchsu¬ 
chung wegen illegalen Waffenbesitzes 
statt, bei der Munition gefunden wur¬ 
de. Die Nebenklage beantragte die 
Beiziehung dieser Akten in das lau¬ 
fende Verfahren sowie die Ladung ei¬ 
nes Zeugens, der damals Hinweise auf 
den möglichen illegalen Waffenbesitz 
von Rolf Z. gab. Am dritten Prozess¬ 
tag, dem 21. März, teilte der Richter 
die Antwort der Staatsanwaltschaft 
mit, dass die Akten aus dem damali¬ 
gen Verfahren gegen Rolf Z. vernich¬ 
tet worden seien. In einer Antwort auf 
eine parlamentarische Anfrage vom 
18. Februar 2016 von Canan Bay- 
ram im Berliner Abgeordnetenhaus 
zu den Ermittlungen zum Mord an 
Burak Bektas wurde bestätigt, dass 
im Dezember 2013 ein Abgleich mit 
der im Jahr 2006 in der Wohnung von 
Rolf Z. beschlagnahmten Munition 
stattfand. Der zurückliegende Akten¬ 
vorgang samt Asservaten war damals 
also noch vorhanden. 

(bern) 


Demonstration: 

Samstag, 9. April um 14 Uhr, 

Rudower Str. 51, Krankenhaus Neukölln 

Informationen: 

http://burak.blogsport.de 

http://facebook.de/burak.unvergessen 


Berliner AfD musste „nachsitzen“ 

Wahlprogramm für die Abgeordnetenhauswahlen beschlossen: AfD will Freiwillige Polizeireserve 


D ie AfD in Berlin stellt sich auf 
die Abgeordnetenhauswahl 
im September ein, bei der sie 
10 Prozent erreichen könnte. Noch 
Ende 2015 sah sie eine Forsa-Um- 
frage bei fünf Prozent. Bei den Eu¬ 
ropawahlen erreichte die AfD berlin- 
weit aber immerhin 7,9 Prozent. Vor 
allem in den Problembezirken im 
Ostteil der Stadt haben die Rechten 
zugelegt - darunter im Hellersdorfer 
Wahlkreis 3 - einst eine Hochburg 
der Linkspartei.PDS bzw. der Partei 
„Die Linke? Hier leben Menschen, 
die, selbst wenn sie Arbeit haben, 
meist nur wenig verdienen. Einige 
von ihnen unterstützten im vergan¬ 
genen Jahr die Aktionen der Na¬ 
zis und anderer Rassisten gegen die 
Flüchtlingsunterkünfte in Marzahn- 
Hellersdorf. 

Im zweiten Anlauf beschlossen 
die Delegierten der Berliner AfD 
am vergangenen Sonntag ihr Wahl¬ 
programm, das Mitte dieser Woche 
fertig gestellt sein soll. Georg Pazder- 
ski, Berufssoldat im Ruhestand und 
neben der Europaabgeordneten Bea¬ 
trix von Storch, Berliner Landes Vor¬ 
sitzender der AfD, ist ihr möglicher 
Spitzenkandidat. Doch das wird erst 
auf einem weiteren Parteitag, wahr¬ 
scheinlich noch im April, beschlossen. 
18 Jahre lang war Pazderski Oberst 
im Generalstab, zuvor drei Jahre in 
Brüssel, fünf Jahre in Florida. Er war 
im Kosovo und in Afghanistan. Er 
steht für „Recht und Ordnung“. Wie 
es in der „Berliner Zeitung“ hieß, sei 
er wie Beatrix von Storch ein „Nati¬ 
onalkonservativer“. 

Vieles im Berliner AfD-Wahlpro- 
gramm ähnelt den Aussagen, die aus 
den bisherigen Landtagswahlprogram¬ 
men der Partei bekannt sind und teil¬ 
weise auch in das noch zu beschließen¬ 
de AfD-Parteiprogramm einfheßen 
werden: antisoziale Forderungen, Aus¬ 
sagen, die ein reaktionäres Frauen- und 
Familienbild kennzeichnen, Diskrimi¬ 
nierung von Homosexuellen, antimus- 
limische Forderungen. Bereits im März, 
auf der 1. Tagung des Wahlparteitages, 
wurde - wenn auch knapp - ein Antrag 
für die Beibehaltung des Mindestloh¬ 
nes abgelehnt. Ein „Begrüßungsgeld“ 
für neugeborene Kinder wurde ebenso 
abgelehnt wie das Recht von Frauen, 
selbst über Abtreibungen zu entschei¬ 


den. Gefordert wird ein Adoptionsver¬ 
bot für Homosexuelle. Man ist zudem 
gegen die Gleichstellung eingetragener 
Lebenspartnerschaften. 

Die Berliner AfD will ein allge¬ 
meines Kopftuchverbot an Schulen 
und Hochschulen - auch für Schüle¬ 
rinnen. Man will die Strafmündigkeit 
von 14 auf 12 Jahre herabsetzen. 


Doch es gibt zudem einige Ber¬ 
liner Besonderheiten. So wird die 
Wiedereinführung der Freiwilligen 
Polizeireserve gefordert. Das ist be¬ 
sonders „pikant“, denn die war 2002 
durch den Berliner SPD-PDS-Senat 
gegen den Willen der CDU, die da¬ 
mals in der Opposition war, abge¬ 
schafft worden. Die Mitglieder dieser 
Hilfstruppen trugen nicht nur eine 


spezielle Uniform, sondern im Dienst 
auch eine Waffe. Sie sollten die regu¬ 
läre Polzei unterstützen und vor allem 
bei „politisch inszenierten“ Unruhen 
und „Angriffen auf Westberlin“ zum 
Einsatz kommen. Die Freiwillige Pol- 
zeireserve war in der „Frontstadt“ 
Westberlin vor allem ein Produkt des 
Kalten Krieges. 


1993 hatte sich bei einer Über¬ 
prüfung herausgestellt, dass rund 500 
der insgesamt knapp 2 500 Mitglieder 
Neonazis oder Kriminelle waren. 

Geht es nach den Delegierten der 
AfD, bekommt die Opernstiftung we¬ 
niger Geld aus dem Stadtetat. Eben¬ 
falls auf der Kürzungsliste der Partei 
stehen die Gelder für den öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk. Beatrix von 


Storch ist da wohl schon aktiv. An¬ 
geblich soll ihr, weil sie bereits jetzt 
die Zahlung der Rundfunkgebühren 
verweigert, das Konto gepfändet wer¬ 
den ... 

Und man ist nicht nur gegen die 
Legalisierung von Cannabis sondern 
auch gegen das Erneuerbare Energi¬ 
en Gesetz (EEG). Aber die Kleingär¬ 


ten sollen bleiben. 

Beim Thema Verkehr lehnte die 
AfD einen Antrag auf Kommunali¬ 
sierung der Berliner S-Bahn knapp 
ab. Ferner sollen die „Vorteile einer 
Privatisierung“ des neuen Flughafens 
BER geprüft und der Airport Tegel 
als „Regional- und Regierungsflugha¬ 
fen“ offengehalten werden. 

nh 



Frauen wollen sich nicht durch rechte Hetzer missbrauchen lassen. 


Antifaschistische Kundgebung in Köpenick 

Rassistischer Propaganda keinen Raum lassen! Weder hier noch anderswo! 



Flüchtlinge aus derTurnhalle auf der antifaschistischen Kundgebung am 
31. März in der Glienicker Straße in Berlin-Köpenick 


E nde November entschied das La- 
GeSo in Berlin die Doppelturn¬ 
halle in der Glienicker Straße in 
Berlin-Köpenick zu einer Geflüch- 
tetenunterkunft umzufunktionie¬ 
ren. Seitdem leben in der Turnhal¬ 
le hunderte Menschen unter men¬ 
schenunwürdigen Bedingungen auf 
engstem Raum - ohne Privatsphäre, 
ohne Waschräume, Küche und Ge¬ 
meinschaftsräume. Die medizinische 
und psychologische Versorgung ist 
schlecht beziehungsweise nicht vor¬ 
handen. Zudem sind die Geflüchteten 
der Hetze von Neonazis ausgesetzt. 

In den letzten Wochen haben die 
donnerstags und freitags wiederholt 
rassistische „Mahnwachen“ abgehal¬ 
ten - sowohl vor der Unterkunft in 
der Glienicker Straße, als auch vorm 
Rathaus Köpenick. Dazu reisten Neo¬ 
nazis aus anderen Bezirken, wie etwa 
Marzahn-Hellersdorf, aber auch aus 
Brandenburg an. Zudem waren Hoo¬ 
ligans, Bärgida-Anhängerinnen u.a. 
dabei. 

Der Protest wird von oder mit der 
NPD organisiert. In der Glienicker 
Straße, in dem sie bei der letzten Wahl 
mit 14,2 Prozent ihr höchstes Wahler¬ 
gebnis in Berlin erreichte, versucht sie 
den Grundstein zu legen im kommen¬ 
den September ins Berliner Abgeord¬ 
netenhaus, dem Berliner Landesparla¬ 
ment, einzuziehen was allerdings un¬ 
wahrscheinlich ist. Dabei werden die 


gleichen rassistischen Ressentiments 
genutzt und dieselben Lügen verbrei¬ 
tet wie bereits vor einem Jahr im Kö- 
penicker Allende-Viertel. 

Am 31. März gab es in Berlin-Kö¬ 
penick eine antifaschistische Kund¬ 
gebung unter dem Motto „Solidari¬ 
tät mit Geflüchteten in Köpenick!“ 
Im Vorfeld gab es wegen eines Spen¬ 
denaufrufs für die Geflüchteten Be¬ 
schimpfungen und Drohungen aus 
dem Umfeld der NPD, unter ande¬ 
rem wurde angekündigt „vom Opi 
noch eine Handgranate“ zu spenden. 

Etwa 60 Menschen ließen sich 
von den Drohungen nicht abhalten 
und nahmen an der Aktion von „Uff- 
mucken“ teil. „Uffmucken“ ist ein 
Bündnis alternativer Jugendlicher, 
antifaschistischer Gruppen, von Ju¬ 
gendprojekten aus dem Bezirk und 
zivilgesellschaftlichen Initiativen, 
das sich zum Ziel gesetzt hat, vor 
Ort dem braunen Treiben und dem 
alltäglichen Rassismus auf der Stra¬ 
ße, mit einer bunten und lebendigen 
(Gegen-)Kultur ein Ende zu bereiten. 

Pro teilnehmender Person auf der 
Gegenveranstaltung der Nazis (16 
Leute) wurden bei der Kundgebung 
ein Wäscheständer und auch viele 
andere Sachen, wie Wäschewannen, 
Bettwäsche und Kleidung an die Ge¬ 
flüchteten gespendet. 

http://uffmucken-schoeneweide.de/UZ 
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Sachsen bleibt sich treu 


Rechte Gewalt wird verharmlost. Freitals Kommunalpolitik macht gegen Nazigegner mobil 


D er Umgang der Behörden und 
politischen Verantwortungsträ¬ 
ger in Sachsen ändert sich auch 
nach den jüngsten Wahlerfolgen der 
AfD in anderen Bundesländern und 
einer weiteren Zunahme rassistischer 
Hetze und Gewalt im Freistaat kei¬ 
neswegs. 

Füreinander? Keine 
Sicherheit für Geflüchtete 

Zwar sorgte sich der sächsische Ver¬ 
fassungsschutz-Chef Gordian Meyer- 
Plath jüngst um „das erhöhte Strafta¬ 
tenaufkommen gegen Asylbewerber. 
Gegen die Einrichtungen, in denen sie 
leben und gegen die Menschen, die sich 
für sie einsetzen“. Die Schwelle, solche 
Straftaten zu begehen, sei offenbar in 
einigen Milieus stark gesunken, so die 
fulminante Erkenntnis des Behörden¬ 
chefs. Auf Konsequenzen im Umgang 
mit den Rechten wartet man jedoch 
vergebens. 

„Mir macht Sorge, dass die Täter, 
so sie denn bekannt werden, nur zu 
einem geringen Prozentsatz den uns 
bekannten rechtsextremistischen Mi¬ 
lieus entspringen. Sie kommen aus 
Gegenden, in denen man bisher ent¬ 
weder nicht kriminell war oder zu¬ 
mindest nicht aus politischen Grün¬ 
den kriminell geworden war. Hier gibt 
es also ein großes Dunkelfeld“; kons¬ 
tatierte er außerdem. Dass es hinge¬ 
gen die von ihm geführte Behörde 
war, die in den vergangenen Monaten, 
wenn nicht vielmehr schon seit Jah¬ 
ren, rechte Gewalttäter verharmloste, 
ist für Meyer-Plath ganz offensichtlich 
noch immer ohne Bedeutung. 

„Klar, bei Pegida gibt es eine Viel¬ 
zahl von Äußerungen, die anschluss¬ 
fähig für Rechtsextremisten sind. 
Sei es in den Äußerungen gegen die 
Demokratie, gegen Politiker, gegen 
Journalisten, aber natürlich auch ge¬ 
gen Zuwanderer und Flüchtlinge. Da 
haben wir, und da sind wir uns auch 
mit dem Bundesamt einig, bisher 
nicht ausreichend Anhaltspunkte da¬ 
für, dass es sich um eine Bestrebung 
gegen die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung handelt“, wusste er 
weiter zu berichten. 

Eindrucksvoller kann kaum for¬ 
muliert werden, wie wenig ernst die 
Hassparolen der Pegidisten und ihrer 
Anhänger von den zuständigen Be¬ 


hörden genommen werden - und das 
die Zuständigen auch zukünftig nicht 
daran denken, gegen den rechten 
Mob vorzugehen. Diese fühlen sich 
ganz offensichtlich dadurch in ihrem 
Handeln ermutigt. Seit Jahresbeginn 
zählte allein der sächsische Landes¬ 
verband der Linkspartei insgesamt 
25 Übergriffe und Bedrohungen von 
Büros, Parteieigentum, Privatwoh- 


befanden sich schwere Straftaten ge¬ 
gen Leib und Leben - zwei Tötungs¬ 
delikte, neun Körperverletzungen, 18 
Brandstiftungen, vier Sprengstoff¬ 
explosionen. Von diesen 118 Fällen 
konnten nur 26 aufgeklärt werden, 
was einer Aufklärungsquote von 
22 Prozent entspricht. 

Zwar zog die Bundesanwaltschaft 
in Karlsruhe in der vergangenen Wo- 



Werbeplakat für Ministerpräsident Tillich und Sachsens CDU 


nungen und Mitgliedern der Linken. 
Darunter fanden sich allein 21 Sach¬ 
beschädigungen, 19 davon an Abge¬ 
ordnetenbüros. Schwerpunkt der Ta¬ 
ten bildete der Landkreis Sächsische 
Schweiz/Osterzgebirge mit 10 gemel¬ 
deten Vorfällen, gab die Linkspartei 
bekannt. Täter sind bisher in keinem 
einzigen Fall ermittelt worden. 

Aufklärungsquote niedrig 

Auch die Aufklärungsquote bei An¬ 
griffen auf Asylunterkünfte in Sach¬ 
sen ist bemerkenswert niedrig. Wie 
aus einer Antwort der Staatsregie¬ 
rung auf eine Kleine Anfrage des 
Linkspartei-Landtagsabgeordneten 
Enrico Stange hervorgeht, wurden 
2014 insgesamt 31 politisch motivier¬ 
te Angriffe auf Asylunterkünfte ge¬ 
zählt, von denen nur vier aufgeklärt 
wurden. 2015 wurden insgesamt 118 
politisch motivierte Straftaten gegen 
Asylunterkünfte gezählt. Darunter 


che Ermittlungen gegen die neo¬ 
faschistische Gruppe „Bürgerwehr 
FTL/360“ die im sächsischen Freital 
ihr Unwesen trieb, an sich und er¬ 
mittelt nun wegen des Verdachts der 
„Bildung einer terroristischen Ver¬ 
einigung“. Trotzdem hat sich an der 
rassistischen Grundstimmung in der 
Kleinstadt bisher nichts geändert. 

Neue Attacken 

Die rund 330 Flüchtlinge, die derzeit in 
der bei Dresden gelegenen Kleinstadt 
Freital untergebracht sind, leben nach 
wie vor in Angst vor Angriffen, die 
nicht nur von selbsternannten „Bürger¬ 
wehren“ begangen, sondern auch von 
„Pegida“, NPD- und AfD-Anhängern 
und rassistischen Durchschnittsbürgern 
mindestens befeuert werden. Erst am 
Osterwochenende kam es etwa in Seb- 
nitz in der Sächsischen Schweiz erneut 
zu Attacken gegen Flüchtlinge, bei de¬ 
nen erstmalig auch Kinder Opfer der 


ganz offensichtlich von Neonazis be¬ 
gangenen Gewalttaten wurden. 

„Laut gegen Nazis“ in 
Freital nicht erwünscht 

Um zur Solidarität mit Flüchtlingen 
aufzurufen und ein Zeichen gegen 
rassistisch motivierte Gewalt zu set¬ 
zen, wollte der Verein „Laut gegen 
Nazis“ im Rahmen seiner ab 27. Ap¬ 
ril startenden „Counter-Speech-Tour- 
nee“ Anfang Mai auch in Freital Sta¬ 
tion machen. Dort sollten verschiede¬ 
ne Künstler, wie die Dresdner „Banda 
Internationale“, die syrische Band 
„Khebez Dawle“ die Sängerin Les- 
lie Clio und Smudo von den Fantasti¬ 
schen Vier auf treten. Auch eine „Mei¬ 
le der Demokratie“, in deren Rahmen 
sich Organisationen und Zusammen¬ 
schlüsse, die sich gegen Rassismus 
und Neofaschismus engagieren, war 
vorgesehen. Die Freitaler Kommunal¬ 
politik erteilte den Plänen des etab¬ 
lierten Vereins jedoch eine Absage 
und bezichtigte ihn faktisch, den Ruf 
der Kommune weiter beschädigen zu 
wollen. 

„In gewissen Kreisen scheint es 
beliebt zu sein, Freital als Codewort 
für rechtsextrem zu benutzen“, be¬ 
hauptete Helmut Weichlein, juristi¬ 
scher Referent des Freitaler Oberbür¬ 
germeisters Uwe Rumberg (CDU), 
in einem Schreiben an „Laut gegen 
Nazis“. Hingegen herrsche in der bei 
Dresden gelegenen Kleinstadt „ein 
friedliches Klima, wo in vielfältigen 
Initiativen und auf vielerlei Ebenen 
zu den Themen Flüchtlinge sowie 
politischer Extremismus gearbeitet“ 
werde, fabulierte Weichlein darin 
weiter und fürchtete, dass das „leider 
überregional bei manchen eingebür¬ 
gerte Klischee, gerade in Freital gäbe 
es eine nennenswerte (Neo)Nazi-Sze- 
ne“ sich durch die geplanten Aktivi¬ 
täten des Vereins weiter bestätigen 
könne. 

Obwohl die Stadt Freital den Na¬ 
zigegnern die Unterstützung wei¬ 
terhin verweigert, will die Initiative 
„Laut gegen Nazis“ an ihren Plänen 
festhalten. So sollen sowohl die ge¬ 
plante Demokratiemeile als auch die 
Auftritte der Künstler am 2. Mai auf 
Privatgelände der Technischen Werk¬ 
statt in Freital stattfinden. 

Markus Bernhardt 


Kommentar von Ulrich Sander 


ln Stein gehauen: Die deutsche Justiz tadelt Den Haag 


Der Herr ist 65 Jahre alt, hochrangi¬ 
ger deutscher Jurist und Schüler jener 
Professorengeneration, die unter Hitler 
als Juristen wirkte und dies unter Ade¬ 
nauer fortsetzte. Er war Justizstaatsse¬ 
kretär, Bundesrichter und von 2001 bis 
2008 erster deutscher Richter des Haa¬ 
ger Tribunals zur Verurteilung jugosla¬ 
wischer Politiker und Militärs. In der 
„Süddeutschen Zeitung“ schließt die¬ 
ser Wolfgang Schomburg sich den em¬ 
pörten Stimmen an, die den Freispruch 
von Vojislav Seselj, serbischer Politiker 
und vieler Kriegsverbrechen angeklagt, 
scharf verurteilen. Dieser habe Vertrei¬ 
bung und Mord befehligt. Und Schom¬ 
burg lässt durchblicken, dass zu seiner 
Zeit in Den Haag ein Freispruch des 
Nationalistenführers unmöglich gewe¬ 
sen wäre. 

Warum eigentlich? Vertreibung und 
Mord zu befehligen hat in der west¬ 
deutschen Justizgeschichte stets Frei¬ 
sprüche und Strafbefreiung ausgelöst, 
wenn die Täter Wehrmachts- und spä¬ 
ter Bundeswehrsoldaten waren. Über 
eintausend Bundeswehrangehörige, die 
vor 1945 der Wehrmacht oder SS ange¬ 
hörten, wurden in den Ermittlungsak¬ 
ten der Staatsanwaltschaften als mut¬ 
maßliche Mörder und Totschläger ge¬ 
führt. Nicht einer wurde verurteilt. 

In ihrer bekannten Erklärung „Ge¬ 
gen die neue Art der Auschwitzlüge“ 


haben 1999 Holocaust-Überlebende 
um Peter Gingold und Julius Goldstein 
die Kriegsbegründung der deutschen 
Regierung kritisiert und ausgeführt: 
„Soll vergessen sein, dass nicht nur kai¬ 
serliches Heer, Reichswehr und Wehr¬ 
macht erprobte Serbenschlächter in 
ihren Reihen hatten, sondern auch die 
Bundeswehr? Wir verweisen auf Wehr¬ 
machtsoberst Karl-Wilhelm Thilo, der 
in der Bundeswehr höchster General 
und Kommandeur der 1. Gebirgsdivi¬ 
sion - jener Division, die nun wieder 
auf dem Balkan die deutsche Fahne 
vertritt - sowie stellvertretender Hee¬ 
resinspekteur wurde. Er Unterzeichne¬ 
te Massenmordbefehle gegen Jugosla¬ 
wen, und er schrieb an Büchern, die in 
der Bundeswehr kursierten, um den 
Völkermord zu preisen.“ 

Nicht nur Thilo entging seiner Be¬ 
strafung und machte in der Bundes¬ 
wehr Karriere. Über einhundert Täter 
wurden von antifaschistischen Grup¬ 
pen und der VVN-BdA noch 2002 
angezeigt, erfolglos. So Reinhold Kle¬ 
be. In der Begründung der Strafan¬ 
zeige hieß es: „In Kommeno in Nord¬ 
griechenland fuhren sie am 16.8.1943 
zum Morden feldmarschmäßig 4 mit 
Maultieren und dem Küchenwagen 
vor und erschossen 317 Frauen, Män¬ 
ner und Kinder. Die stolzen Soldaten 
der 12. Kompanie des Gebirgsjäger- 


Regiments 98 unter dem späteren 
Bundeswehroffizier und damaligen 
Major Reinhold Klebe, die sich auch 
nach dem Krieg weiter ungestört im 
Kameradschaftskreis der Gebirgs- 
truppe treffen, ermordeten nicht nur 
die unschuldigen Zivilisten, einzelne 
Soldaten machten sich noch über die 
Frauenleichen her und schändeten sie, 
wie einer der Täter später berichtete. 
Nach ,getaner Arbeit 4 wurde dann das 
Dorf zum privaten Raubzug freigege¬ 
ben: ,Die Soldaten waren aber so er¬ 
schöpft, dass sie von den herumliegen¬ 
den Sachen kaum etwas mitgenom¬ 
men haben. Lediglich die Offiziere 
haben erbeutete Teppiche und andere 
Wertgegenstände auf LKWs verladen 
und weggebracht 4 , berichtete Franz T. 
bei seiner polizeilichen Vernehmung 
1970“ 

Damals begann Wolfgang Schom¬ 
burg seine Juristenkarriere. Und 2002, 
als die deutsche Justiz, zu der Schom¬ 
burg zählte, die damals noch lebenden 
Wehrmachtstäter laufen ließ, da war 
er schon in Den Haag. In der „Süd¬ 
deutschen 44 Zeitung schrieb er jetzt in 
seiner Anklage gegen seine heutigen 
internationalen Richterkollegen und 
ihren Seselj-Freispruch: „Eine schwe¬ 
re Niederlage - insbesondere soweit es 
um die friedensstiftende Wahrheitsfin¬ 
dung geht. Was über Jahre in Stein ge¬ 


meißelt worden war und vielen Opfern 
Halt und vorsichtige Zuversicht gab, 
stellt dieses Urteil infrage.“ 

Es fragt sich, wo der so behandel¬ 
te Stein gestanden hat. In der Bundes¬ 
republik Deutschland gewiss nicht. 
Er stand nicht in Bonn, wo der Bun¬ 
deswehroberst Georg Klein, der am 
4. September 2009 den Mord an rund 
150 afghanischen Zivilisten befehligte, 
nicht wegen Kriegsverbrechen vor Ge¬ 
richt kam, sondern auch noch zum Bri¬ 
gadegeneral befördert wurde. Er stand 
nicht in Ludwigsburg und Weilheim, 
wo die Justizbehörden der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes/Bund 
der Antifaschisten und der Gruppe 
Angreifbare Traditionspflege mitteil¬ 
ten, dass man in der Angelegenheit 
noch lebender Kriegsverbrecher aus 
den Reihen der Gebirgstruppe nichts 
mehr tun könne. Und der Stein der 
Gerechtigkeit stand wohl auch nicht 
in Rothenburg/Hessen. Dort traf am 
6. November 1994 der 18-jährige Pi- 
otr Kania am Bahnhof auf fünf Bun¬ 
deswehrrekruten. Einer der Rekruten 
war als Neonazi erkennbar, er wurde 
von Kania angesprochen und erstach 
den jungen Antifaschisten. Die Staats¬ 
anwaltschaft stellte das Verfahren ein, 
weil der bewaffnete Soldat gegen den 
Unbewaffneten „in Notwehr“ gehan¬ 
delt habe. 


Gegen 

Atomwaffen und 
Angriffskriege 

Kommunisten aus 
Deutschland, Belgien, 
Luxemburg und den 
Niederlanden fahren 
nach Büchel 

„Büchel ist überall - atomwaffen¬ 
frei jetzt“ ist das Motto einer Akti¬ 
on der Friedensbewegung, die am 
26. März am Fliegerhorst Büchel 
in Rheinlandpfalz begonnen hat. 

20 Wochen lang werden verschie¬ 
dene Gruppen, Organisationen 
und Einzelpersonen der Friedens¬ 
bewegung, darunter die „Ärzte 
gegen Atomkrieg 44 , die Deutsche 
Friedensgesellschaft und viele 
örtliche Initiativen, in Büchel prä¬ 
sent sein, um gegen Atomwaffen 
und Angriffskriege zu protestieren. 

★ 

Auch die DKP beteiligt sich an der 
Dauermahnwache und übernimmt 
vier Tage lang die Präsenz. Vom 
25. bis 28. Mai will sie gemeinsam 
mit Mitgliedern ihrer Schwester¬ 
parteien aus Belgien, Luxemburg 
und den Niederlanden vor Ort 
sein. Geplant sind verschiedene 
Diskussionsrunden und Treffen 
unter anderem mit Vertretern der 
vier Parteien zu den Aufgaben der 
Friedensbewegung heute und zur 
Geschichte des Militärstandortes 
und des Widerstandes in Büchel. 
Am Samstag, den 28. Mai, soll die 
Aktionswoche der kommunisti¬ 
schen Parteien mit einer kleinen 
Kundgebung, auf der neben wei¬ 
teren Patrik Köbele, Vorsitzender 
der DKP, sprechen wird, enden. 
Musikalische Unterstützung hat 
bereits die Gruppe „musikandes“ 
aus Saarbrücken zugesagt. 

20 Wochen Dauerpräsenz der 
Friedensbewegung stehen für 20 
US-Atomwaffen, die in Büchel 
lagern. Diese Bomben sind ein¬ 
satzbereit, um im Rahmen der 
sogenannten nuklearen Teilhabe 
durch Bundeswehr-Piloten mit 
deutschen Tornado-Kampfjets 
ins Zielgebiet geflogen werden zu 
können. Dass dieses Szenario von 
den Militärs im Rahmen der NA- 
TO-Aggression gegen Russland 
durchaus kalkuliert wird, zeigt die 
Ankündigung, ab 2020 diese Mas¬ 
senvernichtungswaffen mit viel 
Geld zu atomaren Präzisionsbom¬ 
ben aufzurüsten. 

★ 

Von Büchel aus wird aber auch 
heute schon aktiv Krieg geführt. 
Der Militärstützpunkt spielt eine 
zentrale Rolle beim völkerrechts¬ 
widrigen Kriegseinsatz in Syrien: 
Zu den vier Tornados des schles¬ 
wig-holsteinischen Militärstütz¬ 
punktes Jagel wurden im Janu¬ 
ar zusätzlich zwei Tornados, und 
20 Soldaten aus Büchel für min¬ 
destens ein Jahr für Einsätze in Sy¬ 
rien auf den NATO-Militärstütz- 
punkt Incirlik in die Türkei verlegt. 

Die DKP fordert den Abzug al¬ 
ler US-Atomwaffen aus Deutsch¬ 
land und die Auflösung der NATO, 
den sofortigen Stopp des Krieges 
gegen Syrien und aller Kriegsein¬ 
sätze der Bundeswehr sowie den 
Stopp von Rüstungsprojekten und 
-exporten. Das Geld, das dort in 
Millardenhöhe fließt, muss für die 
Belange der Menschen in diesem 
Land ausgegeben werden - unab¬ 
hängig von ihrer Nationalität und 
ihrem Status. 

Die DKP ruft ihre Mitglieder und 
Freunde dazu auf, sich an der Dau¬ 
ermahnwache zu beteiligen und 
insbesondere die Aktionstage vom 
25. bis zum 28. Mai in Büchel zu 
unterstützen. Weitere Ideen und 
konkrete Unterstützung sind ge¬ 
fragt: pv@dkp.de 

Wera Richter 

www.buechel-atomwaffenfrei.de 
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Aufrüstung in Osteuropa 

Die USA werden 2017 eine Panzerbri¬ 
gade in sechs Ländern Osteuropas sta¬ 
tionieren. Das kündigte der US-ame¬ 
rikanische „Verteidigungs“-Minister 
Ashton Carter in Washington an. Die 
Truppe umfasst etwa 4 200 Soldaten, 
250 Panzer, leichte Artillerie und wei¬ 
tere gepanzerte Fahrzeuge. Das Kriegs¬ 
gerät wird den Wünschen der osteuro¬ 
päischen Staaten entsprechend dort 
stationiert werden, während die dazu¬ 
gehörigen Truppen aus den USA ein¬ 
geflogen werden, um in den verschiede¬ 
nen Ländern Manöver durchzuführen 
und Präsenz zu zeigen. 

Die Aufrüstung richtet sich nach 
US-Angaben gegen das „wieder erstar¬ 
kende und aggressive Russland“. Der 
Oberbefehlshaber der US-Streitkräfte 
in Europa, Philip Breedlove, sagte bei 
der Bekanntgabe des Vorhabens im let¬ 
tischen Riga: „Wir sind darauf einge¬ 
stellt, zu kämpfen und zu siegen, wenn 
wir müssen.“ (Kommentar S. 9) 

EU-Sanktionen gegen Libyer 

Die EU hat gegen drei prominente Wi¬ 
dersacher der neuen libyschen „Ein¬ 
heitsregierung“ Sanktionen verhängt. 
Den Betroffenen wird vorgeworfen, 
„die Friedensbemühungen in dem Bür¬ 
gerkriegsland zu torpedieren“. Sie ste¬ 
hen künftig auf der Liste mit Personen, 
die mit EU-Einreiseverboten und Ver¬ 
mögenssperren belegt sind. Zu ihnen 
zählen zwei Führungsmitglieder der 
bisherigen islamistischen Regierung 
in Tripolis sowie der Präsident des in¬ 
ternational anerkannten Parlamentes 
in Tobruk. Letzterer hatte die Abstim¬ 
mung über die „Einheitsregierung“ bis¬ 
lang blockiert. 

Neuer Präsident in Vietnam 

Die Wahl eines neuen Präsidenten in 
Vietnam kam nicht überraschend. Da 
sowohl Amtsvorgänger Truong Tan 
Sang als auch Premier Nguyen Tan 
Dung und der Vorsitzende der Natio¬ 
nalversammlung Nguyen Sinh Hung 
auf dem Kongress der Kommunisti¬ 
schen Partei Vietnams (KPV) im Januar 
nicht wieder ins Politbüro gewählt wur¬ 
den, war die Neubesetzung zu erwarten. 

Ins Amt des Staatschefs wurde der 
59-jährige bisherige Minister für Öf¬ 
fentliche Sicherheit von der National¬ 
versammlung mit 91,5 Prozent gewählt, 
die sich vorher mit Nguyen thi Ngan 
erstmals für eine Frau als Vorsitzende 
entschieden hatte. Am 7. April (nach 
Redaktionsschluss) hat der Minister¬ 
rat einen neuen Regierungschef ge¬ 
wählt und damit das Dreigespann der 
Führung mit KP-Generalsekretär und 
Staatschef vervollständigt. 

Mit Tran Dai Quang, der 1983 der 
KPV beitrat, kommt ein Vertreter der 
Generation, die nach dem Ende des 
Krieges 1975 ihre politische Laufbahn 
begann, an die Spitze der Sozialisti¬ 
schen Republik Vietnam. Vietnamken¬ 
ner sehen die Entscheidung für den 
gebürtigen Nordvietnamesen im Zu¬ 
sammenhang mit der Lage Vietnams 
im pazifisch-asiatischen Raum, wo die 
USA die VR China zum Hauptfeind er¬ 
klärt haben, eine sehr große Kriegsge¬ 
fahr besteht. In seiner Einkreisungsstra¬ 
tegie gegen Peking sucht Washington 
den Inselstreit zwischen Vietnam und 
der VR China auszunutzen und Hanoi 
auf seine Seite zu ziehen. Der 12. Par¬ 
teitag der KPV hatte diese Versuche 
zurückgewiesen und erklärt, Vietnam 
werde „seine Unabhängigkeit und sei¬ 
ne Souveränität bewahren, um so den 
Frieden und die Stabilität zu gewähr¬ 
leisten“. Zum sogenannten Insel-Kon¬ 
flikt hatte der Parteitag herausgestellt, 
eine Lösung müsse „geduldig und durch 
friedliche Maßnahmen auf der Grund¬ 
lage des Völkerrechts“ gesucht werden. 

Die Wahl Tran Dai Quangs stärkt 
die führende Rolle der KPV auf dem 
Weg Vietnams zum Sozialismus, in dem 
der Erneuerungsprozess Doi Moi mit 
der Rolle des kapitalistischen Sektors 
einen Eckpfeiler bildet. Westlichen 
Druck, auf das „Führungsmonopol“ der 
Partei zu verzichten, hatte der Parteitag 
im Januar eindeutig zurückgewiesen. Er 
konnte bilanzieren, dass die KPV mit 
4,6 Millionen Mitgliedern von 93,5 Mil¬ 
lionen Einwohnern (2014) unter „allen 
Schichten des Volkes und der Nation“ 
fest verwurzelt ist. 


Sanders for President? 


Trotz Medienmacht und alledem, der Vermonter Senator ist im Aufwind 


70,6 Prozent in Hawaii, 73 Prozent im 
Staat Washington, 81,6 Prozent in Alas¬ 
ka, die Kampagne von Bernhard San¬ 
ders gewinnt an Schwung. 2 383 De¬ 
legierte werden bei den Demokraten 
zur Nominierung als Präsidentschafts¬ 
kandidat benötigt. Laut der Web-Seite 
Real Clear Politics (RCP) konnte Hil¬ 
lary Clinton bislang 1268 „sichere“ De¬ 
legierte gewinnen, Sanders 1036. Un¬ 
ter den insgesamt 4763 Delegierten 
befinden sich 715 sogenannte „Super¬ 
delegierte“. Rechnet man die bislang 
gewählten Superdelegierten, die in ih¬ 
rem Abstimmungsverhalten nicht ge¬ 
bunden sind, den Delegiertenstimmen 
entsprechend ihres bislang geäußerten 
Abstimmverhaltens hinzu, so kommt 
Clinton allerdings auf 1521 Stimmen, 

Sanders auf 1056. Bei 470 Superde¬ 
legierten wird angenommen, dass sie 
für Clinton stimmen, als Pro-Sanders 
gelten nicht einmal 30. Die Haltung 
des Parteiestablishments in der Kan¬ 
didatenfrage ist eindeutig. Frau Clin¬ 
ton ist zuallererst die Kandidatin der 
mächtigen Washingtoner Kriegspar¬ 
tei, sie steht für die Ausweitung des 
„Menschenrechts“-Interventionismus, 
die Eindämmung Chinas und die Kon¬ 
frontationspolitik gegen Russland, die 
privilegierte Finanzierung und Unter¬ 
stützung des militärisch-industriellen 
Komplexes und - auch das sicher nicht 
an letzter Stelle - für die Absicherung 
des großen Wall-Street-Casinos, für die 
prioritäre Mast von Big Money. Kurz 
gesagt für eine verschärfte Variante 
der Bush/Obama-Politik. Nur diesmal 
statt „Ich bin schwarz!“ unter dem La- Alter Mann mit großem Zorn 



bei: „Ich bin eine Frau!“. Und sie ist, 
nicht zuletzt deshalb, einigermaßen un¬ 
beliebt. 

An Beliebtheit deutlich gewonnen 
hat dagegen der vor der Wahl-Kam¬ 
pagne ziemlich unbekannte Senator 
aus dem kleinen, knapp 630 000 Ein¬ 
wohner beheimatenden Vermont. Der 
74-jährige Sanders wirkt gegenüber 
dem ansonsten zur Wahl stehenden, 
ziemlich unappetitlichen Personaltab¬ 
leau (inklusive Frau Clinton) wie ein 
aus der Zeit gefallener, mit persönli¬ 
chem Ehrgeiz wenig kontaminierter 
Typ, dem es tatsächlich um eine Ver¬ 
besserung der sozialen Verhältnisse, 
um eine Eindämmung der Kriegspoli¬ 
tik geht. Immerhin gelang es ihm, den 
Rückstand auf seine Konkurrentin, die 
neben einer von Big Money fett aufge¬ 
füllten Kriegskasse auch noch über die 
uneingeschränkte Unterstützung der 
Monopolmedien verfügt, deutlich, auf 
230 Stimmen, zu verkürzen. Noch im 
Dezember verfügte Clinton laut RCP 
in den Umfragen durchschnittlich über 
ein Plus von 27,4 Punkten. Mit 57,8 zu 
30,4 Prozent, nahezu dem Doppelten 
von Sanders. Aktuell ist dieses Plus auf 
8,6 Punkte (51,0 zu 42,4 Prozent) ge¬ 
schrumpft. Sanders müsste aber bei den 
kommenden Abstimmungen in diesem 
Monat, aber vor allem bei der mögli¬ 
cherweise entscheidenden Vorwahl am 
7. Juni in Kalifornien ähnliche Erfolge 
einfahren können, um tatsächlich als 
Präsidentschaftskandidat der Demo¬ 
kraten gekürt zu werden. 

Käme es tatsächlich so, hieße das 
Rennen um das Weiße Haus vermut¬ 


lich Sanders gegen Trump. Laut Umfra¬ 
gen hätte Sanders dabei durchaus gute 
Chancen. Sanders führt gegen Trump 
durchschnittlich mit einem satten Ab¬ 
stand von 15,8 Punkten (53,5 zu 37,3 
Prozent). Bei Clinton vs. Trump sieht 
die Sache wesentlich enger aus. Erst 
in den letzten Wochen konnte Clinton 
den Milliardär mit nun 10,6 Punkten et¬ 
was distanzieren. Falls dem demokrati¬ 
schen Parteiestablisment daran gelegen 
wäre, den eigenen Kandidaten durch¬ 
zubringen, wäre Sanders der Mann der 
Wahl. Aber Siegeswille für die eigene, 
wohlmöglich progressive Sache dürfte 
dort ebenso wenig eine Rolle spielen 
wie er im Willy-Brandt-Haus spielte, als 
dort Peer Steinbrück zum Kanzlerkan¬ 
didaten gekürt wurde. 

Klar ist aber auch, die Washingto¬ 
ner Kriegspartei und Big Money wer¬ 
den ihre Strategiekonzepte weiterver¬ 
folgen, ganz gleich wer gerade das Wei¬ 
ße Haus bewohnt. Wer im Ausland ein 
Mord- und Zerstörungsprogramm nach 
dem anderen auflegt, zeigt sich auch zu 
Hause im Umgang mit missliebigen po¬ 
litischen Gegnern nicht sonderlich fein¬ 
fühlig. Selbst ein fast stromlinienförmi¬ 
ger Präsident wie Clinton bekam das zu 
spüren. Bei ihm war es nur Rufmord. 
Zur Not geht es bekanntlich auch phy¬ 
sisch. Soll sich wirklich etwas ändern in 
den USA und in der Welt, dann ist die 
Wahl einer neuen Person an der Spitze 
zwar nicht unwichtig, aber auch nicht 
hinreichend. Es kommt auf die arbei¬ 
tenden Menschen, den organisierten 
Druck von unten an. In den USA und 
auch anderswo. Klaus Wagener 


Klares Zeichen 

Die syrische Armee hat Palmyra zurückerobert 


„Kleine Zusammenstöße“ 

Je friedlicher der Protest in Palästina, 
desto geringer die Aufmerksamkeit 


Palmyra ist eines der bedeutendsten 
nationalen Symbole des modernen Sy¬ 
rien und seiner Geschichte. Es entwi¬ 
ckelte sich im 3. Jahrhundert unserer 
Zeitrechnung unter der Herrschaft der 
Königin Zenobia in wenigen Jahren zu 
wirtschaftlicher Blüte und politischer 
Macht. Die Ruinen der Oasenstadt ge¬ 
hören heute zum Weltkulturerbe. 

Mitte Mai 2015 griff der IS Palmy¬ 
ra an. Die USA, die damals schon mo¬ 
natelang Ziele in Syrien bombardiert 
hatten - „um den zu schwächen“, be¬ 
hinderten den Angriff nicht. Es gab 
heftige Straßenkämpfe zwischen der 
Armee und IS, die sich über Tage hin¬ 
zogen. Nachdem einem großen Teil der 
Einwohner die Flucht in sicheres Gebiet 
ermöglicht war, musste die Armee am 
20. Juni weichen. „Es ist eine Schande, 
dass die Internationale Gemeinschaft 
tatenlos zusah, wie der IS Palmyra er¬ 
oberte“, schrieb eine syrische Zeitung 
damals. 

Zur gleichen Zeit, als der IS Palmyra 
angriff, besetzte er Hunderte Kilometer 
entfernt auch die irakische Stadt Rama- 
di. Der IS war mit modernsten Waffen 
ausgerüstet, die ihm im Jahr zuvor beim 
Vormarsch im Irak in die Hände gefal¬ 
len waren, und war auf dem Höhepunkt 
seiner militärischen Macht. Die syrische 
Armee dagegen war durch den jahre¬ 
langen Krieg geschwächt und musste 
sich darauf konzentrieren, die Bevölke¬ 
rungszentren im Westen des Landes zu 
schützen. An eine Offensive gegen den 
IS war damals nicht zu denken. 

Mit dem Beginn der der russischen 
Luftangriffe im September 2015 hat sich 
die militärische Situation grundlegend 
geändert. Moderne Waffen, Überwa¬ 
chung mit Drohnen und gezielte Angrif¬ 
fe auf Führungsstrukturen und Logistik 
(und nicht zuletzt auf die Öltransporte) 
haben IS, Al-Nusra und ihre Verbünde¬ 
ten geschwächt. Die enge Zusammen¬ 
arbeit mit der syrischen Armee brachte 
Ergebnisse. Russische Flugzeuge zer¬ 
störten Bunker und schwere Waffen und 
verhinderten die Ankunft von Verstär¬ 
kung des IS aus Al-Raqqa und Deir ez- 
Zor. Die Zusammenarbeit kulminierte 
in der Befreiung Palmyras. Russische 
Spezialisten werden dabei helfen, die 


Sprengsätze und Minen zu entschärfen, 
die IS angebracht hat. 

Neben der symbolischen Bedeu¬ 
tung Palmyras als Wahrzeichen Syriens 
hat dieser Erfolg eine ganz praktische 
Bedeutung. Die Stadt liegt an der Kreu¬ 
zung von Fernstraßen, die Damaskus 
und Horns mit Deir ez-Zor und Hasaka 
verbinden. Der IS verlor hier die Kon¬ 
trolle und ist in seiner Bewegungsfrei¬ 
heit eingeschränkt; für die syrische Ar¬ 
mee wird der Weg geebnet, eine Verbin¬ 
dung mit Deir ez-Zor herzustellen. 

Louay Hussein, der ehemalige Vor¬ 
sitzende der oppositionellen Gruppe 
„Den Staat aufbauen“, nennt den Er¬ 
folg der Armee auf Facebook einen 
„Sieg über die Opposition, obwohl sie 
am Kampf nicht beteiligt war“. 

Qadri Jamil dagegen begrüßt den 
Erfolg der Armee in Palmyra. Jamil ist 
Vertreter der sogenannten „Moskau¬ 
er“ Opposition und betont, dieser Sieg 
habe nicht nur militärische, sondern 
auch geistige und symbolische Bedeu¬ 
tung. Und er hat eine politische Bedeu¬ 
tung. Die russischen Luftangriffe in Sy¬ 
rien haben ein klares Zeichen gesetzt: 
die Staaten, die den Krieg gegen Syrien 
betreiben, werden keinen militärischen 
Erfolg erreichen. Diese Erkenntnis hat 
die Verhandlungen in Wien und Genf 
und den Waffenstillstand erst möglich 
gemacht. 

Seit Jahren gibt es in Syrien schwie¬ 
rige Verhandlungen um lokale Waffen¬ 
stillstände und Versöhnungsinitiativen. 
Sie werden immer wieder behindert 
und unterbrochen und es gibt Versu¬ 
che, sie zum Scheitern zu bringen. Der 
Waffenstillstand und zugleich die mili¬ 
tärischen Erfolge gegen IS, der von je¬ 
dem Waffenstillstand ausgeschlossen 
ist, fördern diese Initiativen. So wie jetzt 
in Hama, wo in 100 Gemeinden Verein¬ 
barungen zwischen Stämmen, religiö¬ 
sen und staatlichen Würdenträgern zur 
Beilegung von Konflikten abgeschlos¬ 
sen werden. 

Nach der Vertreibung des IS aus Pal¬ 
myra schrieb die syrische Zeitung al- 
Watan : „Die syrische Armee bringt in 
einem der bedeutendsten Erfolge des 
Krieges das Licht zurück nach Palmyra.“ 
Manfred Ziegler 


Nein zur Besatzung, nein zur Entrech¬ 
tung, gleiche Rechte für alle: Tausen¬ 
de Palästinenser sind am 30. März zum 
„Tag des Bodens“ in Israel, im West¬ 
jordanland und in Gaza auf die Straßen 
gegangen. Sie protestierten gegen Häu¬ 
serzerstörungen und den anhaltenden 
Landraub durch die Besatzungsmacht 
Israel - friedlich, fantasievoll und da¬ 
mit fernab der westlichen Wahrneh¬ 
mung. Der Protesttag jährte sich zum 
40. Mal. Er erinnert an die gewaltsame 
Niederschlagung von Massenprotesten 
im März 1976. Damals hatten Palästi¬ 
nenser mit israelischem Pass gegen die 
Beschlagnahme von Land in der West¬ 
bank opponiert. Sechs Demonstranten 
waren damals von Polizisten erschos¬ 
sen, mehr als 100 verletzt worden. 

Das evangelikale Onlineportal Is¬ 
raelnetz konstatiert, „bis auf kleinere 
Zusammenstöße blieben die Demons¬ 
trationen weitestgehend friedlich“. Zu 
den „kleineren Zusammenstößen“ 
zählt: „Im Westjordanland, östlich der 
Ortschaft Al-Bireh, schnitten palästi¬ 
nensische Studenten ein Loch in einen 
Maschendrahtzaun, der Teil der israe¬ 
lischen Sicherheitsanlage in dem Ge¬ 
biet ist. Sie gelangten auf ein Feld und 
hissten dort die palästinensische Flag¬ 
ge, bevor sie von israelischen Sicher¬ 
heitskräften zurückgedrängt wurden.“ 

Der Internetdienst Palestine News 
Network beschreibt die Realität unter 
Okkupation wohl treffender. Die israe¬ 
lischen Besatzungstruppen haben dem¬ 
nach tags darauf, am Nachmittag des 
1. April, die allwöchentlichen gewalt- 
freien Proteste in Bilin und in Nabi Sa- 
leh gegen die „Apartheidmauer“ und 
die illegalen israelischen Siedlungen 
attackiert. Dutzende Demonstranten 
seien durch den Einsatz von Tränen¬ 
gas und gummiummantelten Stahlge¬ 
schossen verletzt worden. Auch in Kafr 
Kadum und in Bethlehem wurden De¬ 
monstrationen, die in Erinnerung an 
den „Tag des Bodens“ durchgeführt 
wurden, gewaltsam gestoppt. 

Immerhin, in der Geburtsstadt 
Jesu blieb wenigstens der Marathon 
mit mehr als 4300 Sportlern am Mor¬ 
gen unbehelligt. 42,195 Kilometer lang 


ist die Strecke. Im Westjordanland gibt 
es die nicht am Stück ohne israelische 
Checkpoints und Siedlungen, worauf 
die Organisation „Right to Movement“ 
mit dem Langstreckenlauf aufmerksam 
machen will. Die israelische Menschen¬ 
rechtsorganisation B’tselem hat im ver¬ 
gangenen Jahr 96 Kontrollpunkte der 
Besatzungstruppen gezählt, illegale 
Siedlungen und immer neue Siedlungs¬ 
außenposten machen das Westjordan¬ 
land für Palästinenser zum Hindernis¬ 
lauf mit immer größeren No-go-Areas. 
Wohin man auch blickt, die acht Meter 
hohe Betonmauer und bewaffnete Is¬ 
raelis im Tarnfleck allerorten, machen 
rasch klar, wer Herr im Haus ist. Weil 
keine 42 Kilometer am Stück gelaufen 
werden können, müssen die Teilneh¬ 
mer des Palästina-Marathons zweimal 
durchs Ziel. „Wir wehren uns mit dem 
Lauf gegen die Besatzung. Das ist un¬ 
sere Message, das wollen wir der gan¬ 
zen Welt erzählen“, zitierte das Spiegel- 
Jugendportal bento die 25-jährige Di- 
ala Isid, die zu den Organisatoren des 
friedlichen Politsports gehört. 

Der Marathon-Lauf sei, erklärte die 
Berliner Zeitung , „ein Protest gegen die 
Lebensbedingungen der Palästinenser, 
die auf der Fahrt durch zersiedeltes is¬ 
raelisches und palästinensisches Gebiet 
unzählige Kontrollposten zu passieren 
haben. “ 

Palästinenser protestieren weiter 
gegen die Besatzungsrealität, auch 
wenn im Westen kaum noch jemand 
Notiz davon nimmt. Der Schriftstel¬ 
ler Nir Baram nimmt in seinem gera¬ 
de erschienenen Buch „Im Land der 
Verzweiflung. Ein Israeli reist in die 
besetzten Gebiete“ (Hanser Verlag) 
eine nüchterne Bestandsaufnahme 
vor: „Die meisten Israelis und vielleicht 
auch die meisten Menschen auf der 
Welt sind inzwischen zu dem Schluss 
gelangt, dass keine Aussicht mehr auf 
eine Lösung des Konflikts besteht.“ Ei¬ 
ner seiner israelischen Gesprächspart¬ 
ner habe ihm erklärt, „es sei kein Fort¬ 
schritt zu erzielen, weil die Israelis nicht 
verzweifelt, sondern gleichgültig seien 
und die Palästinenser nicht gleichgültig, 
aber verzweifelt“. Rüdiger Göbel 
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Eine schwierige Schlacht ist zu schlagen 

Chinas Überproduktionskrise führt zu Verschuldung und Arbeitslosigkeit 



„Hauptsache, der Schornstein raucht“ - dieses Rezept funktioniert nicht mehr. Stahlwerk im nordostchinesichen Benxi. 


ie Volksrepublik China durchlebt 
gegenwärtig die wohl schwierigste 
Phase ihrer Entwicklung seit Be¬ 
ginn der Reform- und Öffnungspolitik 
vor über 36 Jahren. Was die Situation so 
schwierig und in gewisser Weise unbe¬ 
rechenbar macht, ist die Verquickung 
von nicht bewältigten gesellschaftlichen 
Problemen und Widersprüchen, die sich 
mit dem vergangenen ökonomischen 
Aufstieg ausbildeten, unzureichenden 
Voraussetzungen für den notwendigen 
Übergang zu einer qualitativen Wachs¬ 
tumsweise und die von Auswirkungen 
der internationalen Finanz- und Wirt¬ 
schaftskrise in China ausgelöste ökono¬ 
mische Krise. 

Die Schwächetendenz 

Die weitgehende Verschmelzung der 
chinesischen Wirtschaft mit der kapita¬ 
listischen Weltwirtschaft hat China für 
den kapitalistischen Krisenzyklus anfäl¬ 
lig gemacht. Der Einbruch der Nachfra¬ 
ge aus dem Ausland bewirkte, dass die 
latente Überproduktion, die den öko¬ 
nomischen Aufstieg des Landes seit den 
1990er Jahren begleitet hatte, 2014 Züge 
einer Überproduktionskrise annahm. 
Die Wachstumsrate des Bruttoinland¬ 
produkts ging stärker zurück. Die In¬ 
flationsrate auf der Konsumentenebene 
erreichte zur gleichen Zeit mit ein bis 
gut zwei Prozent ihren tiefsten Stand. 
Der als Frühindikator für die Nachfra¬ 
ge verwendete „Einkaufsmanagerin¬ 
dex“ fiel im Jahr darauf unter die noch 
Wachstum signalisierende Grenze von 
50 auf 47,1 Punkte. Der Preis für Stahl 
hatte sich bis Ende 2015 von der Spitze 
mehr als halbiert. Die schrumpfenden 
Gewinne brachten die Unternehmen in 
Schwierigkeiten neuen Ausmaßes, die 
bis an die Grenze der Insolvenz und der 
Entlassung zumindest von Teilen der 
Belegschaften reichten. Die Zentralre¬ 
gierung will in den nächsten fünf Jahren 
die Produktionskapazität von Rohstahl 
um 100 bis 150 Millionen Tonnen redu¬ 
zieren. Das würde vermutlich 400 000 
Arbeitsplätze kosten. 

Die Überproduktionskrise lässt an¬ 
dere Probleme stärker hervortreten, wie 
zum Beispiel die hohe Verschuldung der 
Lokalregierungen und staatlichen Unter¬ 
nehmen von 100 Prozent und mehr. So 
führt die innere Verschuldung zu einer 
Finanzkrise. Das zurückgehende Wachs¬ 
tum erschwert die Rückzahlung der Kre¬ 
dite erheblich. Eine Welle fauler Kredite 
kann die Kredit- und Immobilienblase 
dann leicht platzen lassen. 

Ministerpräsident Li Keqiang sprach 
auf der diesjährigen Tagung des Natio¬ 
nalen Volkskongresses von enormen 
Schwierigkeiten bei der Umstellung der 
Wirtschaft auf eine neue qualitative und 


Am 28. März rechnete Fidel Castro in 
einem Artikel unter dem Titel „Bruder 
Obama“ mit dem Auftreten von US- 
Präsident Obama während dessen Kuba- 
Reise ab. Der Beitrag, der zuerst auf dem 
kubanischen Portal „www.cubadebate. 
cu“ erschienen war, hatte bereits wenige 
Stunden nach seinem Erscheinen Wider¬ 
hall in der internationalen Medienland¬ 
schaft gefunden. 

In seinem Schreiben kritisiert Fidel 
wenig diplomatisch Obamas Rede am 
22. April in Havanna, die das kubanische 
Fernsehen per Live-Schaltung praktisch 
in alle kubanischen Haushalte übertra¬ 
gen hatte. Von Obama, der aus einfachen 
Verhältnissen komme und über „eine 
natürliche Intelligenz“ verfüge, habe er 
sich eigentlich eine korrekte Ansprache 
erhofft, so Fidel. Der historische Anfüh¬ 
rer der kubanischen Revolution spricht 
spöttisch von einem „Reigen neuer Be¬ 
griffe“, den der US-Präsident, eingeführt 
habe. Unter anderem hatte Obama be¬ 
hauptet, Kuba und die USA stünden je¬ 
weils in beiden Traditionslinien, einer 
der Sklaven und einer anderen der Skla¬ 
venhändler. Fidel wirft Obama nun vor, 
dass in seiner Geschichtsauffassung die 


effektive Wachstumsweise und bereitete 
die Bevölkerung darauf vor, dass in der 
Anfangsphase der Umstellung bestimm¬ 
te Interessen geopfert werden müssen. 
Die Schwächetendenz der Wirtschaft 
verschärfe sich durch innere und äuße¬ 
re Faktoren. Tief verwurzelte Probleme 
der ökonomischen Entwicklung würden 
stärker hervortreten. Man müsse sich da¬ 
rauf vorbereiten, dass „eine schwierige 
Schlacht zu schlagen“ sei. 

Vereinfachend gesprochen gibt 
es zwei wesentliche Ursachen für die 
Überakkumulation in China, eine spe¬ 
zifische und eine allgemeine, die sich 
beide aus der Orientierung herlei¬ 
ten, „den Sozialismus durch das Ler¬ 
nen vom Kapitalismus zu errichten“. 
Gemessen am Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) nimmt die chinesische Wirtschaft 
nach den USA den zweiten Platz in der 
Welt ein. Gemessen am BIP pro Kopf, 
dem Gradmesser für den erreichten 
allgemeinen Wohlstand, liegt das Land 
jedoch weit zurück, etwa auf dem 80. 
Platz. Der bisherige politische Kurs der 
KP Chinas ist entgegen allen offiziel¬ 
len Verlautbarungen bis in das letzte 
Jahrzehnt einseitig auf die Stärkung 
der ökonomischen Macht des Landes 
und weniger die Verbesserung des all¬ 


ursprünglichen Einwohner ebenso we¬ 
nig vorkämen wie die Rassendiskrimi¬ 
nierung in Kuba, die durch die Revoluti¬ 
on beendet worden sei. Schließlich sei es 
Kuba gewesen, das mit seiner in Afrika 
praktizierten Solidarität das südafrika¬ 
nische Apartheidsregime entscheidend 
geschlagen hätte. 

Fidel weiter: Sowohl während ihrer 
Invasion in der Schweinebucht im Jahr 
1961 als auch später in Afrika hätten die 
USA Kubas militärische Schlagkraft un¬ 
terschätzt. Fidel erwähnt ihm vorliegen¬ 
de Informationen, nach denen die USA 
unter Präsident Reagan und Israel das 
Apartheidsystem mit Atomwaffen aus¬ 
gerüstet hätten. Castro nennt es „un¬ 
wahrscheinlich“, dass Obama von diesen 
Vorgängen keine Kenntnisse habe, und 
schildert zugleich nicht ohne Spott, wie 
er zu seiner Überraschung habe feststel¬ 
len müssen, dass Obama in diesem Wis¬ 
sen ungerührt das Vorwort zu einer Man¬ 
dela-Biografie verfasst habe. 

Während seines Kuba-Aufenthaltes 
hatte Obama in anbiedernder Großzü¬ 
gigkeit ausgerufen, nicht die USA, son¬ 
dern nur die Kubaner selbst hätten über 
ihr Schicksal zu entscheiden. Drei Tage 


gemeinen Lebensstandards des Volkes 
konzentriert gewesen. Die Befriedi¬ 
gung der Grundbedürfnisse des Vol¬ 
kes z.B. an Bildung, ärztlicher Versor¬ 
gung, Wohnung usw. im Rahmen einer 
öffentlichen Daseinsfürsorge ist noch 
nicht gewährleistet. Sie soll erst 2020 
erreicht sein. Die andere bedeutende 
Ursache für die Überproduktion ist 
auf den antagonistischen Widerspruch 
zwischen gesellschaftlicher Produktion 
und privater Aneignung des Mehrpro¬ 
dukts in den kapitalistischen Sektoren 
der chinesischen Wirtschaft zurückzu¬ 
führen. Das durchschnittliche Einkom¬ 
men der Arbeiter in den privaten und 
ausländischen Unternehmen hat in den 
letzten Jahren nur etwas mehr als die 
Hälfte der Einkommen der Beschäf¬ 
tigten in den staatlichen Unternehmen 
betragen. Obwohl nicht an der direkten 
Ausübung der politischen Macht be¬ 
teiligt, ist die chinesische Bourgeoisie 
heute bereits eine starke und einfluss¬ 
reiche ökonomische Kraft. Anteile von 
61,4 Prozent an den fixen Investitionen 
und über 70 Prozent an den Direktin¬ 
vestitionen des Landes im Ausland 
deuten an, in welchem Ausmaß die KP 
Chinas bereits von dieser Bourgeoisie 
abhängt. 


nach seiner Rückkehr startete seine Re¬ 
gierung ein neues „Regime Change“- 
Programm, mittels dessen junge Kuba¬ 
ner in den USA zu Dissidentenkadern 
ausgebildet werden sollen. Wohl auch in 
diesem Zusammenhang spricht Fidel da¬ 
von, die „geflötete“ Forderung Obamas, 
man habe die Geschichte hinter sich zu 
lassen, habe ihn und andere in Kuba an 
den Rand eines Herzinfarktes gebracht. 
Obama hatte Kubaner und US-Ameri¬ 
kaner scheinheilig zu Freunden, zu einer 
Familie erklärt - und dies vor dem Hin¬ 
tergrund einer seit 60 Jahren andauern¬ 
den Blockade und ungezählter Todesop¬ 
fer durch Attentate und Aggressionen. 
Fidel kontert, niemand soll sich Illusio¬ 
nen machen, das kubanische Volk werde 
hinter seinen erlangten „geistigen Reich¬ 
tum“ zurückfallen. „Wir brauchen keine 
Geschenke des Empires“. In diesem Sin¬ 
ne ist auch der Ratschlag zu sehen, Oba¬ 
ma solle es besser unterlassen, Theorien 
über die kubanische Politik aufzustellen. 

Kuba, so Fidel, kann ohne Probleme 
ohne die USA auskommen, könne sich 
selber ernähren und sich dabei im Sin¬ 
ne des Friedens und der Rechtsprechung 
verhalten. 


„Strukturelle Reform“ 
als „gute Medizin“ 

Mit der strukturellen Reform geht Chi¬ 
na von seiner bisherigen Angebotspo¬ 
litik zu einer Politik der Stärkung der 
Konsumnachfrage über. An die Stelle 
von Konjunkturprogrammen zur An¬ 
kurbelung der Wirtschaft tritt die Mo¬ 
bilisierung aller Kräfte des Marktes. 
„Keynes ist tot, es lebe der Markt!“ Mit 
den Marktkräften wird auch der Pri¬ 
vatwirtschaft eine größere Rolle ein¬ 
geräumt. Die staatlichen Unternehmen 
sollen nun den Privatunternehmen fol¬ 
gen und auch selbstständige Marktsub¬ 
jekte werden. Die Regierungsinstituti¬ 
onen, die bisher die staatlichen Unter¬ 
nehmen direkt leiteten, beschränken 
sich künftig auf die Aufsicht und die 
Verwaltung des staatlichen Kapitals. 
Schwerpunkte der strukturellen Re¬ 
form in diesem Jahr sind der Abbau 
der Überkapazitäten, der Lagerbestän¬ 
de und der Schulden, die Senkung der 
Selbstkosten der Unternehmen und 
eine Stützung schwacher Sektoren. 

Der Abbau der Überproduktion be¬ 
ginnt mit der Aussonderung von Unter¬ 
nehmen, die den staatlichen Kriterien 
nicht entsprechen und seit langem ver¬ 
schuldet sind. Neben der Veränderung 


Die US-Regierung reagierte emp¬ 
findlich auf diese Äußerungen und 
ließ sie schon am Folgetag durch einen 
Sprecher zurückweisen. Die Versuche, 
Fidels Äußerungen als Distanzierung 
von der Politik seines jüngeren Bru¬ 
ders Raul zu deuten, gehen aber in die 
Irre. Vielmehr bestätigt diese gezielte 
Verletzung des diplomatischen Tons 
durch den erfahrenen Staatsmann Fi¬ 
del Castro die politische Distanz, die 
Kubas Regierung gegenüber den USA 
schon während Obamas Anwesenheit 
in Kuba betont hatte. 

Obama wurde in aller gebotenen 
Höflichkeit empfangen, in den kuba¬ 
nischen Medien jedoch zugleich zum 
Teil scharf angegriffen. Kuba will offen¬ 
sichtlich die Gespräche mit den USA, 
aber zugleich macht die kubanische 
Regierung deutlich, dass aus ihrer Sicht 
der Antagonismus zwischen Imperia¬ 
lismus und Sozialismus weiterhin die 
Beziehungen prägen wird. 

Tobias Kriele 

Der Beitrag „Bruder Obama“ von Fidel 
Castro ist u.a. auf www.redglobe.de 
nachzulesen. 


des Eigentumsrechts, dem Wechsel der 
Bewirtschaftung und der Erschließung 
neuer Märkte spielt auch der „Export 
der Überproduktion“ in Länder entlang 
der Seidenstraße ein Rolle. 

Die Reform der staatlichen Unter¬ 
nehmen umfasst neben den bereits ge¬ 
nannten Maßnahmen wie die Unter¬ 
scheidung von Unternehmen, die Profit 
zu erwirtschaften haben, und gemein¬ 
nützigen Unternehmen. So soll die Ent¬ 
wicklung einer Wirtschaft gemischten 
Eigentums gefördert werden, um die 
marktwirtschaftlichen Vorzüge der Pri¬ 
vatwirtschaft für eine reibungsärmere 
Entwicklung der staatlichen Unterneh¬ 
men zu Marktführern zu nutzen. Auch 
soll so die Führung durch die Partei in 
den nun tatsächlichen Aktiengesell¬ 
schaften abgesichert werden. Zugleich 
dienen die Maßnahmen dazu, den stän¬ 
digen Abfluss von staatlichem Kapital 
zu unterbinden. Erreicht werden soll 
damit vor allem auch eine beschleunig¬ 
te Konzentration von Kapital und Res¬ 
sourcen, um eine Gruppe international 
konkurrenzfähiger transnationaler Un¬ 
ternehmen für den Export chinesischer 
Markenprodukte, von Kapital und Ar¬ 
beitsdienstleistungen zu schaffen. 

Helmut Peters 


Stille in Spielfeld 

Mitte März besuchte eine Delegati¬ 
on der KPÖ Graz die „Sammelstelle“ 
im österreichisch-slowenischen Gren¬ 
zort Spielfeld. Wo seit Herbst jeden 
Tag tausende Menschen aus Syrien, 
dem Irak oder Afghanistan ankamen, 
um Schutz vor Krieg, Terror, Verfol¬ 
gung und Elend zu suchen, herrscht 
nun Stille. Das Areal mit seinen Zel¬ 
ten und Containern - heute ist es fast 
menschenleer. 

Ende März haben die Hilfsorgani¬ 
sationen ihren Einsatz beendet. Die 
Helferinnen und Freiwilligen haben 
Übermenschliches geleistet und zehn¬ 
tausende Menschen versorgt. Nun ste¬ 
hen Mitarbeiterinnen der Hilfsorgani¬ 
sationen vor der Arbeitslosigkeit. Das 
ist der Dank der österreichischen Re¬ 
gierung für die Verhinderung einer hu¬ 
manitären Katastrophe. 

Gleichzeitig sitzen zehntausen¬ 
de Menschen seit der Schließung der 
Balkanroute an der griechisch-maze¬ 
donischen Grenze fest. Im Dreck von 
Idomeni werden „europäische Werte“ 
verteidigt. Außenminister Kurz sprach 
davon, dass es „nicht ohne hässliche 
Bilder gehen wird“. Die steirische KPÖ 
hält dem eine Offensive für soziale Ge¬ 
rechtigkeit entgegen. 

R.K. 


Keine Lust auf Verbrüderung 

Fidel Castro weist Obama in die Schranken 
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Die von den deutschen Faschisten zerstörte historische Altstadt Warschaus. Aufgenommen im März 1945 April 1945: Ein amerikanischer Soldat bewacht in der Schlosskirche Ellingen ein Lager mit NS-Raubgut. 



Buddha-Statue im afghanischen Bamiyan vor und nach der Zerstörung durch die 
Taliban im März 2001 



US-Amerikanische Soldaten der Einheit „lronhorse“in einem irakischen Museum 


Vor unseren Augen stirbt 
das kulturelle Gedächtnis 


K rieg - seit der Antike, über die 
Kreuzzüge bis heute - bedeutet 
nicht nur Tod, sondern auch im¬ 
mer die Zerstörung von Kultur sowie 
die Plünderung und den Raub von Kul¬ 
turschätzen - geschützt durch die eige¬ 
ne militärische Macht. Die Zerstörung 
und der Raub von Kulturgütern hat da¬ 
bei immer auch das Ziel, Menschen ih¬ 
rer Geschichte zu berauben, ihnen ihre 
Identität zu nehmen. 

Die deutschen Faschisten raubten 
zwischen 1939 und 1945 Gemälde, Gra¬ 
fiken, Skulpturen aus ganz Europa. Es 
ging dabei um weitaus mehr als nur um 
das wohl für immer verlorene Bern¬ 
steinzimmer aus dem Katharinenpalast 
in Zarskoje Selo bei Leningrad - einst 
ein Geschenk des preußischen Königs 
Friedrich Wilhelm I. Sie ermordeten 
Künstler, Lehrer, Wissenschaftler. Und 
sie zerstörten - im Rahmen des General¬ 
plans Ost - auch viele historische Bau¬ 
denkmale, Universitäten, Schulen, Bib¬ 
liotheken, Museen, Theater. 

Seit über 25 Jahren werden auch in 
Afghanistan und im Irak zunehmend 
Stätten der Kultur ausgeraubt und zer¬ 
stört. Bereits im ersten Golfkrieg 1991 
gerieten historische Kleinode wie der 
4 000 Jahre alte Tempel von Ur unter 
Beschuss. Im März 2001 sprengten die 
Taliban in Afghanistan die Buddha- 
Statuen von Bamiyan - eines der gro¬ 
ßen vorislamischen Denkmäler aus dem 
6. Jahrhundert. Iraks Nationalmuseum 
verlor 2003 die Hälfte seiner Schätze, 
rund 100 000 Ausstellungsstücke wur¬ 


den geplündert oder wurden zerschla¬ 
gen. 

Der IS zerstörte im Irak antike bzw. 
altorientalische Stätten: in Mossul, Nini¬ 
ve, Nimrud und Hatra. 

Ende März befreite die syrische Ar¬ 
mee Palmyra, das im Mai 2015 vom IS 
erobert worden war. Die einstige antike 
Oasenstadt, die 1980 von der UNESCO 
zum Weltkulturerbe erklärt worden 
war, liegt auf dem Gebiet der modernen 
Stadt Tadmur, die vor dem Bürgerkrieg 
in Syrien etwa 51 000 Einwohner hatte. 

Nach der Eroberung durch den IS 
gab es Bilder von brutalen Hinrichtun¬ 
gen in den Ruinen der Stadt. Während 
der Besatzung sprengten IS-Kämpfer 
aber auch mehrere bedeutende Kultur¬ 
denkmäler: Zwei Tempel, den berühm¬ 
ten Triumphbogen und zahlreiche Grab- 
mäler. Archäologen diskutieren derzeit, 
ob und wie man die zerstörten Tempel 
wieder aufbauen könnte. 

Unabhängig davon: Der kulturge¬ 
schichtliche Verlust ist kaum abschätz¬ 
bar, wobei Palmyra nur das jüngste Bei¬ 
spiel ist. In „Spiegel-Online“ mahnte 
Michael Sommer, Professor für Alte 
Geschichte an der Carl-von-Ossietzky- 
Universität Oldenburg, vor einem Jahr: 
„Nur, wer um die Bedeutung dieser Orte 
für lange vergangene Epochen weiß, 
kann ermessen, was der Welt gerade 
verloren geht. Zwischen Mittelmeer und 
Tigris stirbt vor unser aller Augen das 
kulturelle Gedächtnis der Menschheit.“ 

„Nimrud, Hatra, Palmyra - Namen, 
die, im deutschen Geschichtsunterricht 


wenigstens, keiner mehr nennt, auch 
kaum jemand kennt. So durfte man 
selbst in der frankfurter Allgemeinen 
Sonntagszeitung’ vom 18. März 2015 le¬ 
sen, bei Hatra habe es sich um eine as¬ 
syrische Stadt’ gehandelt. Aufklärung 
tut bitter Not, denn hinter jedem der 
drei Namen verbirgt sich eine Stadt, die 
einmal Metropole war und Geschichte 
schrieb. 

Nimrud war das politische Gravita¬ 
tionszentrum eines mächtigen Staates 
(...); Hatra ein Anziehungspunkt für 
Scharen von Pilgern (...); Palmyra eine 
Handels- und Wirtschaftsdrehscheibe, 
so wie heute London oder New York.“ 

Einerseits behauptet der IS jedes 
Mal - ähnlich wie die Taliban - es 
handele sich um Götzen, die vernich¬ 
tet werden müssen. Dem IS geht es bei 
seinen Angriffen auf die Kunstschät¬ 
ze des Irak nicht nur um Zerstörung, 
meinte die Vorsitzende des UNESCO- 
Welterbekomitees Maria Böhmer be¬ 
reits vor einem Jahr im „Deutschland¬ 
radio Kultur“. Es gebe Raubgrabungen 
und Plünderungen: 

„Damit finanziert sich der IS.“ Sie 
füllen mit dem Verkauf von Gegen¬ 
ständen auf dem Schwarzmarkt ihre 
Kriegskasse, so Axel Plathe, Leiter 
des Unesco-Büros im Irak. Wie hoch 
aber die Einnahmen des IS - neben 
dem Handel mit Erdöl und die Zah¬ 
lung von Schutzgeldern - durch den il¬ 
legalen Handel mit Kunstschätzen ist, 
ist nach wie vor unklar. 

nh 



Das Hadrianstor in der syrischen Stadt Palmyra wurde 2015 durch den IS zerstört 



Löwe im Garten des archäologischen Museums von Palmyra, Syrien. 2015 durch den IS zerstört 
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Karikatur: Bernd Bücking 


Enthüllung von Bauernopfern 
und Intimfeinden 

Die „Panama Papers“ - und wieder im Fadenkreuz: Wladimir Putin 


Lucas Zeise: Eine weitere Panzerbrigade gegen Russland 

Die Kriegsgefahr 
wächst geplant 


E s sollte wie der ganz große Scoop 
aussehen. Jedenfalls wenn es nach 
den Machern der „Qualitätsmedi¬ 
en“ ging. Am Sonntagabend zur besten 
Sendezeit verkündete Jan Hofer in der 
Tagesschau, mit riesigen Geldbündeln 
auf der Hintergrundleinwand, ein „enor¬ 
mes Datenleck“ habe Geschäfte von rund 
215000 Briefkastenfirmen offengelegt. 
Die Unterlagen zeigten, wie Spitzenpoli¬ 
tiker, Sportstars und Kriminelle weltweit 
ihr Vermögen verschleiern. NDR, WDR 
und „Süddeutsche Zeitung“ hätten auf 
11 Mio. Dokumente einer Anwaltskanz¬ 
lei in Panama zurückgreifen können. 

Hofer nannte auch sofort Namen. 
Der isländische Ministerpräsident Gunn- 
laugsson, der ukrainische Präsident Poro- 
schenko und der Fußballer Lionel Messi 
hätten zu den Kunden gehört. Spätestens 
an diesem Punkt wird man hellhörig, wie¬ 
so ausgerechnet Messi und Gunnlaugs- 
son? „Superreiche“ sehen anders aus. Die 
Creme der Steueroptimierer, das ist die 
Liga der Weltkonzerne, der 0,001 Pro¬ 
zent. Schon kurz danach wird die Stoß¬ 
richtung klar. Im Einspieler erscheinen 
nach den Aufnahmen der Anwaltskanzlei 
Mossack Fonseca in Panama Bilder des 
russischen Präsidenten mit der Kommen¬ 
tierung, „Vertraute des russischen Präsi¬ 
denten Putin sollen zwei Milliarden Dol¬ 
lar durch Briefkastenfirmen geschleust 
haben.“ Namen? Keine. Beweise? Null. 
Herausgestellt als „einer von ihnen“ wird 
der Cellist Sergei Roldugin mit der Be¬ 
hauptung „in den Daten entpuppt er sich 
als reicher Mann und gibt sein Vermögen 
mit 30 Millionen Dollar an“. Zeitweise sei 
er „Besitzer zweier Briefkastenfirmen“ 
gewesen. 

Wladimir Putin taucht ganz offenkun¬ 
dig im Datensatz nicht auf. Man darf an¬ 
sonsten sicher sein, dass die Schlagzeilen 
noch weit größer und reißerischer in sei¬ 
ne Richtung weisen würden. Aber auch 
so ist die visuelle Botschaft eindeutig. Die 
Panama-Kreml-Connection ist gleich zu 
Anfang, auch bei Anne Will und sofort 
darauf in den „Qualitäts“-Zeitungen for¬ 
matfüllend als „Big Idea“ als Schlüssel¬ 
signal der Mossak-Fonseca-Kampagne 
gesetzt. Und dieser Dreh wird in den fol¬ 
genden Monaten immer wiederholt wer¬ 
den. Ähnlich wie beim Abschuss des ma¬ 
laysischen Flugzeugs MH 17, oder bei der 
„Annektion“ der Krim. Wenn es irgend¬ 
wo auf der Welt Korruption und Verbre¬ 
chen gibt, dann ist der russische Präsident 
nicht weit. 

Dass Politiker und politische Parteien 
in Finanzskandale verwickelt sind, ist nun 
so neu nicht Die Skandale und Affären 
der allerchristlichen CDU/CSU auch nur 
aufzuzählen, würde schon den Rahmen 
sprengen. Schon 1956 war die extensive 
Beschaffung (10 000 Stück) des technisch 
völlig untauglichen Schützenpanzers HS 
30 nur durch umfangreiche Schmiergeld¬ 


zahlungen in Richtung CDU/CSU mög¬ 
lich geworden. Mord und Justizskandal 
inklusive. Und auch der „Kanzler der 
Einheit“ machte sich einen Namen im 
„Spenden“- und Korruptionssumpf der 
Rückeroberungsraubzüge. „Ein jeder 
kehre vor seiner Tür“, wird Wolfgang 
Schäuble in der Eurokrise nicht müde zu 
betonen. Hier wäre nun Gelegenheit und 
man bräuchte nicht einmal den Konjunk¬ 
tiv zu strapazieren. 

Ein satt finanziertes 
Journalistenkonsortium 

Sachlich geboten wäre eine Illustration 
mit Photos der Deutschen Bank gewe¬ 
sen, mit der Commerzbank, der Credit 
Suisse, der HSBC, der Societe Generale 
und all den anderen großen Finanzzuhäl¬ 
tern des Globus. Oder auch Bilder und 
Logos der bekannten Konzerne, die mit 
ihrer Hilfe Finanzoptimierung betreiben. 
Und wenn man unbedingt personalisie¬ 
ren will, mit prominenten Superreichen, 
von denen die große Mehrzahl bekannt¬ 
lich nicht russische, sondern US-Bürger 
sind. Doch hier war und ist ein dröhnen¬ 
des Schweigen im Walde. Der Datensatz, 
von 2,6 Terabyte (die Speicherkapazität 
einer handelsüblichen Festplatte) ist die 
Rede, soll von rund 400 Journalisten in 
109 Medienhäusern und 76 Staaten fast 
ein Jahr lang untersucht worden sein. 

Federführend soll das sogenannte 
ICIJ (International Consortium of In- 
vestigative Journalists) sein. Das 1997 
gegründete journalistische Netzwerk und 
das hinter ihm stehende CPI (Center for 
Public Integrity) ist keineswegs, wie der 
Titel suggerieren möchte, eine Indepen- 
dent-Veranstaltung, sondern ein mit ei¬ 
nem zweistelligen Millionenetat ausge¬ 
statteter Teil des etablierten Meinungs¬ 
apparats mit zahlreichen prominenten 
institutioneilen und privaten Finanziers. 
CPI listet allein über 40 Institutionel¬ 
le Unterstützer auf, die ihm 2014 mehr 
als 20 000 Dollar spendeten. Darunter: 
Ford Foundation, Carnegie Endowment, 
Rockefeller Family Fund, W K Kellogg 
Foundation, Open Society Foundation 
(George Soros) 

Bislang hält sich die steuertechnische 
Erkenntnis der „Panama-Papers“ in en¬ 
gen Grenzen. Die politische Umdeutung 
im Sinne der US-Geostrategie dagegen 
weniger. 

In der Sache ist das bislang Veröffent¬ 
lichte so neu nicht. 2012 schätzten die Ak¬ 
tivisten von Tax Justice Network (TJN) 
das Volumen der auf Offshore-Konten 
verborgenen Finanzmittel auf bis zu 32 
Billionen Dollar. (Nahezu die Hälfte der 
globalen Wirtschaftsleistung eines Jah¬ 
res.) US-Magazine wie „Forbes“ oder 
„Shelter Offshore“ veröffentlichen bis 
heute stolz die Listen der „World’s Best 
Tax Hävens“. „Die Welt ist voller Steuer¬ 
oasen’,’ schreibt Shelter Offshore. Mit ent¬ 


gegengesetzter Motivation hat TJN eine 
Liste der „Steuer-Oasen“ oder Staaten 
mit Bankgeheimnis zusammengestellt. 
Sie umfasst 82 Staaten. Deutschland liegt 
auf Platz Acht. 

Mit der Herausbildung des Kapitalis¬ 
mus sind auch Orte entstanden in denen 
die Reichen und Reichgewordenen ihre 
Beute vor den Begehrlichkeiten des Pö¬ 
bel und des (eigenen) ideellen Gesamt¬ 
kapitalisten in Sicherheit bringen konn¬ 
ten. Die Schweiz, Monaco, Liechtenstein 
etc. bauten schon früh ihr Geschäftsmo¬ 
dell darauf auf. Richtig Schwung in die 
Sache kam aber mit der Deregulierung 
der Finanzmärkte und dem Abbau der 
Kapitalverkehrskontrollen. Heute wer¬ 
den an einem Handelstag Finanztransak¬ 
tionen in Höhe von weltweit 13 Billionen 
Dollar getätigt, in einer Woche soviel wie 
das gesamte Sozialprodukt des Globus. 
Allenfalls ein fünfzigstel ist realökono¬ 
misch von Belang. Der Rest ist Casino 
und natürlich steuerfrei. 

Rolf Breuers „fünfte“ Gewalt 

Es lohnt sich immer wieder den Text des 
Deutsch-Bankers Rolf-E. Breuer vom 
27. April 2000 in der „Zeit“ zu lesen: 
„Die fünfte Gewalt“. Breuer zeigt hier 
dem politischen Personal gewissermaßen 
die Werkzeuge. Er erörtert die Wirkun¬ 
gen, die ein deregulierter Finanzmarkt 
als „wirkungsvollste Kontrollinstanz 
staatlichen Handels“ in der Zukunft ha¬ 
ben wird. Natürlich ließe sich die Deregu¬ 
lierung auch rückabwickeln. Es liegen ja 
sogar die historischen Erfahrungen vor. 
Allerdings nicht im Stile von Peer Stein- 
brücks lächerlicher „Kavallerie aus Fort 
Yuma“. Eine zentrale historische Erfah¬ 
rung ist die, dass im Imperialismus auch 
(systemstabilisierende) Reformen von 
unten erzwungen werden müssen. Und 
so lange diese Kraft fehlt, wird es allen¬ 
falls dicke Sprüche für die Tribüne, wie 
aktuell die von Heiko Maas und Wolf¬ 
gang Schäuble, geben. 

Im Gegensatz zu EU/Deutschland 
haben die USA auch in der Tax-Haven- 
Frage ihren eigenen, typisch imperialis¬ 
tischen Weg gefunden. Qua Machtan¬ 
drohung wurden fast alle Staaten zur 
Offenlegung ihrer Bankdaten gezwun¬ 
gen - außer natürlich die US-Steuer- 
oasen selbst, wie etwa Delaware. Über 
eine Million Firmen sollen allein in die¬ 
sem kleinen US-Staat registriert sein. 
Aber Delaware ist nicht allein. Auch 
in anderen US-Bundesstaaten Nevada, 
Dakota, Wyoming, rühmt man sich eines 
intakten Bankgeheimnisses. Die Attrak¬ 
tivität dieser verschwiegenen Orte wird 
durch das Mossak-Fonseca-Leak ganz 
sicher nicht sinken. Trotz Heiko Maas’ 
und Wolfgang Schäubles Verbalaktivis¬ 
mus. Big Money braucht sich da wenig 
Sorgen zu machen 

Klaus Wagener 


Es läuft wie geplant. Ashton Carter, 
der US-amerikanische Kriegsminis¬ 
ter, hat angekündigt, dass eine drit¬ 
te Panzerbrigade in Europa plat¬ 
ziert werden soll. Die neuen Trup¬ 
pen sollen in sechs osteuropäischen 
Ländern mit den Soldaten aus die¬ 
sen Ländern den Krieg gegen Russ¬ 
land üben. Die 4 200 Mann aus den 
USA bleiben die meiste Zeit im Hei¬ 
matland. Der Aufrüstungsschritt be¬ 
steht darin, dass ihre 250 Panzer und 
etwa 1 000 gut bewegliche gepan¬ 
zerten Fahrzeuge während der Peri¬ 
oden, da weder Krieg geführt noch 
Kriegsübungen stattfinden, anders 
als bisher in den sechs osteuropäi¬ 
schen Ländern aufbewahrt werden. 
Bisher lagerte das in europäischen 
NATO-Manövern genutzte Materi¬ 
al vorwiegend in Deutschland. Wir 
haben es also mit einer weiteren und 
schnelleren Eingreiftruppe als bis¬ 
her zu tun. 

Die US-Regierung handelt ge¬ 
mäß dem vor zwei Jahren nach dem 
Umsturz in der Ukraine gefassten 
Beschluss des NATO-Gipfels, und 
die Regierungen der beteiligten 
sechs osteuropäischen Länder Po¬ 
len, Rumänien, Bulgarien, Litauen, 
Lettland und Estland, wo die US- 
Soldaten ihr Kriegsgerät überneh¬ 
men, haben genau das immer wieder 
gefordert. Sie wollten in die in ihren 
Augen attraktive Lage versetzt wer¬ 
den, in der Deutschland sich seit lan¬ 
gem befindet. Sie wollten die Pan¬ 
zer und die anderen teuren Dinge in 
ihrem Land haben, damit sie sicher 
sein könnten, dass die USA ihnen im 
Fall eines Konfliktes mit dem Feind 
auch wirklich Soldaten schicken. 
Dass dieser Feind Russland ist, darü¬ 
ber besteht kein Zweifel. Ob er aber 
mit Panzern und gepanzerten Fahr¬ 
zeugen selber über die Grenze rollt 
oder ob, was vor allem die Regierun¬ 
gen der baltischen Staaten für das 
wahrscheinlichere und zugleich be¬ 
drohlichere Szenario halten, Agen¬ 
ten des Kreml durch Geld und Pro¬ 
paganda einen russenfreundlichen 
Teil der Bevölkerung aufwiegeln, 
um die Regierung zu stürzen, das 
bleibt vorerst offen. 


Am 31. März verstarb der Kommu¬ 
nist und glühende Freund des sozia¬ 
listischen Kuba, Heinz W. Hammer. 
Für seine Verdienste um die Solida¬ 
rität mit Kuba hatte er vom Staats¬ 
rat der Republik die Medaille der 
Freundschaft erhalten, als „ Geste 
einer ewigen Anerkennung im Na¬ 
men des kubanischen Volkes “, wie 
das Kubanische Institut für Völker¬ 
freundschaft in einem Beileidsbrief 
an die Familie und Freunde von 
Heinz am Tage seines Todes schrieb. 

Unser Genosse Heinz war Vorsit¬ 
zender der Regionalgruppe Essen 
der Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba und in den Irrungen und Wir¬ 
rungen nach 1990 maßgeblich dar¬ 
an beteiligt, dass sich die FG nicht 
etwa im Nirwana einer „kritischen 
Solidarität“ auflöste, sondern sich 
weiterhin auf eine bedingungslose 
Solidarität mit dem sozialistischen 
Kuba konzentrierte. Auch dank ihm 
ist die FG BRD-Kuba heute immer 
noch die mit Abstand größte Kuba- 
Solidaritätsorganisation in Deutsch¬ 
land. 

Zu seinem Selbstverständnis gehör¬ 
te, dass Heinz Hammer nach dem 
ersten internationalen Solidaritäts¬ 
kongress in Havanna der entschei¬ 
dende Antreiber zur Gründung des 
„Netzwerks Cuba“ in Deutschland 
wurde. Folgerichtig war er auch in 


Jedenfalls dient die zusätzliche 
Panzerbrigade in den Augen beider 
Seiten, den USA und den sechs Part¬ 
nerländern, dem Zweck, die Schwelle 
für militärisches Eingreifen abzusen¬ 
ken. Weniger kompliziert ausgedrückt 
heißt das, die Kriegsgefahr wächst. 

Nun könnte man annehmen, dass 
die Aufrüstung auch dem strategi¬ 
schen Zweck dient, die Ersetzung 
der auf Dauer nicht mehr finanzier¬ 
baren und tragbaren Führungstrup¬ 
pe in der Ukraine abzusichern. Dass 
der Präsident dieses Landes Petro 
Poroschenko nun auch noch auf der 
Liste derer steht, die über Briefkas¬ 
tenfirmen im schönen Panama den 
im Heimatland abgesaugten Reich¬ 
tum nach draußen schaffen, ist dafür 
ein passendes Symbol. Von Washing¬ 
ton aus gesehen, ist die Ersetzung 
der Kiewer Truppe eine riskante 
Operation, die auch aus dem Ruder 
laufen kann. Die Zusatzbrigade in 
der unmittelbaren, stramm antirussi¬ 
schen Nachbarschaft kann dazu bei¬ 
tragen, dabei nicht zu weit zu gehen. 

Die weitere Aufrüstung in Ost¬ 
europa findet in deutschen Medien 
keine übergroße Beachtung, ver¬ 
mutlich weil die Bundesregierung 
dabei nicht gefragt, sondern nur an¬ 
gehalten ist, Beifall zu spenden, was 
einigermaßen verhalten auch ge¬ 
schah. Das von US-Präsident Oba- 
ma mit dem größten denkbaren pu¬ 
blizistischen Getöse in Washington 
veranstaltete Treffen von 40 Staats¬ 
und Regierungschefs zur Nukle¬ 
aren Sicherheit vor einer Woche, 
wurde in der deutschen, mit zarter 
Hand gelenkten Presse noch nied¬ 
riger gehängt. Denn im Gegensatz 
zu den Herren Abe (Japan), Came- 
ron (Britannien), Renzi (Italien), 
Modi (Indien) und sogar Xi Jiping 
(VR China) glänzte die deutsche 
Regierungschefin Angela Merkel 
ebenso wie Wladimir Putin (Russ¬ 
land) durch Abwesenheit. Die deut¬ 
sche Regierung zeigt sich nicht über 
jede Initiative der großen Führungs¬ 
macht begeistert. Die enger werden¬ 
de politische und militärische Bin¬ 
dung der Staaten Osteuropas an die 
USA missfällt in Berlin. 


den ersten Jahren Vorsitzender des 
Netzwerks. Dessen Grundprinzipien, 
wie etwa sich nicht als Lobbyorga¬ 
nisation zwischen Deutschland und 
Kuba zu positionieren, verteidigte 
Heinz konsequent und immer auch 
unnachgiebig. Der Umgang mit ihm 
war immer von Klarheit in Haltung 
und Sprache geprägt, aber auch von 
jener Zärtlichkeit, die die Solidarität 
unter den Völkern darstellt. 

Seine geradlinige Art führte in den 
neunziger Jahren auch zur Heraus¬ 
gabe und Vertrieb der deutschspra¬ 
chigen Monatszeitung „Granma In- 
ternacional“ mit der erstmals direkte 
Informationen aus Kuba an hiesige 
Leserschaft kam. In der Deutschen 
Kommunistischen Partei und mit 
Hilfe von deren Kuba-AG warb er 
immer wieder für die Festigung der 
Solidarität, u.a. auch mit faktenrei¬ 
chen Artikeln in der UZ. 

Für immer unvergessen wird sein 
festes Eintreten für die Freiheit der 
fünf Kubaner aus US-Haft bleiben. 
Kein Jahr verging, wo er nicht am 
12. September zu den Organisatoren 
einer Kundgebung vor dem Konsulat 
der USA in Düsseldorf gehört hätte. 

Niemand ist unersetzlich, aber man¬ 
che sind wirklich schwer zu erset¬ 
zen. Heinz Hammer gehört zu die¬ 
sen Menschen. 

G.P. 


Heinz W. Hammer - (presente! 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Russland als Feindbild 

Geschichte und Aktualität 


E s ist schon erstaunlich, welche 
Dauerhaftigkeit politische Feind¬ 
bilder über Jahrzehnte, ja Jahrhun¬ 
derte haben können, selbst wenn sich 
gesellschaftspolitische Verhältnisse in 
diesen Zeiträumen in den jeweiligen 
Ländern oder Regionen grundlegend 
gewandelt haben. Exemplarisch kann 
man das am deutschen Russland-Bild 
nachzeichnen. Aus Anlass des 75. Jah¬ 
restages des faschistischen Überfalls 
auf die Sowjetunion - dem Beginn des 
Vernichtungskriegs im Osten - haben 
sich zwei Autoren mit dieser Frage be¬ 
schäftigt, Hannes Hofbauer unter dem 
Titel „Feindbild Russland - Geschichte 
einer Dämonisierung“ und Stefan Bol- 
linger unter dem Titel „Meinst du, die 
Russen wollen Krieg“ in Anlehnung 
an das berühmte Gedicht von Jewgeni 
Jewtuschenko. 

Wenn man sich die Funktion von 
Feindbildern und ihre Instrumentali¬ 
sierung im ideologischen Konzept der 
jeweils herrschenden Klassen vor Au¬ 
gen führt, dann wird deutlich, dass in¬ 
nerhalb dieses Konstruktes der Russo- 
phobie verschiedene Elemente der 
ideologischen Begründung Zusammen¬ 
kommen bzw. sich überlagern. 

In der Zeit des Zarismus war - aus 
mitteleuropäischer Perspektive - das 
russische Reich die Verkörperung des 
Asiatischen und der innerchristlichen 
Konkurrenz (Orthodoxie). Da die Hun¬ 
nenzüge aus der Weite der russischen 
Steppe bis nach Mitteleuropa gelang¬ 
ten, galten diese - ähnlich den Osma- 
nen („Die Türken vor Wien“) - als In¬ 
karnation der Bedrohung, die man pro¬ 
pagandistisch auch der Bevölkerung zu 
vermitteln versuchte. 

Gleichzeitig ging es in geopoliti- 
scher Hinsicht immer auch um die Zu¬ 
gänge zur Ostsee bzw. zum Schwarzen 
Meer und damit zum Mittelmeer, womit 
Handelswege und damit die Kontrolle 
wirtschaftlicher Bewegungen verbun¬ 
den waren. 

Zudem galt insbesondere das weiß- 
und westrussische Territorium als „Ver¬ 
fügungsraum“ für expansionistische 
Bestrebungen der schwedischen, pol¬ 
nischen und später preußischen Kö¬ 
nigshäuser. Für die Ideologie der All¬ 
deutschen Kräfte und noch ausgepräg¬ 
ter die NSDAP galt die Ideologie des 
„Volk ohne Raum“, für das Entwick¬ 
lungspotentiale in der „russischen Wei¬ 
te“ zu finden seien. Mit der zunehmen¬ 
den Bedeutung der Rohstoffpotenziale 
in der Ukraine und im Kaukasus verla¬ 
gerte sich das Interesse in südöstlicher 
Richtung, aber immer mit der Maßgabe, 
dass Russland der „natürliche“ Expan¬ 
sionsraum imperialistischer Politik sei. 

Hannes Hofbauer zeichnet diese 
Tendenz in seinem umfassenden histo¬ 


rischen Einleitungsteil in groben Schrit¬ 
ten nach. Als dieser imperialistische 
Konflikt im ersten Weltkrieg münde¬ 
te, scheuten sich die deutschen Kriegs¬ 
herren auch nicht, zur Destabilisierung 
der zaristischen Herrschaft die politi¬ 
sche Opposition zu unterstützen (Le¬ 
nins Fahrt im verplombten Eisenbahn¬ 
waggon nach Russland). Als sich hier¬ 
aus die Errichtung einer sozialistischen 
Ordnung ergab, die sich in der Konse¬ 
quenz gegen die kapitalistische Herr¬ 
schaft in Westeuropa richtete, wechsel¬ 
ten die imperialistischen Hauptmächte 
die politischen Seiten und bekämpften 
im Bürgerkrieg erneut Russland bzw. 
die dann entstehende Sowjetunion. 
Aus der Sicht der politisch und ideolo¬ 
gisch Herrschenden hatte sich damit am 
Feindbild Russland nichts grundsätzlich 
geändert - nur ergänzt durch den mili¬ 
tanten Antikommunismus in Form eines 
„Antibolschewismus“, der später in der 
faschistischen Ideologie als „jüdischer 
Bolschewismus“ zum Hauptfeind im 
imperialistischen Eroberungskrieg ge- 
rierte. 

Die kurze Phase der Rapallo-Politik 
in den 20er Jahren, mit der sich Bollin- 
ger detailliert beschäftigt, konnte dieses 
Feindbild Russland nicht wirklich auf¬ 
brechen. Dabei hatte die Sowjetunion 
in diese Verträge mit Deutschland große 
Hoffnungen gesetzt, waren doch beide 
Seiten als „Verlierer des Versailler Ver¬ 
trages“ daran interessiert, einen neuen 
Anfang in den internationalen Bezie¬ 
hungen - politisch und wirtschaftlich - 
aufzubauen. 

Diese Art der Kooperation wurde 
im Zuge des zweiten Griffs nach der 
Weltmacht im faschistischen Expansi¬ 
onskrieg zur Durchsetzung „deutscher 
Großraumpläne“ natürlich obsolet. 
Der deutsch-sowjetische Nichtangriffs¬ 
vertrag von 1939 war dabei nur eine 
taktische Variante, die das Feindbild 
Russland nicht veränderte. Das Schei¬ 
tern der Expansion in der militärischen 
Zerschlagung des deutschen Faschis¬ 
mus - deren Hauptanteil die Rote Ar¬ 
mee getragen hat - war in der deutschen 
Mehrheitsgesellschaft nicht mit einem 
Umdenken über das Feindbild Russland 
verbunden, sondern wurde - im Gefol¬ 
ge der andauernden Wirkung faschisti¬ 
scher Propaganda - mit dem Kolportie¬ 
ren einer Vielzahl von Gerüchten und 
Ängsten verstärkt. 

Die Tatsache, dass unmittelbar nach 
dem Ende des Krieges mit dem sich ent¬ 
wickelnden Kalten Krieg in einem Teil 
Deutschlands die Besatzungsmächte 
an genau diese antisowjetischen russo- 
phoben Vorurteile anknüpften, ließ 
kein wirkliches Umdenken bei einem 
Großteil der Bevölkerung zu. Das Ziel 
der westlichen Seite war laut Bollin- 


ger, die Sowjetunion als Kriegstreiber 
vorzuführen, um damit alles zu begrün¬ 
den, was gegen die Russen ging: Het¬ 
ze, Handelsboykott und Hochrüstung, 
Aggression und Verleumdung. Erst im 
Rahmen der Entspannungspolitik, dem 
„Moskauer Vertrag“, auf den Bollinger 
besonders eingeht, begann sich ein re¬ 
alistischeres Bild der Sowjetunion und 
„der Russen“ in der westdeutschen Ge¬ 
sellschaft durchzusetzen. In der DDR 
wurde dieser Prozess staatlicherseits 
vorangetrieben, wobei mit der politi¬ 
schen und wirtschaftlichen Integrati¬ 
on der DDR in RGW und Warschauer 
Vertrag die materiellen Grundlagen und 
mit der öffentlichen Benennung der so¬ 
wjetischen Vertreter als „Freunde“ und 
der Verbreitung russischer und sowjeti¬ 
scher Kultur im öffentlichen Raum eine 
Möglichkeit des Umdenkens geschaffen 
wurde. 

Hofbauer beschäftigt sich vor allem 
mit der Russophobie und ihren Auswir¬ 
kungen nach dem Ende der Sowjetära. 
In der Ära Jelzin ging es den imperia¬ 
listischen Hauptmächten darum, Russ¬ 
land in politischer und wirtschaftlicher 
Hinsicht „in die Knie zu zwingen“. Als 
jedoch in der ersten Ära Putin eine 
Phase der Stabilisierung gelang, wurde 
das Feindbild Russland wieder massiv 
reaktiviert. Er beschreibt die vielfälti¬ 
gen ideologischen, wirtschaftlichen und 
politischen Versuche eine Destabilisie¬ 
rung Russlands zu erreichen - unter 
Einschluss von Oligarchen und der „Zi¬ 
vilgesellschaft“. Trotz aller Anstrengun¬ 
gen blieb dieser Strategie eines direkten 
„Regime changes“ der Erfolg versagt. 
Daraufhin setzten die USA, die EU und 
die deutsche Politik an der Peripherie 
Russlands an, wie Hofbauer ausführlich 
am Beispiel der Ukraine nachzeichnet. 
Hier war man - vor dem Hintergrund 
des Feindbildes Russland - bereit, ex¬ 
trem nationalistische Kräfte und offene 
Faschisten an die Regierung zu bringen 
und sie, als eine Art Stellvertreterkrieg 
gegen Russland in Stellung zu bringen. 
Mit großen Detailkenntnis benennt 


Das Bertram-Wieland-Archiv für die 
Geschichte der Arbeiterbewegung e. V. 
forscht und arbeitet zur Entwicklung 
der Arbeiterbewegung im Rheinland. 
Der junge Verein will die Überliefe¬ 
rung insbesondere der Organisationen 
links der (Mehrheits-)Sozialdemokra¬ 
tie erhalten und die Geschichte der ar¬ 
beitenden Menschen, die für ihre In¬ 
teressen kämpften, sichtbarer machen. 

Der Verein mit Sitz im nordrhein- 
westfälischen Düren wurde im vergan¬ 
genen Jahr gegründet. Vorangegangen 
waren Nachforschungen zur Geschich¬ 
te der KPD im Dürener Raum. Initial¬ 
zündung hierfür waren Interviews mit 
dem Zeitzeugen Barthel Rankers und 
die Feststellung, dass zur Geschichte 
der Arbeiterbewegung in der Regi¬ 
on bislang kaum geforscht und pub¬ 
liziert wurde. Diese Erkenntnis trifft 
verschärft für die KPD und ihre Ne¬ 
benorganisationen zu. Zugleich zeig¬ 
te sich, dass in der Vergangenheit die 
Gelegenheit versäumt wurde, die „al¬ 
ten Genossinnen und Genossen“, die 
in der Weimarer Zeit, in der Illegalität 
der Nazi-Zeit und in der frühen Bun¬ 
desrepublik aktiv waren, als Zeitzeu¬ 
gen zu befragen. So hätten lebendige 
Erzählungen über das Geschehen vor 
Ort und in der Region erhalten wer¬ 
den können. 

Ausgehend von den ersten Recher¬ 
chen wurde im August 2015 der Verein 
gegründet. Der Namenspate Bertram 
Wieland hat in den ersten Jahrzehn¬ 
ten des 20. Jahrhunderts vielfältige 
Funktionen und Aufgaben in Parteien 
und Organisationen der Arbeiterbe¬ 
wegung wahrgenommen und das po¬ 
litische Geschehen im Dürener Raum 
mitgeprägt. In seinem politischen Le- 


Hofbauer die agierenden Institutionen, 
die in diese Strategie eingebunden sind. 
Ausführlich beschreibt er die Interessen 
und Auswirkungen auch des politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Sankti¬ 
onsregimes der EU gegen Russland im 
Gefolge der Aufnahme der Krim in die 
russische Föderation. Er zeigt auf, dass 
man für den politischen Druck selbst 
kurzfristige Profitinteressen auf dem 
russischen Markt zurückstellt - in der 
Erwartung, dass eine Destabilisierung 
der politischen Herrschaft in Russ¬ 
land langfristig mehr Möglichkeiten 
eröffnet - insbesondere in der „großen 
Schlacht um Öl und Gas“. Hofbauer geht 
dabei auch auf konzentrische Angriffe 
der Mainstream-Medien auf Russland 
und den russischen Präsidenten - „die 
Inkarnation des Bösen“ (Hofbauer) - 
ein. Die Antworten russischer Medien 
werden im Westen medial wiederum als 
Ausdruck „russischen Großmachtden¬ 
kens“ bezeichnet, dem - entsprechend 
dem alten und neuen Feindbild - mit 
allen Mitteln entgegengetreten werden 
müsse. Und so schließt sich der Kreis: 
Das Feindbild Russland bzw. „der Rus¬ 
se“ wird durch Politik und Mainstream- 
Medien gehegt und gepflegt. 

Als ambivalente Konsequenzen dieser 
Russophobie für Russland selber und 
für die russischen Gemeinschaften in 
den ehemaligen Sowjetrepubliken kon¬ 
statiert Hofbauer, dass die Konflikte 
mit der EU und den USA zunehmend 
nationalistisch und ethnisch überlagert 
werden. Intellektuelle und Politiker, 
aber auch einfache Bürger orientie¬ 
ren sich zunehmend an einem „starken 
Staat“ „russischer Identität“, der sich im 
„eurasischen Kulturkreis“ verortet. Das 
würde auf eine Abschottung von euro¬ 
päischen Kontakten hinauslaufen. 

★ 

Bollinger formuliert in seinem Buch 
eine optimistischere Konsequenz aus 
der politischen Entwicklung: Zweimal 
sei es in der an Kriegen und Konflikten 
reichen gut hundertjährigen jüngsten 


bensweg verdichten sich viele, auch 
tragische Momente der Entwicklung 
der Arbeiterbewegung wie das Schei¬ 
tern der Novemberrevolution 1918/19, 
die Spaltung der Arbeiterparteien, der 
Terror der Nazis, Illegalität und Verfol¬ 
gung bis hin zur physischen Vernich¬ 
tung in den Konzentrationslagern. 



Wieland war zunächst in Gewerkschaf¬ 
ten und der SPD aktiv und schloss sich 
um 1920/1921 der KPD an. Er starb im 
November 1944 in einem Außenlager 
des Konzentrationslagers Buchenwald. 

Der Verein bearbeitet zurzeit erste 
konkrete Projekte, u.a. ist eine Publi¬ 
kation zum Schicksal von Arthur May 
in Vorbereitung. May (1902-1933) ist 
ein frühes Opfer der Nazi-Diktatur 
aus der Aachener Region. Der KPD- 
Funktionär und Redakteur der „Aa¬ 
chener Arbeiter-Zeitung“ wurde im 
Juni 1933 durch die SS aus einem 
Gefängnis in die „Gelbe Kaserne“ in 
Aachen verbracht und dort gefoltert. 
Von dort sollte May anschließend in 
die Jülicher Zitadelle überführt wer¬ 
den. Während des Transports wurde er 
in der Nähe von Bourheim angeblich 
„auf der Flucht“ erschossen. Die Ver¬ 
öffentlichung ist für den Sommer ge- 
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plant. Weitere Publikationen zur Ge¬ 
schichte der arbeitenden Menschen im 
Rheinland sollen folgen. 

Ein Kernanliegen des Vereins ist 
es, Unterlagen und Veröffentlichungen 
der Arbeiterbewegung zu sammeln 
und dauerhaft für die Nachwelt und 
historische Forschung zu erhalten. Ge¬ 
sucht werden insbesondere Veröffent¬ 
lichungen von Organisationen der Ar¬ 
beiterbewegung (sogenannte „Graue 
Literatur“ wie zum Beispiel Kleinzei¬ 
tungen, Broschüren, Plakate etc.), or¬ 
ganisationsinterne Akten sowie histo¬ 
rische Fotografien. Thematisch stehen 
derzeit die KPD und ihre Nebenorga¬ 
nisationen (RGO, RFB, KJVD, Rote 
Hilfe), ihre Vorläufer (USPD, VKPD), 
die sogennanten „Abweichler“ wie 
KPO und Leninbund sowie Nachfol¬ 
georganisationen (DKP, SDAJ) im Fo¬ 
kus. Aber auch zu linkssozialistischen 
Organisationen (etwa SAP) und den 
Gewerkschaften will der Verein Mate¬ 
rialien sammlen. Auch an Leihgaben, 
die dann als Kopie oder Digitalisat in 
den Bestand des B ertram-Wieland-Ar- 
chives übernommen werden können, 
ist der Verein interessiert. 

Zurzeit hat der Verein einen the¬ 
matischen und organisatorischen 
Schwerpunkt auf den Aachen-Dürener 
Raum. Um die Arbeit auf eine breitere 
Basis zu stellen sind historisch inter¬ 
essierte Menschen auch aus anderen 
Regionen des Rheinlands eingeladen, 
Mitglied zu werden oder mitzuwirken. 

Informationen zum Verein finden sich 
im Web unter www.bertram-wieland- 
archiv.de. Erreichbar ist das Archiv auch 
per E-Mail: kontakt@bertram-wieland- 
archiv.de 
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Kultur braucht Frieden - Kunst fordert Kultur Willkommen im Big Apple 

Der Kampf gegen Zerstörung der Kultur ist ein aktuelles Thema Anja Röhls New-York-Erfahrungen 


A m 21. Juni 1935 strömten Tausen¬ 
de Menschen zum Großen Saal 
der Mutualite in Paris, um die 
Kultur zu verteidigen. Da der Saal nur 
3 000 Teilnehmern Platz bot, übertru¬ 
gen Lautsprecher die Reden des 1. In¬ 
ternationalen Schriftstellerkongresses 
auf den Vorplatz. Tausende von Men¬ 
schen kamen zur Pariser Saint Victor 
24, um sich von über 250 Schriftstel¬ 
lern aus 38 Ländern Möglichkeiten im 
Kampf gegen den Faschismus skizzie¬ 
ren zu lassen. Die Bedrohung durch 
den deutschen Faschismus, vor dem 
viele geflüchtet waren, hatte sie zusam¬ 
mengeführt. 

Im Aufruf des Organisationskomi¬ 
tees hieß es: „Angesichts der Gefah¬ 
ren, die in einer Anzahl von Ländern 
die Kultur bedrohen, haben einige 
Schriftsteller die Initiative zur Einberu¬ 
fung eines Kongresses ergriffen, um die 
Mittel zu ihrer Verteidigung zu prüfen 
und zu diskutieren.“ Die „Verteidigung 
der Kultur“ war ihr erklärtes Ziel. Auch 
wenn es Anna Seghers und Heinrich 
Mann nicht gelang, ihr Ziel einer Volks¬ 
front gegen den Faschismus zu etablie¬ 
ren - waren doch die Ansichten über 
die Ziele des Kampfes zu verschie¬ 
den -, ist diese Konferenz dennoch ein 
Anfang gewesen, dass Schriftsteller in 
erster Linie über Kultur und nicht aus¬ 
schließlich über Kunst sprachen. 

Der Kampf gegen die „Vernich¬ 
tung der Kultur“ - ist das nicht auch 
ein heutiges Problem? Wird die Kultur 
nicht auch dort vernichtet, wo Flücht¬ 
lingsheime brennen? Wo Menschen 
aus ihren Ländern flüchten, weil sie 
zum Hunger, Durst und Bombenhagel 
keine Alternative mehr sehen? Müs¬ 
sen wir heute wieder zur „Verteidigung 
der Kultur“ aufrufen, weil die lauten 
Schreie europäischer Intellektueller 
die „Verteidigung der deutschen (na¬ 
tionalen) Kultur“ oder die „Konfronta¬ 
tion der Kulturkreise“ beschwören, bei 
der sich die entsprechende „Leitkul¬ 
tur“ durchsetzen muss? Leitkultur, so 
der Philosoph Rüdiger Safranski, müs¬ 
se die deutsche Verfassung sein und 
nicht die Scharia. Es müsse entschie¬ 
den werden „welche Kultur integriert“ 
werden könne. Obgleich Safranski von 
vielen „Kulturen“ spricht, belässt er 
den Begriff im Allgemeinen, unter¬ 
stellt lediglich, dass es Menschen oder 
Völker gibt, die besser in der Lage sind, 
Kultur zu leben, als andere. Der Begriff 
Kultur, wenn auch im Plural gebraucht, 
bleibt im Allgemeinen stecken. Dass 
Kultur etwas Allgemeines meint, das 
mit dem einzelnen Menschen in beson¬ 
derer Beziehung steht, wird ignoriert. 
Wer von Möbeln spricht, wird nicht auf 
die Idee kommen, er meine damit nur 
die Stühle oder nur die Tische oder nur 
die Schränke. Die Erkenntnis der sich 
in der konkreten Wirklichkeit vollzie¬ 
henden Dialektik von Allgemeinem, 
Besonderen und Einzelnem ist aber 
entscheidend, um beurteilen zu kön¬ 
nen, was unter Kultur zu verstehen ist. 
Denn das Allgemeine ist kein Schluss¬ 
punkt des Denkens. Ohne Bezug zum 
Einzelnen und Besonderen lässt sich 
vieles unter einem Begriff vorstellen. 
Da kann Kultur alles sein. Alles was 
sich die Denker und Politiker gerade 
darunter vorstellen, so, wie es in ihr 
Konzept passt. Die Mystifizierung des 
Allgemeinen ist ein wichtiger Stütz¬ 
pfeiler der spätbürgerlichen Ideologie. 
Sowie sie von der Allgemeinheit der 
Kultur spricht, so spricht sie auch von 
der Allgemeinheit der Ökonomie, wor¬ 
unter sie die kapitalistische meint. Die¬ 
se einmal als Allgemeinheit Ökonomie 
gesetzt, bekommt sie einen Ewigkeits¬ 
status und wird geschichtslos. 

Was aber ist gemeint, wenn wir von 
Kultur sprechen? Wer nur sagt, bei uns 
herrsche Gleichheit aller Bürger und 
glaubt, er habe gesagt, was Kultur sei, 
der irrt, denn er beschreibt lediglich 
eine gesellschaftlich einzelne Erschei¬ 
nungsform, die in der Verfassung eines 
Staates beschrieben steht. Dass diese 
Gleichheit oder Demokratie nur eine 
formale ist, dürfte ein Blick auf die 
wachsende Zahl der Milliardäre ver¬ 
deutlichen, die stets ein geschicktes 
Händchen beweisen, wenn es um die 


Durchsetzung ihrer Interessen geht. 
Ist das die „Leitkultur“, die Safranski 
meint? 

Werfen wir einen Blick auf die De¬ 
batte des 1. Schriftstellerkongresses, 
die vor dem Hintergrund der faschisti¬ 
schen Kriegsvorbereitungen die „Ver¬ 
nichtung der Kultur“ verhindern wollte. 
Wer heute über Kultur spricht, sollte 
sich in der Kontinuität dieser Debat¬ 
te sehen. 

Die Mystifizierung des Begriffs 
Kultur spielte in der damaligen Debat¬ 
te des Pariser Kongresses eine wichti¬ 
ge Rolle. Gustav Regler berichtete 
dem Auditorium, dass der Sekretär 
des PEN-Klubs, Hermon Ould, vorge¬ 
schlagen habe, „man möchte den Na¬ 
men unserer Organisation ,für die Ver¬ 
teidigung der Kultur 4 ändern, da die 
Nationalsozialisten behaupten könn¬ 
ten, sie hätten ebenfalls eine Kultur zu 
verteidigen. Dankbar für diesen Hin¬ 
weis, glaube ich diesem Kongress und 
seiner so lebendigen Zuhörerschaft ei¬ 
nige Beispiele der Nazikultur vorlegen 
zu dürfen.... 

Hören Sie, was im Zeitalter der 
Giftgase vom deutschen Lehrer ver¬ 
langt wird; keine erhöhte Alarmbereit¬ 
schaft zum Schutz der Menschlichkeit, 



Heinrich Mann:„Seit einiger Zeit sinkt 
das Niveau der Mächtigen der Erde.“ 
Büste von Gustav Seitz. 


keine Aufklärung über die Schrecken 
des Krieges, keine Analyse der Ge¬ 
schichte: 

,Der deutsche Lehrer muss sich an 
erster Stelle - als Soldat fühlen. 4 Und es 
verwundert auch Sie wohl nicht mehr, 
wenn Sie hören, mit welchem Satz ein 
Professor der Kunstgeschichte (!) an 
der technischen Hochschule Berlin sein 
Kolleg begann:,Meine Herren, Sie sind 
keine guten Deutschen, wenn Sie eine 
Kathedrale nicht in erster Linie als gu¬ 
ten Beobachtungsstand für unsere Ar¬ 
tillerie ansehen. 4 Nazikultur. Sie be¬ 
kämpfen heißt die Kultur verteidigen 44 

Regler zeigt an konkreten Beispie¬ 
len aus Deutschland, mit welcher ab¬ 
scheulichen Besonderheit die Mensch¬ 
lichkeit und die Menschheit im Einzel¬ 
nen zerstört und wie Menschen für 
die Vernichtung der Kultur manipu¬ 
liert wurden. Wird die Menschlichkeit 
durch Antisemitismus und Rassismus 
zerstört, so kann von Kultur nicht mehr 
die Rede sein. 

Konsequent setzt Regler den Be¬ 
griff „Nazikultur“ als Negation dessen, 
was es wert ist, Kultur genannt zu wer¬ 
den, und macht deutlich, dass der Be¬ 
griff Kultur nicht allein von Vorstellun¬ 
gen, Ideen, Konzepten der Menschen 
definiert werden kann, die diesen Be¬ 
griff in seiner Allgemeinheit belassen, 
um ihn in ihrem Sinne benutzen zu 
können, sondern dass das Leben, das 
Tun und die Handlungen der Men¬ 
schen entscheidend sind. 

Bertolt Brecht analysierte zum 
Schrecken einiger Konferenzteilneh¬ 
mer, die die Bildung der Volksfront 
gefährdet sahen, sehr ausführlich die 
Hintergründe des Faschismus und des¬ 
sen Kulturvernichtung. Er begann mit 
den Worten, „(Ich will) etwas über die 


Bekämpfung jener Mächte sagen, wel¬ 
che heute sich anschicken, die westliche 
Kultur in Blut und Schmutz zu ersti¬ 
cken, oder die Reste der Kultur, wel¬ 
che ein Jahrhundert der Ausbeutung 
uns übriggelassen hat ... Als wir zum 
ersten Male berichteten, dass unsere 
Freunde geschlachtet wurden, gab es 
einen Schrei des Entsetzens und viele 
Hilfe. Da waren hundert geschlachtet. 
Aber als tausend geschlachtet waren 
und des Schlachtens kein Ende war, 
breitete sich Schweigen aus, und es gab 
nur mehr wenig Hilfe. So ist es. Wenn 
die Verbrechen sich häufen, werden sie 
unsichtbar. Wenn die Leiden unerträg¬ 
lich werden, hört man die Schreie nicht 
mehr. Ein Mensch wird geschlagen, und 
der zusieht, wird ohnmächtig. Das ist 
nur natürlich. Wenn die Untat kommt, 
wie der Regen fällt, dann ruft niemand 
mehr Halt... Die Rohheit kommt nicht 
von der Rohheit, sondern von den Ge¬ 
schäften, die ohne sie nicht mehr ge¬ 
macht werden können ... Die Dest¬ 
ruktion von Schlachtvieh und die Des¬ 
truktion von Kultur haben als Ursache 
nicht barbarische Triebe. In beiden Fäl¬ 
len (es herrscht da eine enge Verwandt¬ 
schaft) wird von nicht ohne Mühe er¬ 
zeugten Gütern ein Teil vernichtet, 
weil er zur Last geworden ist. ...Wir 
haben heute in den meisten Ländern 
der Erde gesellschaftliche Zustände, in 
denen die Verbrechen aller Art hoch 
prämiiert werden und die Tugenden 
viel kosten. ... Viele von uns Schrift¬ 
stellern haben sie noch nicht verstan¬ 
den, haben die Wurzel der Rohheit, die 
sie entsetzt, noch nicht entdeckt. Das 
hindert sie sehr im Kampf. Es besteht 
immerfort bei ihnen die Gefahr, dass 
sie die Grausamkeiten des Faschismus 
als unnötige Grausamkeiten betrach¬ 
ten. Sie halten an den Eigentumsver¬ 
hältnissen fest, weil sie glauben, dass zu 
ihrer Verteidigung die Grausamkeiten 
des Faschismus nicht nötig sind. Aber 
zur Aufrechterhaltung der herrschen¬ 
den Eigentumsverhältnisse sind diese 
Grausamkeiten nötig. Damit lügen die 
Faschisten nicht, damit sagen sie die 
Wahrheit.“ 

Brecht zeigt, dass der Faschismus 
nicht etwa ein Ausrutscher der spätbür¬ 
gerlichen Gesellschaft ist, sondern dass 
die „Preisgabe einer Kultur, welche sich 
zu seiner Verteidigung nicht mehr her¬ 
gibt oder zu ihr nicht mehr geeignet ist“ 
auf dem Fundament des reaktionärsten 
Teils der Monopolbourgeoisie gedeihen 
konnte, die, getrieben von der Konkur¬ 
renz auf den Rohstoff- und Absatz¬ 
märkten, konfrontiert mit einer starken, 
wenn auch gespaltenen Arbeiterbewe¬ 
gung, handeln musste, um sagen zu kön¬ 
nen „heute gehört uns Deutschland und 
morgen die ganze Welt!“. Die „Preisga¬ 
be aller Gesetze menschlichen Zusam¬ 
menlebens überhaupt 44 wie Brecht sag¬ 
te, womit gleichzeitig die „Preisgabe 
einer Kultur“ gemeint ist, ist eine Kon¬ 
sequenz dieses Weges. 

Heinrich Mann fand in der Ab¬ 
sicht, die Volksfront aller Antifaschis¬ 
ten nicht zu gefährden, auf dem Kon¬ 
gress zwar moderatere Töne, stimmte 
in der Analyse aber sicher Brecht zu. 
„Wenn die Unterdrücker ihrerseits 
großtun“, sagte er, „als verteidigten sie 
irgend etwas, dann wüsste man gern, 
was. Die westliche Zivilisation? Sie 
pfeifen drauf und führen sie fälsch¬ 
lich im Munde. Anstandslos opfern sie 
das Denken, wenn es ihre Interessen 
bedroht oder ihnen persönlich lästig 
wird. Schon sind sie da, mit Verbren¬ 
nungen, Ausbürgerungen und den an¬ 
deren Mitteln, die der Höhe ihres Geis¬ 
tes entsprechen. Seit einiger Zeit sinkt 
das Niveau der Mächtigen der Erde. 
Stellenweise reicht es nur noch bis zur 
moralischen Unterwelt. So etwas ver¬ 
greift sich an Religion, Wissenschaft, 
Gesellschaftslehre, unterschiedslos an 
allem, was sie nichts angeht. Verstehen 
kein Wort davon. Losgelassener Zer¬ 
störungstrieb, sonst haben sie nichts.“ 

Die Schriftsteller und viele Künstler 
der damaligen Zeit wussten: Die Kultur 
braucht Frieden und Kunst kann nur 
schaffen, wer Kultur fordert und zeigt, 
wer oder was Kultur vernichtet. 

Jürgen Meier 


Sechs Tage taucht die Autorin Anja 
Röhl im April 2014 ein in die Stadt, 
die niemals schläft. Ihre Erlebnisse 
beschreibt sie in dem Büchlein „Gran¬ 
ny in New York“ - eine sehr persönli¬ 
che Reportage über die Weltmetropo¬ 
le zwischen Obdachlosigkeit und Wall 
Street, Bronx und Manhattan, China 
Town und World Trade Center. 

„Heute vor einer Woche war ich 
in New York angekommen, auf dem 
John-F.-Kennedy-Flugplatz“, be¬ 
schreibt sie den Start ihres Aufenthal¬ 
tes. „Das Hostel ist ein niedriges Haus, 
beinahe baufällig. Kein Name an der 
Tür. Als wir klingeln, werden wir ins 
Haus gezogen. Es sei alles richtig, sie 
hätten keinen Namen draußen, sonst 
kämen die Obdachlosen. Das Zimmer, 
in dem ich untergebracht bin, hat 13 
Doppelstockbetten in drei Räumen 
hintereinander, ein Bad, eng, verwin¬ 
kelt. ... 290 Dollar, sagt der freundlich 
aussehende junge Mann. ... Ich muss 
sofort bezahlen, per Kreditkarte.“ Wel¬ 
come to New York! 

Wolkenkratzer gehören quasi zum 
Pflichtprogramm: „Die Hochhäuser 
New Yorks sind wolkenkratzende Gi¬ 
ganten, ausgedacht von miteinander 
konkurrierenden Architekten, die, wie 
ich lese, darüber den Verstand verlo¬ 
ren haben.... Die Hochhäuser bilden 
oft feindliche Fronten gegeneinander, 
sie stehen wie in Konkurrenz zueinan¬ 
der. ... Das neue World Trade Center 
steht neu erbaut da, riesig und glän¬ 
zend liegt es vor mir im Abendlicht, 
es ist nun breiter, größer und höher 
geworden.“ 

Die Autorin taucht ein in den 
„Schmelztiegel“ New York: „Überall 
sehe ich schwarze Menschen. Dass sie 
mir auffallen, zeigt, woher ich komme, 
aus einem Land, wo es zwar Auslän¬ 
der 4 , aber eben kaum Schwarze gibt. 
... Kommt man aber nach Harlem, so 
wird die Hautfarbe der Menschen im¬ 
mer dunkler. ... Die Schwarzen wer¬ 
den nun größer, selbstbewusster, die 
Körperhaltung streckt sich, man sieht 
nun schwarze Menschen aus allen Ge¬ 
sellschaftsschichten, nicht nur solche 
in dienenden Berufen.“ 

In Chinatown beobachtet sie eine 
Gruppe chinesischstämmiger Frauen, 
die die frühmorgendliche Ruhe eines 
Spielplatzes für gymnastische Übun¬ 
gen nutzen. Native Americans trifft 
sie allerdings nur im „Indianermuse¬ 
um Downtown Manhattan“. 

Anja Röhl schließt auch neue Be¬ 
kanntschaften, z.B. mit den „Grannies 
for Peace“ (Omis für den Frieden), die 
gegen Drohnen protestieren. Spontan 
laden diese sie für den Abend zu einer 
Veranstaltung ein. Gefeiert wird der 
60. Geburtstag des seit 1981 inhaftier¬ 
ten afro-amerikanischen Journalisten 
Mumia Abu-Jamal. 

Der kämpft aktuell gerade um sein 
Leben. Bei ihm wurde eine an sich 
problemlos behandelbare Krankheit 


diagnostiziert: Hepatitis-C. Allerdings 
erscheint das dafür notwendige Medi¬ 
kament der zuständigen Behörde als 
zu teuer. Inzwischen ist fraglich, ob es 
überhaupt noch helfen kann. Mumias 
Gesundheitszustand hat sich drastisch 
verschlechtert. Aber das Medikament 
ist seine einzige Chance auf Überle¬ 
ben. Das Anwaltsteam versucht ver¬ 
zweifelt, die Behandlung juristisch 
durchzusetzen. Dazu braucht es - mal 
wieder - internationale Unterstützung 
(Infos unter www.bring-mumia-home. 
de). 

Anja Röhl lässt ihren New-York- 
Trip mit einem Jazzkonzert ausklin¬ 
gen. „Die Musik ist großartig, wild, 
plötzlich fühle ich sämtliche Wurzeln 
dieses zusammengestückelten Volkes.“ 

Quasi abschießend schaut sie sich 
auf dem Rückflug den Film „The But¬ 
ler“ an, die Geschichte eines Skla¬ 
ven, der sich der Black Panther Party 
(BPP) anschließt. Um dann am Flug¬ 
hafen Berlin-Tegel morgens um 7 Uhr 
den Duft von Bäumen und Blumen, 
und vor allem die Stille zu genießen. 

Auf 50 Seiten bietet Anja Röhl ei¬ 
nen kurzweiligen Eindruck der Welt¬ 
metropole. Das Bändchen wird er¬ 
gänzt durch einen Auszug des Buches 
„Crossing the River“ des in New York 
gebürtigen DDR-Journalisten Victor 
Grossman, der 1994, mehr als 40 Jahre, 
nachdem der sie verlassen hatte, und 
fünf Jahre nach dem Fall der Berliner 
Mauer, seine Heimatstadt erstmals 
wieder besuchen konnte. Der freut 
sich, endlich mal wieder „echt New- 
Yorkisch“ sprechen zu können, tat sich 
aber schwer mit der unübersehbaren 
Armut und Obdachlosigkeit, die er 
aus der DDR nicht kannte - und be¬ 
kam prompt Heimweh „nach dem Os¬ 
ten“. 

Birgit Gärtner 



Anja Röhl. Granny in New York, Verlag 
Wiljo Heinen, Berlin 2016, 63 S., 9,50 
Euro 


Falsch 

Die Revolution kommt nicht 
ein anderer Weg ist vorstellbar 
In kleinen Schritten voran geht's 
nicht in einem großen Umbruch liegt 
die Lösung 

Richtig 

Die Revolution kommt 
nicht ein anderer Weg ist vorstellbar 
In kleinen Schritten voran geht's nicht 
in einem großen Umbruch liegt 
die Lösung 

LeanderSukov 
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Klares Zeichen gegen 
Rassismus und Gewalt 

Aktionstag erinnert an den Brandanschlag von 
Winterbach vor fünf Jahren 


Die Initiative Rems-Murr nazifrei, ein 
breites antifaschistisches Bündnis, dem 
u.a. die DGB-Ortsverbände im Rems- 
Murr-Kreis, die VVN/BdA sowie die 
DKP angehören, erinnert mit einem 
Aktionstag an den schrecklichen rassis¬ 
tischen Brandanschlag von Winterbach 
vor fünf Jahren. In der Nacht vom 9. auf 
den 10. April 2011 überfiel eine neofa¬ 
schistische, rechtsradikale Horde neun 
Migranten auf einem Gartengrund¬ 
stück in Winterbach. Nach einer mörde¬ 
rischen Hetzjagd und einem Brandan¬ 
schlag auf eine Gartenhütte, in die die 
Gehetzten flüchteten, entkamen diese 
in allerletzter Sekunde dem Feuertod. 

Der Brandanschlag und die vielen 
folgenden Anschläge und Übergriffe 
gegen Geflüchtete und „ihre“ Heime 
hätten gezeigt, so heißt es im Aufruf 
„wohin rassistische Hetze und rassisti¬ 
sche Gewalt führen können. In vielen 
Teilen von Deutschland schossen ras¬ 
sistischen Bewegungen wie giftige Pilze 
aus dem Boden.“ Das Klima in unse¬ 


rem Land werde rauer und rücke wei¬ 
ter nach rechts. Ausdruck dafür seien 
auch die Wahlergebnisse der selbster¬ 
nannten „Alternative für Deutschland“ 
(AfD). „Rassismus, Fremdenfeindlich¬ 
keit, die Pegida-Bewegungen drängen 
auf die Straße. Schweigen und Ignoranz 
fördern ein gefährliches Klima. Wenn 
viele wegschauen fühlen sich die Fa¬ 
schisten wohl. ... Doch „insgesamt ist 
der Zulauf der Gegenbewegungen er¬ 
freulich. Daran gilt es anzuknüpfen“, 
heißt es weiter im Aufruf. 

Die Initiative Rems-Murr nazifrei 
sieht in dieser Aktion auch ein Aufga¬ 
lopp gegen den geplanten Landespar¬ 
teitag der AfD am 23. April in Waib¬ 
lingen und dem geplanten Bundes¬ 
programmparteitag in Stuttgart. Die 
Veranstalter wollen mit der Aktion am 
9. April um 14.00 Uhr auf dem Mark¬ 
platz in Winterbach nicht nur Erinnern, 
sondern ein klares Zeichen setzen ge¬ 
gen Rassismus und rechte Gewalt. 

Dieter Keller 


Ostermärsche 2016 auch mit 
internationaler Beteiligung 

In Erlangen waren erstmals Vertreter der französischen 
und italienischen Friedensbewegung dabei 



Roland Nivet (Rennes) und Isa Paape (Erlangen) während der Auftaktkundge¬ 
bung 


In Erlangen folgten etwa 200 Men¬ 
schen dem Aufruf „Wir stimmen ge¬ 
gen Krieg“ des Friedensbündnisses. 
Zum ersten Mal sprachen Vertreter 
der französischen Friedensbewegung 
Mouvement de la paix, Roland Nivet 
aus Rennes, und einer italienischen 
Friedensinitiative der Gemeinde Cu- 
miana, Antonio Stompanato, bei der 
Auftaktkundgebung. Die Beiträge der 
internationalen Gäste erfuhren beson¬ 
dere Aufmerksamkeit und erhielten 
viel Applaus. 

Die Gäste aus Frankreich, neben 
Roland Nivet auch Marie Ange Dumas, 
und aus Italien Antonio Stompanato 
mit Familie sowie Vertreter des Erlan¬ 
ger Bündnis für den Frieden, sind sich 
einig darin, dass internationale Kon¬ 
flikte nicht militärisch gelöst werden 


können. Die Achtung des Völkerrechts 
erfordert eine verantwortliche Politik 
der Demilitarisierung internationaler 
Beziehungen und eine Förderung zivi¬ 
ler Konfliktösungen. Der Respekt vor 
den Menschenrechten und der Charta 
der Vereinten Nationen erfordert zu¬ 
dem eine Politik des ökonomischen 
Ausgleichs und sozialer Gerechtigkeit. 

Bei anschließenden Gesprächen 
kamen die Vertreter der Friedensorga¬ 
nisationen aus den Städten dreier un¬ 
terschiedlicher Nationen überein, die 
Zusammenarbeit über alle Grenzen 
hinweg im Sinne einer europäischen 
Friedenspolitik zu verstärken. Zu die¬ 
sem Zweck wurden bereits weitere 
Gespräche und die Planung konkreter 
Projekte, insbesondere für Jugendliche, 
vereinbart. 



Internationale Demonstration in Ansbach 


Auch in diesem Jahr demonstrierten wieder Mitglieder der DKP Nordbayern und 
der KSCM Westböhmen sowie der Partei „Die Linke“ aus Brandenburg gemein¬ 
sam in Ansbach gegen den größten Kampfhubschrauberstandort der US-Armee 
in Europa. 


Arbeiterparteien ehrten 
Kämpfer der Roten Ruhrarmee 

In Pelkum wurde 300 Opfern des weißen Terrors von 1920 gedacht 


In jedem Jahr erinnert der Arbeitskreis 
„Blumen für Pelkum“ an die Opfer der 
Märzkämpfe 1920. Am 2. April begrüß¬ 
te Terry ter Horst im Namen des Ar¬ 
beitskreises „Blumen für Pelkum“ die 
etwa 50 Teilnehmer zu der diesjährigen 
Mahnveranstaltung. 

Neben dem Veranstalter kamen 
Marc Herter (Mitglied des Landtags 
von Nordrhein-Westfalen, parlamen¬ 
tarischer Geschäftsführer der SPD- 
Fraktion und stellvertretender Lan¬ 
desvorsitzender der SPD Nordrhein- 


Westfalen) und Detlev Beyer-Peters 
(Kreisvorsitzender der der VVN-BdA 
Recklinghausen und stellvertretender 
Kreisvorsitzender der DKP Reckling¬ 
hausen) zu Wort. Marc Herter verwies 
auf die Fehler, die die Arbeiterbewe¬ 
gung und Sozialdemokratie damals ge¬ 
macht haben. Insbesondere, dass nach 
der gemeinsamen Niederschlagung des 
Kapp-Putsches es leider nicht gelungen 
war, die Einigkeit weiter fortzusetzen. 
Aus seiner Sicht starteten marodieren¬ 
de Freikorps mit dem Kampf gegen die 


Arbeiter im Ruhrgebiet. Leider hätten 
Kräfte der regierenden SPD den Trup¬ 
pen dann keinen Einhalt geboten, son¬ 
dern sie zur Niederschlagung der Ro¬ 
ten Ruhrarmee genutzt. 

Danach übermittelte die Partei 
„Die Linke“ aus Hamm ein Grußwort. 
Am Schluss der Veranstaltung legten 
die Teilnehmer in alter Tradition Blu¬ 
men und Gestecke am Mahnmal nie¬ 
der und ehrten die ermordeten Kämp¬ 
fer der Roten Ruhrarmee. 

Gerd Ziegler 



Detlev Beyer-Peters (VVN-BdA und DKP) während seiner Rede am Mahnmal für die Opfer des Kapp-Putsches in Pelkum. 


Aus dem Redebeitrag 
von Terry ter Horst 

„Wer nicht aus der Vergangenheit lernt, 
ist dazu verflucht sie zu wiederholen.“ 

1920 haben die Arbeiter mit ihren 
gewerkschaftlichen und politischen Or¬ 
ganisationen den Kapp-Putsch zurück¬ 
weisen können, aber in der Folge haben 
Sozialdemokraten, Kommunisten und 
Gewerkschaftler aufgrund ihrer Unei¬ 
nigkeit mit dazu beigetragen, dass die 
Machtübertragung an Hitler und der 
brutale Kriegszug der Faschisten nicht 
verhindert werden konnten. 

Aus der Vergangenheit zu ler¬ 
nen bedeutet also auch heute noch, 
Einigkeit zu schaffen im Kampf ge¬ 
gen den Faschismus, breite Bündnis¬ 
se zu schmieden gegen NPD, AfD, die 
RECHTE und alle neo- und altfaschis¬ 
tischen Organisationen. 

Dieser Doppelcharakter: Kampf 
dem Kriege und Kampf dem Faschis¬ 
mus kommt in der alten, aber bis heute 
gültigen Formulierung der Überleben¬ 
den von Buchenwald zum Ausdruck, 
wenn sie fordern: Nie wieder Faschis¬ 
mus! Nie wieder Krieg! 

Aus dem Redebeitrag von 
Detlev Beyer-Peters 

Die Novemberrevolution von 1918 
markierte nicht nur das Ende des 1. 
Weltkrieges, sondern setzte auch der 
Monarchie in Deutschland ein Ende. 
Zu den Errungenschaften der erstark¬ 
ten Arbeiterbewegung gehörte dabei 
nicht nur die bürgerliche Demokratie 
sondern auch: 

die Anerkennung freier Gewerkschaf¬ 
ten, 

das Verbot „gelber Gewerkschaften“, 

das Frauenwahlrecht, 

das Betriebsrätegesetz, 

der Achtstundentag, 

das Tarifvertragsgesetz und 

das Sozialisierungsgesetz. 

Mit dem Kapp-Putsch am 13. März 
versuchten 1920 die aggressivsten Krei¬ 
se der herrschenden Klasse, die Errun¬ 


genschaften der Novemberrevolution 
1918 zurückzudrängen. Dieser Rechts¬ 
putsch wurde von der Reichswehr ge¬ 
duldet von den Freikorps massiv un¬ 
terstützt. Anstelle der verhassten De¬ 
mokratie sollte eine Militärdiktatur 
errichtet werden. Bereits Monate vor 
dem rechten Staatsstreich waren starke 
Einheiten der Reichswehr, Sicherheits¬ 
polizei, Freikorps und Freiwilligen¬ 
verbände um das Ruhrgebiet zusam¬ 
mengezogen worden. Diese Einheiten 
zählten etwa 50 000 Mann, die über 
ein reichhaltiges Waffenarsenal ver¬ 
fügten. Befehlshaber des Wehrkreises 
IV in Münster war General Watter, 
der sich seit langen im Bunde mit den 
Verschwörern befand. So war es nicht 
überraschend, dass er nicht gegen die 
Kapp-Putschisten vorging und sich aus¬ 
schließlich aus taktischen Erwägungen 
„neutral“ gab. 

In den Tagen des Generalstreiks 
bildeten sich im gesamten Ruhr- und 
Rheingebiet bewaffnete Arbeiterein¬ 
heiten. Am 15. März kam es bei Wetter 
und Herdecke zu einem ersten erfolg¬ 
reichen Gefecht zwischen einrücken¬ 
den Freikorps und Kämpfern der „Ro¬ 
ten Ruhrarmee“. 

Der Widerstand der Arbeiterschaft 
beendete den Putsch schon nach fünf 
Tagen und vermittelte die wichtigste 
Lehre: Der erste Anlauf der Ultrarech¬ 
ten auf die Weimarer Republik konnte 
durch die zunächst einheitlich handeln¬ 
de Arbeiterbewegung beendet werden. 
13 Jahre später kam eine solche Ein¬ 
heit nicht mehr zu Stande. Die Macht¬ 
übergabe an die Faschisten konnte von 
der Arbeiterbewegung nicht verhindert 
werden. 

Nach der Niederschlagung des 
Kapp-Putsches wuchs bei vielen Ar¬ 
beitern die Erkenntnis, dass es nicht 
genügte, die Putschisten zu schlagen, 
sondern dass es notwendig war, den 
Einfluss der Monopole, der Junker 
und Militaristen aus Staat und Gesell¬ 
schaft auszuschalten und eine wirkli¬ 
che Wende in der deutschen Politik 


herbeizuführen, nicht zuletzt, um ei¬ 
nen weiteren Putsch auszuschließen. 
„Wir knüpfen nicht mehr da an, wo 
man am 13. März aufgehört hat. Wir 
wollen Neuordung der Dinge“, erklär¬ 
te der stellvertretende Vorsitzende des 
ADGB, Peter Graßmann, während ei¬ 
ner Verhandlung mit Regierungsver¬ 
tretern am 18./19. März. Die zurück¬ 
gekehrte Reichsregierung gab den 
Gewerkschaften dazu aber nur Ver¬ 
sprechungen und sicherte zu, dass die 
bewaffneten Arbeiter im Ruhrgebiet 
nicht angegriffen würden. Diese Ver¬ 
einbarungen führten dazu, dass der 
Generalstreik am 20. März beendet 
wurde. In der Folge wurden im Auftrag 
der Reichsregierung in Bielefeld Ver¬ 
handlungen geführt - ohne Vertreter 
der „Roten Ruhrarmee“. Auch hier gab 
es nur Versprechen für die Arbeiter, 
keinerlei Garantien. Die in dem Bie¬ 
lefelder Abkommen festgelegten Zusi¬ 
cherungen „sofortige Entwaffnung und 
Bestrafung der am Putsch Beteiligten“ 
oder die „sofortige Inangriffnahme der 
Sozialisierung“ wurden nicht eingehal¬ 
ten. Es gelang, die Arbeiter auseinan¬ 
der zu dividieren, Zwietracht zu säen, 
die gemeinsame Front aufzuweichen. 
Etliche Arbeiter gaben die Waffen ab, 
vertrauten den Versprechungen. Aber 
nicht nur das. Die Reichsregierung und 
das Militär nutzten die Zeit, um wei¬ 
tere Freikorpseinheiten aus dem ge¬ 
samten Reich um die Industriereviere 
an Rhein und Ruhr zusammenzuzie¬ 
hen. Am 28. März stellte die Reichs¬ 
regierung den Arbeitern an der Ruhr 
ein Ultimatum, das durch Zusätze des 
General Watters noch verschärft wur¬ 
de. Entgegen politischer Vereinbarun¬ 
gen stieß die Reichswehr vorfristig in 
die Reviere vor und hinterließ eine 
blutige Spur bis hinein ins bergische 
Land. Allein in Pelkum wurde nach 
dem „Kriegstagebuch“ der hier hau¬ 
senden Bayerischen Schützenbrigade 
unter Oberst Epp die Zahl der toten 
Arbeiter mit 300 beziffert. Hier an die¬ 
ser Stelle liegen etwa 80 dieser Opfer. 
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UZ-Pressefest 2016 


Freitag, 8. April 2016 - 


Sonnenschein im Revierpark Wischlingen 

ln Dortmund berieten die Verantwortlichen für das Pressefest 2016 


Feinabstimmung: Rheinländer und Ruhries erörtern Programm 


S trahlender Sonnenschein im Re¬ 
vierpark Wischlingen in Dort¬ 
mund, und das Anfang April: 
Eine vielversprechende Wetteransa¬ 
ge für das diesjährige UZ-Pressefest. 
Das war schließlich der Grund, dass 
sich etwa 40 Aktive der DKP - Mit¬ 
glieder der Zentralen Pressefestkom¬ 
mission, die Verantwortlichen aus fast 
allen der DKP-Bezirken sowie ande¬ 
rer Teilbereiche - am 2. April trafen, 
um den bisherigen Stand der Vorbe¬ 
reitungen zu diskutieren und die noch 
offenen Fragen zu thematisieren. 

Wera Richter als Gesamtverant¬ 
wortliche des Festes stellte zu Beginn 
der Beratung die Programmhöhepunkte 
vor, thematisierte aber auch, dass es nun 
darum geht, das hohe Niveau der Wer¬ 
bung und der Finanzakquise, mit dem 
die DKP im vergangenen Jahr gestartet 
ist, auch bis zum Juli durchzuhalten. Der 
technische Leiter, Ulrich Abcynski, zeig¬ 
te sich optimistisch, dass das Fest wie¬ 
der gemeinsam gestemmt werden kann. 
Startschuss des Aufbaus wird Montag, 
der 29. Juni sein, der Kern der Auf-und- 
Abbau-Truppe steht. Aber noch immer 
wird um weitere Helfer gerungen (in der 
kommenden UZ wird es dazu noch ei¬ 
nen gesonderten Beitrag geben). 

Frühstück ab 6.00 Uhr 

Die beiden Bezirksorganisationen der 
DKP in Nordrhein-Westfalen gehen 
ihre Beiträge zum Pressefest erstmals 
gemeinsam an. Sie haben zwar eigene 
Bereiche, richten aber eine gemeinsa¬ 
me Bühne mit Programm aus. Da ist 
noch jede Menge in der Feinabstim¬ 
mung zu tun. Als große Herausforde¬ 
rung sehen beide Bezirke, die Mitglie¬ 
der aus ihren Gruppen und Kreisen für 
die Werbeeinsätze in Dortmund zu mo¬ 
tivieren. Auch da ist noch eine Menge 
zu tun, die UZ wird auch darüber be¬ 
richten. Wichtig ist - daher sei das hier 
schon mal vermeldet: Die DKP Ruhr- 
Westfalen bietet an den Pressefest- 
Tagen ab 6.00 Uhr Frühstück an - für 
Frühaufsteher und Nachtschwärmer 
gleichermaßen. 


Dirk Wilke stellte den Vorberei¬ 
tungsstand der Nordlichter dar: Klar 
ist, dass die Kogge kommt, auch der ob¬ 
ligatorische Fisch wagen ist im Gespräch 
- da müssen noch Helfer gefunden wer¬ 
den. „Ein Riesenaufwand alles, Kogge 
transportieren, auf- und abbauen, die 
Schichten abdecken ... Aber das krie¬ 
gen wir hin“, zeigt sich der Hamburger 
optimistisch. Kleinkunst wird es um den 
Bereich der Kogge geben: Jane Zahn 
will Kleinkünstler für diesen Bereich ge¬ 
winnen. Übrigens: Die Kogge wird etwa 
in dem gleichen Bereich wie vor zwei 
Jahren stehen, in der Nähe der Haupt¬ 
bühne und der Casa Cuba - da werden 
allerdings noch die genauen Standorte 
auf dem Plan hin- und hergeschoben. 

3 500 Cocktails in Vorbereitung 

Die Freunde der Casa Cuba haben 
sich fürs Fest eine Menge vorgenom¬ 
men, was auch durch ein größeres Zelt 
deutlich wird. Bar, Trödelmarkt und 
das Cafe Che werden weiterentwi¬ 
ckelt, kubanischer Eintopf und Süß¬ 
speise sind als Essensangebote geplant. 
3 500 Cocktails sollen frisch geschüt¬ 
telt werden. Am Samstag erwartet die 
Besucher eine kubanische Nacht, und 
nicht nur für das politische Programm 
werden Gäste von der sozialistischen 
Insel erwartet. 

„Auf der Krim“, also am See, wer¬ 
den die Ostbezirke der DKP, die Ta¬ 
geszeitung „junge Welt“ und das Bo- 
chumer DDR-Kabinett Stellung be¬ 
ziehen. Die DKP Berlin wird ihren 
Wahlkampf darstellen, einer ihrer 
Schwerpunkte ist die Mietenpolitik. 
Auch der „Sachsensumpf“ wird dort 
zu finden sein, jede Menge Diskussi¬ 
on und politische Lieder in gleichem 
Maß. 

Auf dem gleichen Platz wie in den 
Vorjahren wird sich wieder die DKP 
Niedersachsen präsentieren, inhaltlich 
mit der Vorbereitung der Kommunal¬ 
wahl und mit der politischen Ausein¬ 
andersetzung mit der AfD, kulinarisch 
mit Nudeln, Tomatensauce und diver¬ 
sen Suppen. 


Die DKP-Bezirke Hessen und Ba¬ 
den-Württemberg bereiten wieder einen 
gemeinsamen Betrag vor. Handkäs mit 
Musik und Rindswurst sowie Kuchen 
„wie von Muttern“ werden dabei die 
Hessen anbieten, „aale Wurst“ gibt’s aus 
dem Norden des Bundeslandes, Crepes, 
Apfelsaft und -wein gehören auch zum 
Repertoire. Für die Fans schon mal zum 
Vormerken: Der Clearwater-Chor aus 
den USA wird dort auch für Stimmung 
sorgen. Mit den Diskussionsrunden zu 60 
Jahren KPD-Verbot, zur Kommunalpo¬ 
litik und der Zukunft der Automobilin¬ 
dustrie gibt’s auch spannende inhaltliche 
Beiträge aus den beiden Bundesländern. 
Der DKP-Bezirk Baden-Württemberg 
betreut darüber hinaus noch das Kin¬ 
derfest - auch darüber werden wir noch 
ausführlich berichten. 

Der Jugendbereich wird 2016 nur 
noch von der SDAJ betreut, das Rote 
Antifa-Zelt wird sich an einer anderen 


Stelle wiederfinden. Die SDAJ will ihre 
Kampagne zum Antimilitarismus und 
Antiimperialismus vorstellen, ihre Po¬ 
litik der Interessenvertretung wie den 
Kampf um die 30-Stunden-Woche. Das 
Programm für die Außenbühne steht 
bisher noch nicht fest. 

Klaus Leger, Bundeskassierer der 
DKP, stellte den Stand für das „Cafe K“ 
dar. Es soll etwas größer werden als im 
Vorjahr, die positiven Erfahrungen wer¬ 
den dabei berücksichtigt. Zusätzlich soll 
das Cafe auch als Aufenthaltsbereich 
für internationale Gäste dienen, der 
Verkaufsbereich soll gestärkt werden. 

Für die DKP Dortmund konnte 
Wolfgang Richter feststellen: „Unser 


Programm ist jünger geworden.“ Der 
gastgebende Kreis der DKP wird Ge¬ 
sprächsrunden mit lokalen Politikern 
und Gewerkschaftern sowie Kulturbei¬ 
träge mit heimischen Künstlern anbie¬ 
ten. Wie immer trägt Dortmund einen 
starken Anteil an der Werbung für das 
Fest. Diesmal hat sich die Partei noch 
etwas Besonderes vorgenommen: Am 
18. Juni - zwei Wochen vor dem Pres¬ 
sefest - soll mit einem „kleinen Pres¬ 
sefest“ am Borsigplatz für das große 
Fest im Revierpark geworben werden. 
Nicht nur dazu wird aber dringend um 
Unterstützung aus der Nachbarschaft 
gebeten. 

Werner Sarbok 



REVIERPARK WISCHLINGEN - mehr als nur ein Tag Urlaub 
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Abgesteckt: Der Standort des Beitrags der DKP Hessen und Baden-Württemberg 



Rückblick: Das war 2014 


Richtungsweisend: Ulrich Abczynski erläutert den Standort der Hauptbühne 























Freitag, 8. April 2016 


Anzeigen 


unsere zeit m 


»Ich habe gelebt: Der Pflicht habe ich meine Waffen verschrie¬ 
ben und nicht einmal verschwand die Sonne hinter den Bergen, 
ohne meinen Kampf und meinen Sieg zu sehen.« Jose Marti 



ln tiefer Trauer und mit größtem Respekt 
nehmen wir Abschied von 

Heinz w. Hammer 

Bundesvorstand der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 


Manchmal wollt ich fast verzagen 
und ich glaubt ich trüg es nie. 

Und dann hab ich ’s doch getragen 
Frag mich nur nicht, wie. 

Heinrich Heine 


ln großer Dankbarkeit - auch gegenüber allen, die ihn 
fürsorglich begleitet haben - nehmen wir Abschied 
von meinem geliebten Ehemann, unserem Vater, Groß- 
und Urgroßvater 

Toni Didier 

8.9.1935 22.3.2016 

Die Trauerfeier findet am 20. April um 14 Uhr auf dem 
Friedhof in Erfweiler-Ehlingen statt. 

Im Namen aller Angehörigen: 

Rita Didier 



V 

Werner Cichowski 

18.12.1931 18.3.2016 

Werner war Kommunist und lebenslanger Kämpfer für 
eine gerechte und friedliche Gesellschaft. Er ist uner¬ 
wartet von uns gegangen. Sein Rat und seine tätige 
Hilfe werden uns nun fehlen. Wir werden ihn sehr ver¬ 
missen, doch in seinem Sinne weiterkämpfen. 

WN Gelsenkirchen, 

Seine Genossinnen und Genossen, 
Freundinnen und Freunde 

Die Bestattung hat bereits stattgefunden 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

die UZ-Extra zur Mobilisierung für den 1. Mai ist soeben 
erschienen. Sie soll noch im April verteilt werden, da wir 
am 1. Mai die reguläre UZ mit einer 8-seitigen Pressefest- 
Beilage einsetzen möchten! 

Damit alle Gruppen und Kreise so offensiv wie möglich 
am 1. Mai für unsere Politik und unser Pressefest wer¬ 
ben können, wird die UZ zum 1. Mai gegen eine Spende 
abgegeben. 

Entscheidet selbst, was eure Gruppen- oder Kreiskasse 
hergibt, und bestellt die UZ in einer Anzahl, die ihr am 
1. Mai verbreiten könnt. (Spendenempfehlung: 10 Euro je 
100 UZ-Kein Limit!). 

Bestellungen per Mail bitte direkt an: 
vertrieb@unsere-zeit.de 

Tel: 0201 17788923 | oderGustl Ballin 0911 8019991 
per Fax an 0201 17788928 

Preise UZ-Extra: 

70 x UZ-Extra: EUR 10,00 
140 x UZ-Extra: EUR 14,00 
250 X UZ-Extra: EUR 22,50 
500 X UZ-Extra: EUR 45,00 
1000 X UZ-Extra: EUR 90,00 


Alle Preise inklusive 
Versandkosten! 

Auch andere Bestellmengen 
möglich. 


»Vor allem bewahrt Euch stets die Fähigkeit, 
jede Ungerechtigkeit, die irgendwo auf der Welt begangen wird, 
aufs Tiefste zu empfinden. Das ist der schönste Charakterzug 
eines Revolutionärs.« 

Che Guevara im Abschiedsbrief an seine Kinder, 1966 

Unser Freund und Genosse 

Heinz w. Hammer 

lebt nicht mehr. 

23. Oktober 1954 - 31. März 2016 

Anfang der 1970er Jahre fand Heinz seinen Weg in die kom¬ 
munistische Bewegung und in die DKP. ln der DKP-Grundein- 
heit Essen-Altendorf wurde er direkt aktiv und gehörte dieser 
Zeit seines Lebens an. Er arbeitete in den verschiedensten 
Bereichen, er war klug und streitbar, ohne die politischen Zie¬ 
le der Partei aus den Augen zu verlieren. 

Er studierte Sozialpädagogik und wurde an der Essener Uni 
politisch aktiv. Mit seinem Temperament und seiner Energie 
brachte er viele Vorschläge für Aktionen ein. Besonders sei¬ 
ne Gruppe und der Gruppenvorstand wurden damit immer 
wieder vorangetrieben. Nicht immer stimmten alle den Vor¬ 
schlägen zu, aber Heinz schaffte es, die Aktionen zum Erfolg 
zu führen. Im Stadtteil und im Kreis gab es keinen Infostand, 
kein Kinderfest oder Protest gegen Nazis ohne unseren Ge¬ 
nossen „HWH", so wurde er genannt. 

Als Kommunist und Internationalist entdeckte er früh sein 
Herz für das sozialistische Kuba und so galt seine Arbeit 
in den letzten Jahren der Kuba-Solidarität. Heinz war 1993 
Mitbegründer des NETZWERK CUBA und bis zu seinem Tod 
Vorsitzender der Regionalgruppe Essen der Freundschafts¬ 
gesellschaft BRD-Kuba e.v. 

Über die Freilassung der fünf kubanischen Genossen aus der 
amerikanischen Gefangenschaft freute er sich sehr, da er 
viele Aktivitäten zur Freilassung mit initiierte und aktiv un¬ 
terstützte. 

Heinz verstand es auch über die politische Arbeit hinaus, Ge¬ 
nossinnen und Freundinnen immer mit Rat und Tat zur Seite 
zu stehen. Wir werden unseren Genossen Heinz nicht ver¬ 
gessen, er wird uns sehr fehlen. 

DKP Essen-Altendorf 
DKP Kreisorganisation Essen 
DKP Bezirk Ruhr-Westfalen 
DKP Parteivorstand 
Kuba-AG des Parteivorstands 

Die Beisetzung findet statt am 22. 4. 2016 um 12.00 Uhr auf 
dem Bergfriedhof an der Gnadenkirche, Pfarrstraße, 

45357 Essen-Frintrop. 

Zur Finanzierung der Beisetzung und der Trauerfeier bitten 
wir um Spenden: Freundschaftsgesellschaft BRD-Cuba e.v. 
IBAN DE 51360501050005101563, BIC SPESDE3EXXX 
Verwendungszweck: Beisetzung Heinz W. Hammer 


Mehr ROT auf die Straße! 

Gerade in der Werbung und Vorbereitung für das Presse¬ 
fest wollen wir uns als eine starke, aktive und attraktive 
Partei darstellen. 

Aber das Gefühl von Stärke und Ausstrahlung brauchen 
wir nicht nur zum Pressefest, sondern möglichst alle Tage 
im Jahr. 

Da uns das in den letzten Jahren nicht mehr so gut ge¬ 
lingt, aber doch sehr nötig ist, möchten wir mit euch allen 
gemeinsam überlegen, wie das zu ändern ist. 

Als Grundlage für die Diskussion haben wir euch ein klei¬ 
nes Thesenpapier dazugepackt, das zur Einstimmung 
auch vorher gelesen werden kann. 

Außerdem werden wir Gelegenheit haben, mit dem 
Genossen Klaus Leger über die veränderten Möglichkei¬ 
ten der Öffentlichkeitsarbeit mit der UZ und anderen Ma¬ 
terialien der Partei zu diskutieren und von den bisherigen 
Erfahrungen, die damit gemacht wurden, zu hören. 

WO und WANN? 

16. April 2016, Haus der DKP, Hoffungsstraße 18, 
45127 Essen, 14.00 Uhr bis ca. 18.00 Uhr 

Bitte werbt in euren Kreisen und Gruppen um eine Teil¬ 
nahme an dieser Beratung, je mehr Teilnehmer, desto 
mehr Erfahrungen und Ideen. 

DKP Ruhr-Westfalen 




Unser Genosse 

Peter Borchers 

wurde am 6. April 
70 Jahre 

Lieber Peter, wir gratulieren Dir herzlich und wünschen 
Dir weiterhin Gesundheit, Elan und Schaffenskraft, hier in 
Hattingen/Sprockhövel und an Deinem „Zweitwohnsitz", 
dem Naturfreundehaus Günthersmühle. 

DKP Hattingen 

DKP Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 


Unser Genosse Heinz 
ist 80 geworden! 

Zwar hat er sich über seinen Ehrentag nach Australi¬ 
en verkrümelt, aber wir hoffen, dass wir Ihn trotzdem 
erreichen. 

Wie ein Fels in der Brandung hält er die Kassierung in 
Mönchengladbach aufrecht und schafft es, trotz der 
weiten Anfahrt, immer mal wieder zur Mitgliederver¬ 
sammlung und zu Veranstaltungen zu erscheinen. 

Hoch gebildet und allseitig, vor allem technisch inter¬ 
essiert, kriegen ihn auch die Tücken seines Computers 
nicht unter. 

Lieber Heinz, wir wünschen Dir noch viele Einsätze für 
Frieden, Völkerverständigung und Sozialismus. 



Linker Niaderrhain 




Toskana, nah am Meer 

www.Vnkam-biDhGir.df j ÜOW.iiH. £14-73 

Ökthof m Olivenhain, 
weite* Blkk, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Hau* oder Häuschen; 

Kinderpa radier 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


»Gespenst des Kommunismus« 

Kapuzenpullover, 

Dunkelgrau/Anthrazit oder Bordeauxrot 

Größen xs - 3XL 
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Aktionen / Termine / Impressum 


„Wie überwinden wir den Kapitalismus?“ 

Beratung der zentralen Bildungskommission 


Am vergangenen Sonntag fand in 
Frankfurt das bundesweite Vorberei¬ 
tungsseminar der zentralen Bildungs¬ 
kommission der DKP zum aktuellen 
Bildungsthema statt. 26 Teilnehmerin¬ 
nen aus 7 Bezirken waren zusammen¬ 
gekommen, um über Grundlagen mar¬ 
xistischer Strategie und Taktik, die an¬ 
timonopolistische Strategie der DKP 
sowie Unterschiede und Gemeinsam¬ 
keiten mit der ,Transformationsstrate- 
gie’ moderner Linksparteien zu disku¬ 
tieren. „Für unsere ideologische Arbeit 
ist es elementar, eine Bildungspraxis zu 
entwickeln, die Debatten in der Arbei¬ 
terklasse aufgreift und mit einer mar¬ 
xistischen Analyse verbindet“, so Hans- 
Peter Brenner, stellvertretender Vorsit¬ 
zender der DKP. Allen Teilnehmenden 
war dabei bewusst, dass dieses Ziel 
nicht mit einem Schlag zu erreichen ist, 
sondern marxistische Bildungsarbeit in 
der DKP längerfristig gestärkt und in 


einigen Gliederungen sogar ganz neu 
aufgebaut werden muss. 

Grundlage der Diskussion war der 
Entwurf für ein Bildungsheft, das die 
Gruppen und Kreise in der Durchfüh¬ 
rung des Bildungsthemas unterstützen 
soll. Durchweg gelobt wurde der An¬ 
spruch des Materials, das sich nicht nur 
an Bildungsreferenten, sondern an alle 
Mitglieder der DKP richten soll. In ei¬ 
ner konstruktiven Atmosphäre wur¬ 
den anschließend bestehende Mängel 
des Entwurfs diskutiert, die nach dem 
Seminar in eine Überarbeitung des Bil¬ 
dungshefts münden sollen. 

Unter der Leitung von Michaela Sohn 
wurde anschließend in einem Workshop 
die Durchführung eines Bildungsabends 
mit dem Bildungsmaterial produktiv dis¬ 
kutiert. Parallel widmete sich ein weiterer 
Workshop der Aktualität der antimono¬ 
polistischen Strategie. Dabei wurde ge¬ 
rade das Verhältnis zur reformistischen 


,Transformationsstrategie’ intensiv, wenn 
auch nicht erschöpfend diskutiert. In den 
Beiträgen der Referenten und in der an¬ 
schließenden Diskussion wurde dabei 
betont, dass die heutige Abgrenzung 
von der ,Transformationsstrategie’ in 
der Kontinuität der alten Kontroverse 
zwischen Luxemburg und Bernstein ste¬ 
he. „Die Auseinandersetzung mit links¬ 
reformistischen Strategien ist deswegen 
wichtig, weil sie unter Gewerkschaftern 
und Kollegen diskutiert werden - also 
möglichen Partnern im Kampf gegen 
Sozialpartnerschaft und Standortnatio¬ 
nalismus“, so Pablo Graubner, Bildungs¬ 
referent der DKP Hessen. Das Beispiel 
Portugal zeige etwa, dass die Zusammen¬ 
arbeit mit links-reformistischen Parteien 
den Spielraum für fortschrittliche Kräfte 
erweitern könne. Der wichtigste Garant 
für eine fortschrittliche Politik sei aber 
weiterhin eine eigenständige und hand¬ 
lungsfähige kommunistische Partei. P.G. 


Aktionsvorschläge zum 8. Mai 

Handreichung der Antifa-Kommission für 8.-Mai-Veranstaltungen vor Ort 


Der Parteitag hat mit der Handlungsori¬ 
entierung beschlossen, die Partei „auf das 
Stärken des antimilitaristischen Kampfes, 
der Friedens- und der antifaschistischen 
Bewegung“ zu konzentrieren. 

Kommunisten müssen es als Aufga¬ 
be des Antifaschismus verstehen, dem 
Monopolkapital als Träger des Imperia¬ 
lismus und Haupttriebkraft des Faschis¬ 
mus die Möglichkeit zu nehmen, zur 
faschistischen Form seiner Herrschaft 
überzugehen. Dazu reicht es nicht aus, 
lediglich gegen die faschistische Ideolo¬ 
gie und die Mitglieder dieser Bewegun¬ 
gen, unter bürgerlich-demokratischen 
Verhältnissen, zu kämpfen. Das ist zwar 
richtig und unverzichtbar, jedoch ist die 
Beschränkung hierauf ein Fehler. Der 
Kampf gegen die Errichtung einer fa¬ 
schistischen Massenbewegung ist auch 
deshalb allein nicht ausreichend, weil 
die Monopolbourgeoisie auch ohne eine 
solche die Möglichkeit hat, durch eine 
Militärdiktatur ihre Terrorherrschaft zu 
errichten. Unsere Aufgabe ist es also, zu 
verhindern, dass sie überhaupt die Opti¬ 
on zum Faschismus haben. Wir müssen 
daher als Quelle des Faschismus die re¬ 
aktionärsten Kräfte des Finanzkapitals/ 
der Monopolbourgeoisie benennen und 
bekämpfen und in diese Kämpfe mit un¬ 
seren Einsichten eingreifen. 

Wir müssen uns davor hüten, den 
Gegner falsch zu bestimmen: Dies sind 
nicht die faschistisch beeinflussten Men¬ 
schen, die gegen ihre eigenen Interessen 
handeln, sondern das Monopolkapital. 
Also ist unsere Aufgabe gleichfalls, den 
Kontakt zu den Unzufriedenen, auch den 
von faschistischen Losungen befangenen, 
aufzunehmen. Wir erkennen die hinter 
den reaktionären Äußerungen liegenden 
realen Probleme wie Angst vor sozialem 
Abstieg, Arbeitslosigkeit, Verarmung, 


Ausgrenzung, Entrechtung usw. und be¬ 
nennen die dafür Verantwortlichen und 
Nutznießer aus dem Finanzkapital. Kon¬ 
kret bedeutet dies etwa: Die Besorgnis 
und die Verärgerung über kaputte Stra¬ 
ßen, marode Schulen, geschlossene Bi¬ 
bliotheken und Schwimmbäder usw. ist 
absolut berechtigt und ernst zu nehmen. 
Wir müssen aber klarmachen, dass dafür 
eben nicht Flüchtlinge, Ausländer oder 
Arbeitslose verantwortlich sind und ver¬ 
hindern, dass die verschiedenen Grup¬ 
pen der Betroffenen gegeneinander aus¬ 
gespielt werden, sondern gemeinsam ge¬ 
gen die Verursacher und Nutznießer in 
„Politik und Wirtschaft“ aktiv werden. 
Der Klassenstandpunkt, das Erkennen 
und der Kampf für die eigenen Interes¬ 
sen, die konsequent antimonopolistische 
Ausrichtung, auch im Verhältnis zu Bünd¬ 


nispartnern, etwa Sozialdemokraten, ist 
die Grundlage unserer Strategie. 

Die Antifa-Kommission hat wie im 
letzten Jahr eine praxisnahe Handrei¬ 
chung für die Durchführung einer eigen¬ 
ständigen Veranstaltung der Grundein¬ 
heiten vor Ort zum 8. Mai 2016 erarbei¬ 
tet, eine Art Leitfaden, der als Angebot 
für die Parteigruppen einen vollständigen 
Vorschlag zur Durchführung einer Film¬ 
veranstaltung enthält, inklusiv inhaltli¬ 
chem Material für die Vorbereitung und 
Durchführung, sowie eine Anzahl weite¬ 
rer Aktionsvorschläge. Der Leitfaden ist 
so gestaltet, dass die Veranstaltung von 
allen Parteigruppen durchgeführt werden 
kann. Er ist auf der UZ-Webseite zum 
Download verfügbar und kann auch auf 
Anfrage durch die DKP-Geschäftsstelle 
(pv@dkp-online.de) zugesandt werden. 


Veranstaltungen anlässlich des 
130. Geburtstages Ernst Thälmanns 

Freitag, 15. April, 18.00 Uhr 

Offizielle und feierliche Eröffnung der neuen Ausstellung 

Berlin-Neukölln, Jonastraße 29 

Samstag, 16. April, 14.00 Uhr 

Kundgebung am Ernst-Thälmann-Denkmal in Berlin, 

Ernst- Thtiilm ann-Park, Greif sw alder Straße 

Samstag, 16. April, 10.30 Uhr bis 12.30 Uhr 

Festveranstaltung der KPD und DKP Berlin anlässlich der Vereinigung von 
KPD und SPD zur SED und anlässlich Emst Thälmanns 130. Geburtstag 

ND-Gebäude, Seminarraum 1, Franz-Mehring-Platz 1,10243 Berlin 

Sonntag, 17. April, 11.30 Uhr 

Kranzniederlegung vor dem Gelände der zerstörten „Emst-Thälmann- 
Gedenkstätte“ Ziegenhals, Seestraße 27, Ziegenhals-Niederlehme, 
Königs Wusterhausen. 

Sonntag, 17. April, 11.00 Uhr 

Matinee im Theater „Polittbüro i( , Steindamm 45 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 8. APR 


Schweinfurt: Mitgliederversammlungen 
der Gruppe Schweinfurt/Haßberge und des 
Kreises Unterfranken der DKP. DFG-VK-Büro, 
Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


SO ★IO. APR 


Dortmund: Gedenkveranstaltung der DKP 
für die Kapp-Putsch-Gefallenen. Nordfried¬ 
hof, Eingang Osterfeldstraße, 14.00 Uhr. 


MO ★ 11. APR 


Elmshorn: Mitgliederversammlung der DKP 
zur Vorbereitung des diesjährigen Wasser¬ 
turmfestes. Reinhold-Jürgensen- Zentrum, 
19.30 Uhr._ 

Dortmund: „Lenins Imperialismustheorie“, 
Bildungszirkel der DKP. Z, Oesterholzstraße 
27,19.00 Uhr. 


Ml ★ 13. APR 


Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land zu aktuellen 
politischen Aufgaben. „Floraheim“, Stein¬ 
bergstraße 10,19.00 Uhr. 


DO ★ 14. APR 


Nürnberg: „Antifaschismus heute - was ist 
zu tun?“ Gruppenabend der DKP. Rotes Zen- 
trum, Reichstraße 8,19.00 Uhr._ 

Oberhausen: „Wie umgehen mit der AfD?“ 
Vortrag und Diskussionsveranstaltung des 
Rosa-Luxemburg-Clubs mit dem Journalis¬ 
ten Markus Bernhardt. „Fabrik Kl 4“, Loth¬ 
ringer Straße 64,19.00 Uhr. 


FR ★IS. APR 


Hannover: „Angriff der EU auf die griechi¬ 
sche Demokratie - Widerstand der griechi¬ 
schen Bevölkerung gegen die Troika. “Vortrag 
von Emmanuel Korakis, Mitglied der KKE, mit 
anschließender Diskussion. Veranstaltung der 
DKP Hannover und der KKE Hannover. DKP- 
Büro, Göttinger Straße 58,18.00 Uhr. 

Fulda: Jürgen Roth liest: „Der tiefe Staat“, 
anschließend Diskussion des Veranstalters 
„Bündnis Fulda stellt sich quer e.V.“. Muse¬ 
umscafe, Jesuitenplatz 2,19.30 Uhr. 


SA ★ 16 APR 


Suhl: „Die Positionen der DKP unter den 
aktuellen Klassenkampfbedingungen der 
BRD.“ Diskussionsveranstaltung der Rot- 
Fuchs-Regionalgruppe Suhl und Umge¬ 
bung mit Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP. Vereinshaus (ehemaliges Waisenhaus), 
Neundorfer Straße 25,17.00 Uhr. 


MO ★IS. APR 


Münster: „Unbeugsam & Widerständig - 
Die Radikale Linke in Deutschland seit 
1989/90.“ Vortrags- und Diskussionsver¬ 
anstaltung mit Ulrich Peters (Berlin). Kul- 
turKneipe F24, Frauenstraße 24,20.30 Uhr. 


Dl ★ 19. APR 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Cafe Marat, Doberaner Straße 21, 
19.00 Uhr. 


Ml ★ 20. APR 


Dortmund: „Historische Arbeit vor Ort“, Se¬ 
niorenarbeitskreis der DKP. Z, Oesterholz- 
straße 27,14.30 Uhr. 

Dortmund: Treffen SDAJ und DKP zur Vor¬ 


bereitung der Aktionen zum 4. Juni. Z, Oes¬ 
terholzstraße 27,19.00 Uhr. 


DO ★ 21. APR 


Brandenburg: „Nato - vom Militär- zum 
Kriegspakt. Herausforderung für Friedenspo¬ 
litik und Friedensbewegung.“ Alexander Neu 
(MdB Partei „Die Linke“) spricht auf einer 
gemeinsamen Veranstaltung des Kreisver¬ 
bandes der Partei „Die Linke“ Brandenburg 
an der Havel, RotFuchs Föderverein und DKP 
Brandenburg. Fontane Club, Gelber Saal, Rit- 
terstraße 69,17.00 Uhr._ 

Nürnberg: „Organisationsprinzipien einer 
Kommunistischen Partei - Kritik und Selbst¬ 
kritik“ . Gruppenabend der DKP. Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


DO ★ 28. APR 


Dortmund: „Lenin und die Syrienfrage“, 
Diskussionsveranstaltung der DKP. Z, Oes¬ 
terholzstraße 27,19.00 Uhr. 


DO ★ 28. AP 


Nürnberg: „Kommunalpolitik - Neues aus 
dem Stadtrat“, Gruppenabend der DKP. Ro¬ 
tes Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SA ★ 30. APR 


Karlsruhe: Vormaifeier der DKP. Jürgen 
Lloyd, Leiter der Karl-Liebknecht-Schule 
spricht zum Thema „Antifaschistische Stra¬ 
tegien heute“, Politisches Kabarett mit „Kri¬ 
senstimmung“ . „Walhalla“, Augartenstraße 
27,17.00 Uhr. 

Geschichte der Berufsverbote 

Eine Wanderausstellung zur Geschichte der 
Berufsverbote in der Bundesrepublik ist im 
Clara-Zetkin-Haus vom 12. April bis zum 
8. Mai 2016 zu sehen. 

Am 28. Januar 1972 verabschiedeten die 
Ministerpräsidenten der Länder den soge¬ 
nannten Radikalenerlass - ausgehend von 
der Befürchtung, dass eine neue linke Stu¬ 
dentenorganisation in staatliche Strukturen 
einsickern und diese von innen verändern 
könnte. Die Folgen: Etwa 3,5 Millionen Per¬ 
sonen wurden polizeilich überprüft und die 
Geheimdienste meldeten den Einstellungs¬ 
behörden zwischen 25 000 und 35 000 
„verdächtige“ Bewerberinnen, wovon etwa 
2 300 nicht eingestellt und etwa 300 Be¬ 
amtinnen entlassen wurden. Auch in Ba¬ 
den-Württemberg waren viele Menschen 
betroffen, die um Wiedergutmachung und 
Entschädigung kämpfen und weiter am Ball 
bleiben werden. 

Bei der Veranstaltung am Mittwoch, 13. Ap¬ 
ril, 19.30 Uhr, werden Ausstellung und die 
Entschädigungs-Aktionen vorgestellt. Clara- 
Zetkin-Haus, Gorch-Fock-Straße 26 in Stutt¬ 
gart-Sillenbuch. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
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Mitglieder von Grup Yorum traten auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz 2016 auf 


... weil Grup Yorum seit ihrer Gründung für die Brüderlichkeit 
der Völker steht Wir singen unsere Lieder für eine klassenlose 
Gesellschaft , gegen imperialistische Kriege und Ausbeutung.“ 

Die türkische Gruppe Grup Yorum feierte in diesem Jahr ihr 30-jähriges Be¬ 
stehen . Anfangs ein Insidertipp in der türkischen Linken, sind die Musikerin- 
nen und Musiker heute vielen Menschen über die Grenzen der Türkei hinaus 
bekannt. 


Kuratorium „Gedenkstätte Emst Thälmann“ e.V. 
Ausstellung, Bibliothek, Archiv im Thälmannhaus 
Emst-Thälmann-Platz / Tarpenbekstraße 66, 

20251 Hamburg, Tel: 040 / 47 41 84 

130 Jahre Ernst Thälmann 

Für eine Welt ohne Hunger, Ausbeutung und Krieg 

Samstag, 16. April 2016,15 Uhr 

Kranzniederlegung an der Gedenkstätte, dem ehemaligen 
Wohnhaus Thälmanns, Tarpenbekstraße 66, und anschließen¬ 
des Nachdenken über Strategien des Antifaschismus heute. 

Sonntag, 17. April 2016,11 Uhr 

Politische Matinee im Theater „Polittbüro", 

Steindamm 45,20099 Hamburg, Eintritt: 7,- € 

Die Gedenkstätte ist am Sonntag ab 10.00 Uhr ganztägig geöffnet 



Visionäre oder Ewiggestrige? 

Monatsrückblick März • Von Jane Zahn 


Die Eckpunkte für den Bundeshaushalt 
2017 stehen: 8,6 Mrd. Euro mehr Ausga¬ 
ben als 2016, das sind 2,7 Prozent. Um 
6,8 Prozent steigt der Etat der Bundes¬ 
wehr, ebenso wie der Etat des Sozialmi¬ 
nisteriums. Zusätzlich sind 5 Mrd. Euro 
„flüchtlingsbezogen“ für Wohnungsbau, 
Sozialhilfe und Integration eingeplant. 
Für „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“ 
sind 300 Millionen Euro eingeplant. Für 
Hundertausende Flüchtlinge? Wie haben 
die Milchmädchen das nur wieder aus¬ 
gerechnet? Und die „schwarze Null“ der 
schwarzen Null Schäuble bleibt trotzdem 
bestehen: Weil mehr Steuern eingenom¬ 
men werden. Aha. Gerade noch haben 
die Steuerschätzer für 2016 5,2 Milliar¬ 
den Euro weniger Steuereinnahmen für 
Bund, Länder und Kommunen vorherge¬ 
sagt als noch im Mai des letzten Jahres 
geschätzt wurde. Ich schätze, das Staats¬ 
schätzchen wird doch wieder Minus ma¬ 
chen und Schulden aufnehmen müssen. 
Die heißen dann sicher anders. „Globale 
Minderausgabe“ lautet der Codename für 
das mit 7 Mrd. Euro eingeplante Minus, 
mit dem das Haushaltsjahr 2018 dann be¬ 
ginnen wird. Aber was kann man schon 
von einer Regierung erwarten, deren Ver¬ 
teidigungsministerin mit einer zu 20 Pro¬ 
zent fehlerhaften Doktorarbeit sich wei¬ 
terhin Frau Doktor nennen darf. Als Me¬ 
dizinerin kann sie jedenfalls nicht mehr 
Karriere machen. Obwohl: Medizin ist ja 
keine Wissenschaft. Medizin ist der ver¬ 
längerte Arm der Pharmakonzerne, und 
Mediziner müssen nicht richtig zitieren, 
sondern nur richtig verschreiben können. 

Und was verschreibt die Medizin Po¬ 
litikern, die an akutem Wählerstimmen- 
Mangel leiden? 

Das Ergebnis der Landtagswahlen in 
den Bindestrich-Ländern macht Politi¬ 
ker ratlos. Was wählt dieses undankbare 
Volk bloß für einen Scheiß zusammen! 
Nirgendwo kann eine Regierung wei¬ 
termachen wie bisher. Zwar wurden alle 
Ministerpräsidenten bestätigt durch den 
Wähler, aber ihre Partner brachen ein. 
Und weil das Igittigitt vor der AfD ge¬ 
rade (noch) Mode ist, kann man mit der 
nicht regieren. Das ist immer so in der 


Bundesrepublik: Wenn eine neue Par¬ 
tei auftaucht, sind die Politiker der eta¬ 
blierten Parteien schwer getroffen von 
der Untreue der Wähler. Sie würden sich 
lieber ein neues Volk wählen als zuzuge¬ 
ben, dass sie selbst Mist gebaut haben. 
Man hat ja einen Sündenbock. 

Woran liegt es wohl, dass so viele 
Wähler einer Partei ihre Stimme geben, 
die noch kein Programm vorzuweisen 
hat und in der Öffentlichkeit nur durch 
scharfe Töne gegen Flüchtlinge auffällt? 
Gut, mal abgesehen von ca. 10 Prozent 
der Wahlbevölkerung, die bekannter¬ 
maßen ein geschlossen rechtsextremes 
Weltbild haben - was bringt Nicht-Wäh¬ 
ler plötzlich dazu, eine Partei zu wählen, 
die sie nicht kennen? Wählen sie sie, ge¬ 
rade weil sie sie nicht kennen, also keine 
negativen Erfahrungen mit ihr haben? 
Dann können wir ja unbesorgt sein: Die 
negativen Erfahrungen werden noch ge¬ 
macht, nächstes Mal wird die AfD auch 
nicht mehr gewählt. Dann haben wir wie¬ 
der mehr Nicht-Wähler als Wähler, aber 
das tut den Regierenden nicht weh. Sie 
repräsentieren ja sowieso nur das eine 
Prozent der Bevölkerung Deutschlands, 
das 24 Prozent des Vermögens an sich ge¬ 
rafft hat. Über 70 Prozent der Bevölke¬ 
rung verfügen dagegen zusammen nicht 
mal über 9 Prozent des Vermögens. Die 
haben noch nicht mal eine Lobby. Je¬ 
der dritte Deutsche besitzt nichts oder 
muss sogar Schulden abzahlen. Das sind 
Auswirkungen der zwischen 2000 und 
2007 (bis 2005 unter der SPD-geführten 
Regierung) rückläufigen Lohnquote. 
Damals sank der Anteil der Löhne am 
Volkseinkommen von 72 Prozent auf un¬ 
ter 64 Prozent. Obwohl er danach wieder 
etwas stieg, hat er nie wieder das vorheri¬ 
ge Niveau erreicht. (DGB-Verteilungsbe¬ 
richt 2016 „ Gerecht verteilen - Wohlstand 
sichern “ zitiert nach jW, 2.3.2016)) 

Da verläuft die Grenze - nicht zwi¬ 
schen Flüchtlingen und Einheimischen, 
die beide arm sind. Aber wer das den 
Menschen vermitteln will, kommt eben 
nicht so häufig in die „Lügenpresse“ und 
die „Staatsmedien“ wie Leute, die an der 
Grenze schießen lassen wollen. Ach nein, 


Ihnen ist ja bloß die Hand an der Maus 
ausgerutscht, Frau von Storch! Wer keine 
Leichen an den Grenzen haben will, der 
muss die Grenzen durchlässig machen. 
Wer keine Schleuserbanden will, der 
muss legale Einreisewege schaffen. Und 
wer nicht mit Flüchtlingen leben will, der 
muss sich auf den Mond schießen lassen, 
oder sonst eine unwirtliche Gegend, wo 
keiner hinwill. (Ich persönlich würde 
Frauke Petry das ja gerne empfehlen). 

Das Perverse ist ja: Frau Merkel lässt 
sich als Engel der Flüchtlinge feiern, 
schafft aber per Gesetz das Asylrecht ab 
und lädt die Menschenhändler aus der 
Türkei ein, unseren Türsteher zu machen. 
Und verkauft das noch als politische Lö¬ 
sung! 

Was von einem Bündnispartner Er- 
dogan zu halten ist, spricht aus seinen 
eigenen Worten: „Es gibt keinen Grund 
dafür, dass eine Bombe wie die in Anka¬ 
ra nicht auch in Brüssel explodiert“, sagte 
Erdogan am 18. März. Nach dem Atten¬ 
tat in Brüssel meinte er dann, dass es kei¬ 
nen Unterschied mache, ob „kurdische 
Extremisten“ in Ankara Anschläge ver¬ 
übten oder andere Täter dies in Brüssel 
täten (zitiert nach jW, 23.3.2016). Es sind 
aber wohl die gleichen Täter an beiden 
Orten, nur dass Erdogan den IS mit Waf¬ 
fenlieferungen und sicherem Hinterland 
unterstützt und gegen die Kurden einen 
blutigen Krieg führt. Und wir Europäer? 
Tun wir nicht desgleichen? 

★ 

Zum Abschluss eine Rätsel-Frage: Aus 
welcher Zeit stammt das folgende Zitat: 
„Wir brauchen die Vereinigten Staaten 
Europas (ohne Russland) zum Zusam¬ 
menwirken gegen die Neger Afrikas, ge¬ 
gen eine islamitische Bewegung großen 
Stils, zur Bildung einer Heeres- und Flot¬ 
tenmacht allerersten Ranges gegen eine 
chinesisch-j apanische Koalition“ ? 

Das sagte Gerhard Hildebrand, 1912 
aus der SPD ausgeschlossener Vertei¬ 
diger des deutschen Kolonialismus. (Zi¬ 
tiert nach Lenin: „Der Imperialismus als 
höchstes Stadium des Kapitalismus). Ist 
Hildebrand nun ein Visionär, oder sind 
Merkel & Co. Ewiggestrige? 


Olympia und die deutschen Olympier 

Vor 100 Jahren sollten die Spiele in Deutschland stattfinden 


Man möge es mir nachsehen - ich begebe 
mich einmal mehr in die Vergangenheit. 

1916 - also vor hundert Jahren - 
sollten die Olympischen Spiele erstmals 
im damaligen Deutschland stattfinden. 


Deutschland träumte von einem schnel¬ 
len Sieg und glaubte dann bei Olympia 
nur jene starten zu lassen, die der Kai¬ 
ser eingeladen hatte. 

Daraus wurde bekanntlich nichts, aber 
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Parade von Turnern bei der Eröffnung des Stadions für die Sommerspiele 1916. 
Die Spiele waren 1912 nach Deutschland vergeben worden. 
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Als 1914 die kaiserlichen Truppen Eu¬ 
ropa überfielen, glaubte man wohl an 
einen schnellen Sieg, denn in der Il¬ 
lustrierten „Fußball und Leichtathle¬ 
tik“ vom 3. September 1914 las man, 
dass Olympia nicht ausfallen würde, 
„deshalb werden wir Deutschen, die 
wir jetzt mit dem Schwert in der Hand 
die Menschheitskultur verteidigen, un¬ 
bedenklich 1916 in Frieden eintreten 
können - dass uns die Engländer, die 
größten Versager von 1912, die Belgier 
und Franzosen, die in Stockholm Nullen 
waren, nicht in Berlin besuchen werden, 
dessen können wir sicher sein“. Mithin: 


das deutsche Olympische Komitee sorgte 
dennoch für Spektakel. 

Zu Beginn des Jahres 1917 erfuhr 
die Öffentlichkeit, dass der Deutsche 
Reichsausschuss für Olympische Spie¬ 
le - so hieß damals das deutsche Olym¬ 
pische Komitee - zu einer wichtigen Ta¬ 
gung nach Berlin eingeladen habe. Die 
Zeitungen widmeten der Sitzung schon 
im Vorhinein enorme Aufmerksamkeit: 
„Die heutige Hauptversammlung in Ber¬ 
lin bringt eine Tagesordnung von außer¬ 
ordentlicher Bedeutung. So verbirgt sich 
hinter dem Antrag des Vorstandes auf 
Änderung des Namens in ,Deutscher 


Reichsausschuss für Leibesübungen 4 
die ganze Entwicklungsgeschichte die¬ 
ser großen Vereinigung aller deutschen 
Leibesübungen betreibenden Verbände.“ 
Die Gründung hatte am 13. Dezember 
1895 stattgefunden, doch war der Aus¬ 
schuss nach der offiziellen Ablehnung 
der Teilnahme an den I. Olympischen 
Spielen in Athen für die zweite Olym¬ 
piade 1900 in Paris neu gegründet wor¬ 
den. Nun sollte also „Olympia“ aus dem 
Namen verschwinden, eine Tatsache, die 
in der Regel heutzutage von den Histo¬ 
rikern unterschlagen wird - ein Grund, 
weshalb wir sie in Erinnerung rufen. 

Für die Tagung war als Redner ein 
junger Leutnant als Referent eigens 
von der Front beurlaubt worden. Sein 
Name: Carl Diem. Als man die Haupt¬ 
versammlung in Berlin eröffnete, wurde 
zunächst ein Telegramm an den Kaiser 
gesandt: „Ew. Majestät bitten die hier zu 
einer Hauptversammlung vereinigten 
Verbände für Pflege von Leibesübun¬ 
gen Deutschlands, Ew. Majestät wollen 
die Versicherung unverbrüchlicher Treue 
und Liebe entgegennehmen. Wir werden 
auch in Zukunft auf das eifrigste bestrebt 
sein, die Männer und Frauen Deutsch¬ 
lands durch Leibesübungen zu stählen, 
damit sie für die großen und schweren 
Aufgaben, welche ihnen bevorstehen, 
zum Segen unseres geliebten Vaterlan¬ 
des gerüstet sind.“ 

Die Versammlung hatte sich aller¬ 
dings auch mit einem Brief zu befassen, 
der dafür plädierte, den Namen beizu¬ 
behalten. Seine Mahnung wurde in den 
Wind geschlagen, der Ausschuss umbe¬ 
nannt. Der Berichterstatter der „Leip¬ 
ziger Neuesten Nachrichten“ meldete 
von der Sitzung: „Mit dem Kriegs- und 
Kultusministerium sollen Besprechun¬ 


gen erbeten werden, um für die leibliche 
Ausbildung der Jugend in den Vereinen 
bestimmte Leitsätze nach den Wünschen 
der Heeresverwaltung auszuarbeiten.“ 
Bliebe von der Tagung noch zu berich¬ 
ten, dass der von der Front beurlaubte 
Leutnant Carl Diem zum Generalsekre¬ 
tär des umbenannten Ausschusses ge¬ 
wählt wurde. 

Der Mann, der 1896 die Mann¬ 
schaft nach Athen gebracht hatte, 
Dr. Gebhardt, hoffte dann in einem Brief 
an das Außenministerium der Weimarer 
Republik den Schritt rückgängig zu ma¬ 


chen. Allerdings vergeblich. Dafür traf 
der Präsident des IOC, Baron de Cou- 
bertin, klare Entscheidungen: Die deut¬ 
schen IOC-Mitglieder ließ er für tot er¬ 
klären und schloss Deutschland von den 
Spielen 1920 und 1924 aus. 

Diem aber machte Karriere: Er wur¬ 
de von den Nazis in das Org-Komitee der 
Olympischen Spiele 1936 berufen, trom¬ 
melte am Olympiastadion am 19. März 
1945 eine Schar Jugendlicher zur Ver¬ 
teidigung Berlins zusammen und wur¬ 
de 1950 zum Sportreferenten der Bun¬ 
desregierung ernannt. Die meinte, auch 
die von Diem projektierte Langemarck- 
halle, die an eine der blutigsten Schlach¬ 
ten des Ersten Weltkriegs erinnerte, vor 
der Fußball-WM 2006 rekonstruieren zu 
müssen! Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Die Bartholomäusnacht, F/D/l 1994 

Warum ist Frankreich katholisch? 
Antworten bieten die Pogrome der 
Pariser Bartholomäusnacht des Au¬ 
gust 1572, die den Ausgangspunkt 
zur gnadenlosen Ausrottung des Pro¬ 
testantismus bildeten. Der Spielfilm 
spiegelt farbenprächtig die histori¬ 
schen Vorgänge in der Hochzeits¬ 
nacht des späteren Heinrichs IV. 

So., io. 4., 21.00-23.30 Uhr, arte 

Akte D - Die Macht der 
Pharmaindustrie, D 2016 

Die deutsche Pharmaindustrie sieht 
sich selbst als Garant für Gesundheit 
und ein langes Leben. Doch Aufsehen 
erregt sie seit Jahrzehnten mit Skan¬ 
dalen - und mit unaufhörlich stei¬ 
genden Arzneimittelausgaben. 2015 
sind diese Ausgaben in Deutschland 
auf über 35 Milliarden Euro gestie¬ 
gen. Wieder ein neuer Rekord. Zahlen 
müssen das die Krankenkassen - und 
damit am Ende die Verbraucher über 


ihre Beiträge. Die Pharmaindustrie 
dagegen gehört seit langem zu den 
profitabelsten Branchen des Landes. 

Mo., 11.4., 23.30-0.15 Uhr, ard 

Der perfekte Mensch 

Haben wir nicht schon immer von 
Perfektion geträumt? Keine Krank¬ 
heiten, keine Makel, keine Schick¬ 
salsschläge. Seit der Entstehung mo¬ 
derner Biologie und Medizin wollen 
wir den verbesserten Menschen, den 
perfekten Menschen. Ist das nur ein 
Traum oder eine echte Zukunftsper¬ 
spektive? 

Professor Urban Wiesing, Medizin- 
ethiker an der Universität Tübingen 
sagt: „Es gab in der Tat in den ersten 
Generationen von molekularen Ge¬ 
netikern euphorische Prognosen, dass 
wir das Schicksal abschaffen können. 
Die sind töricht, das muss man ein¬ 
fach so sagen.“ 

Mehr zum Thema um 20.15 Uhr und 
21.00 Uhr. 

Do., 14.4., 18.30-19.00 Uhr, 3sat 















